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89. Sitzung 

Bonn, den 5. März 1982 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsident Stücklen: Die Sitzung ist eröffnet. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 16 bis 18 auf: 

16. Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit (20. Ausschuß) zu der Unter-
richtung durch die Bundesregierung 
Vierter Entwicklungspolitischer Bericht der 
Bundesregierung 
— Drucksachen 8/3582, 9/1344 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Bindig 
Dr. Hüsch 

17. Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit (20. Ausschuß) zu dem An-
trag der Abgeordneten Dr. Köhler (Wolfs-
burg), Pieroth, Dr. Pinger, Frau Fischer, Her-
kenrath, Höffkes, Dr. Hornhues, Dr. Hüsch, 
Dr. Kunz (Weiden), Lamers, Dr. Möller, Dr. 
Müller, Dr. Pohlmeier, Repnik, Schmöle, 
Schröder (Lüneburg), Dr. Jenninger und der 
Fraktion der CDU/CSU 
Hilfsmaßnahmen für die am wenigsten ent- 
wickelten Länder (least developed countries) 
— Drucksachen 9/284, 9/1343 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Frau Fischer 
Dr. Osswald 

18. Beratung des Antrags der Abgeordneten La-
mers, Dr. Köhler (Wolfsburg), Dr. Wörner, Dr. 
Mertes (Gerolstein), Dr. Pinger, Frau Fischer, 
Dr. Hennig, Dr. Hornhues, Dr. Hüsch, Dr. 
Kunz (Weiden), Dr. Müller, Dr. Pohlmeier, 
Repnik, Höffkes, Graf von Waldburg-Zeil, 
Schmöle, Herkenrath, Bahner, Dr. van Aers-
sen, Petersen und der Fraktion der CDU/ 
CSU 
Entwicklungsprogramm Karibik und Zen-
tralamerika 
— Drucksache 9/1298 — 

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat sind 
eine verbundene Debatte für die Tagesordnungs-
punkte 16 bis 18 und eine Redezeit von insgesamt  

vier Stunden vereinbart worden. Ich sehe, daß das 
Haus damit einverstanden ist. Kein Widerspruch. 

Wünschen die Berichterstatter das Wort? — Das 
ist nicht der Fall. 

Dann eröffne ich die allgemeine Aussprache. Der 
Herr Abgeordnete Höffkes hat sich zu Wort gemel-
det. 

Höffkes (CDU/CSU): Herr Präsident! Sehr geehrte 
Damen! Meine Herren! Der Vierte Entwicklungspo-
litische Bericht der Bundesregierung, der am 16. Ja-
nuar des Jahres 1980 durch das Kabinett verabschie-
det und erstmals am 25. April 1980 im Bundestag be-
handelt wurde, ist wie seine Vorgänger sehr stark 
beschreibend angelegt. Ein Bericht sollte nicht erst 
nach zwei Jahren im Parlament diskutiert werden, 
nämlich nicht erst dann, wenn schon der fünfte Be-
richt fertig ist. Bei aller kritischen Distanz: Es sind 
einige Konsequenzen aus unserer Kritik am Dritten 
Entwicklungspolitischen Bericht gezogen worden, 
die durchaus gewürdigt werden sollen. 

Positiv hervorzuheben ist die Unterstreichung des 
freien Welthandels als Grundbedingung für den op-
timalen Einsatz der Ressourcen. Gut herausgearbei-
tet ist die Konfliktsituation zwischen entwicklungs-
politischen Zielsetzungen einerseits und entspre-
chenden Maßnahmen zur Abfederung von Struktur-
anpassungsproblemen andererseits. Der Bericht 
zeichnet ein relativ ungeschminktes Bild der Reali-
tät und bewegt sich nicht nur — wie seine Vorgänger 
— im Bereich irrealer Harmonievorstellungen. 

Einige Forderungen, die den Bericht durchaus zu 
einem wertvollen und brauchbaren Dokument der 
Entwicklungspolitik hätten machen können. 

Es wäre sinnvoll gewesen, die Entwicklungspoli-
tik gegenüber den 15 wichtigsten Empfängerländern 
darzustellen und aufzuzeigen, inwieweit die ange-
strebten Ziele tatsächlich erreicht wurden. 

Es wäre sinnvoll gewesen, Ziele und Erfolge der 
bisherigen integrierten Projektmaßnahmen darzu-
stellen. 

Es wäre sinnvoll gewesen, einen Überblick über 
den Mittelabfluß bei den einzelnen Empfängerlän-
dern zu geben, sowie darüber zu informieren, wie 
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Höffkes 
sich die in den letzten fünf Jahren übergebenen Pro-
jekte weiterentwickelt haben. 

Es wäre weiter sinnvoll gewesen, die Ergebnisse 
der multilateralen Entwicklungszusammenarbeit 
besser herauszuarbeiten. Hier bleibt der Bericht — 
und dies ist ärgerlich — bei der bloßen Beschreibung 
der UN-Organisationen stehen. 

(Dr. Köhler [Wolfsburg] [CDU/CSU]: 
Warum wohl?) 

Es ist bemerkenswert, daß die Welternährungsor-
ganisation, die FAO, unkritisch und rein beschrei-
bend dargestellt wird. 

Nicht näher ausgeführt wird, wie es der Bundesre-
gierung gelungen ist, bei gravierenden Menschen-
rechtsverletzungen sicherzustellen, daß die Mittel 
aus den zugesagten Projekten auch tatsächlich der 
notleidenden Bevölkerung zugute kamen. 

Nicht erfüllt wurde eine Zusage von Bundesmini-
ster Offergeld aus dem Jahre 1978, auch über Fehl-
schläge und Fehlinvestitionen und deren Gründe 
klar und vernünftig abgewogen zu berichten. 

Die Bundesregierung ist deshalb gut beraten, im 
fünften Bericht zur Entwicklungspolitik die Anre-
gungen der Unionsfraktion, die in der Beschlußemp-
fehlung, die Ihnen heute vorliegt, eingearbeitet sind, 
aufzugreifen und die angesprochenen Mängel zu be-
seitigen. 

Meine Damen und Herren, während die multilate-
rale entwicklungspolitische Zusammenarbeit im 
Rahmen der Europäischen Gemeinschaft durchaus 
kritisch beleuchtet wird — d. h. es wird auch auf die 
Konfliktfelder zwischen der EG-Politik und der EG-
Entwicklungspolitik eingegangen — bleibt die Be-
richterstattung über die Entwicklungspolitik der UN 
in der Beschreibung stecken. Man sucht vergebens 
nach kritischen Aussagen über Unterstützungslei -
stungen der UN an gewaltsame Befreiungsbewe-
gungen. Hier müßte klar und deutlich festgestellt 
werden, daß jede Unterstützung von gewaltsamen 
Aktionen gegen das Völkerrecht gerichtet ist. 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Gerade die UN sollten vor einer falschen Einschät-
zung der sogenannten Befreiungsbewegungen ge-
warnt werden, damit nicht künftig widerrechtliche 
Konflikte und Interventionsmöglichkeiten geschaf-
fen werden. 

(Schröder [Lüneburg] [CDU/CSU]: Sehr 
gut!) 

Der Bericht gibt nur zurückhaltend organisatori-
sche Ausuferungstendenzen im UN-System wieder. 
Zur Politisierung der UN sagt er gar nichts — eine 
bedenkliche Lücke. Die bloße Beteuerung, personel-
len und organisatorischen Wucherungen entgegen-
zutreten, reicht nicht aus. Konkrete Vorschläge zum 
Ausbau der Finanz- und Haushaltskontrolle der UN 
wären unbedingt notwendig. Die Zuständigkeit und 
Wirksamkeit der Evaluierungseinheiten für Projekt-
findung und -prüfung wären bei einigen Organisa-
tionen dringend zu verbessern, beispielsweise bei 
der Welternährungsorganisation. Auf eine höhere 
personelle Beteiligung der Bundesrepublik im Bera-

tenden Ausschuß für Verwaltungs- und Haushalts-
fragen und bei der externen Rechnungsprüfung der 
UN muß hingearbeitet werden. 

Ich komme zu den Beiträgen der Bundesrepublik 
zu den internationalen Rohstoffabkommen. Das ist 
zwar ein Titel aus dem Einzelplan 09 — Bundesmini-
ster für Wirtschaft —, stellt aber auch ein entwick-
lungspolitisches Sachthema dar. Die Union hat sich 
immer wieder gegen die Unsinnigkeit globaler inte-
grierter Rohstoffabkommen gewandt, weil diese die 
Marktkräfte ausschalten und zu einem weltweiten 
Rohstoffdirigismus und zu geldfressender Mammut-
bürokratie führen. Integrierte Rohstoffabkommen 
sind mit unseren Vorstellungen von einer sozial ver-
pflichteten freien Marktwirtschaft unvereinbar. 

Die Mittelbeschneidung um 20 Millionen DM und 
eine qualifizierte Sperre von 31 Millionen DM, die in 
Aussicht genommen ist, halten wir für einen Schritt 
in die richtige Richtung bei unseren Bemühungen. 
Die Entwicklungspolitik der EG und das Abkommen 
von Lomé mit dem Stabex-System als Herzstück 
verdienen gute Noten. Es darf aber nicht übersehen 
werden, daß die EG schon 1981 nicht mehr in der 
Lage war, ihren Verpflichtungen nachzukommen. 

Ein weiterer Kritikpunkt: Die Effizienz der Brüs-
seler Entwicklungshilfe ist vom Europäischen 
Rechnungshof gerügt worden. Bei Bauvorhaben im 
Bereich der Landwirtschaft und des Gesundheits- 
und Bildungswesens wurde eine erhebliche Vergeu-
dung von Mitteln festgestellt. Viele Bauten und An-
lagen gingen zu schnell kaputt, seien zu hochentwik-
kelt und mit bescheidenen Mitteln vor Ort kaum zu 
reparieren. Solche Informationen werfen ein neues 
Licht auf die europäische Entwicklungspolitik. Die 
Bundesregierung wird aufgefordert, im fünften Be-
richt hierauf einzugehen. 

Abschließend, meine Damen und Herren, kann 
festgestellt werden, daß der vierte Bericht gegen-
über seinen Vorgängern eine Reihe von Verbesse-
rungen aufweist, daß er aber auch eine ganze Reihe 
von Fragen offenläßt. Es bleibt zu hoffen, daß sich 
die Bundesregierung dieser Mängel bewußt wird 
und den fünften Bericht entsprechend den aufge-
zeigten Erfordernissen abfaßt. Aus diesen Gründen 
bittet die CDU/CSU-Fraktion, der vorliegenden Be-
schlußempfehlung zuzustimmen. 

Nun zur Situation. In den Entwicklungsländern 
treten im Moment fünf negative Erscheinungen 
gleichzeitig auf: erstens die Rohölverteuerung, zwei-
tens sinkende Rohstoffpreise auf den Weltmärkten, 
drittens hohe Zinsen an den internationalen Finanz-
märkten, viertens geringere reale Entwicklungshilfe 
seitens der Industriestaaten und fünftens überhöhte 
Ausgaben für Verteidigung und Rüstung. 

Zum ersten Punkt. Die Belastung durch die Ölein-
fuhr aller Entwicklungsländer einschließlich der eu-
ropäischen Entwicklungsländer ist von 8 Milliarden 
Dollar 1973 auf fast 70 Milliarden Dollar im Jahr 
1980/81 gestiegen. Die Energiefrage wird immer 
mehr zu einem Schlüsselproblem der Entwicklung. 
Deshalb halten wir die Erstellung eines neuen Ener-
giekonzepts für die Industriestaaten und die Er-
schließung der in den Entwicklungsländern vorhan- 
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denen Energieressourcen durch neue Technologien 
für eine vordringliche entwicklungspolitische Auf-
gabe. 

Zweitens. Die Rohstoffpreise auf den Weltmärk-
ten sind so weit gefallen, daß bereits die EG bei der 
Finanzierung des Lomé-II-AKP-Abkommens zu 
Kürzungen in Millionenhöhe bei den gestellten An-
trägen gezwungen war. 

Drittens. Die Zinsverpflichtungen für mittel- und 
langfristige Kredite der Entwicklungsländer betru-
gen 1980 weit über 30 Milliarden US-Dollar. Sie wa-
ren mehr als doppelt so hoch wie 1978 und betrugen 
erstmals mehr, als die Dritte Welt an Entwicklungs-
hilfe erhält. 

Viertens. Die reale Steigerung der Entwicklungs-
hilfe ist auch bei uns so gering ausgefallen, daß sie 
nicht einmal mehr den Kaufkraftschwund deckt. Da-
bei wissen wir von der CDU/CSU genausogut wie 
der Herr Bundesminister für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und die Damen und Herren Kollegen von 
der SPD und FDP, daß die Bundesrepublik wegen 
ernster eigener finanzieller und wirtschaftlicher 
Probleme die Hilfe für die Dritte Welt drosseln muß. 
Für einen Unionspolitiker wäre es verlockend, auf 
die Frage nach der Schuld für diese miese Finanz-
und Wirtschaftssituation nach zwölfjähriger Regie-
rungszeit der sozialliberalen Koalition einzugehen. 

(Zuruf von der SPD: Tun Sie es doch mal!) 

Ich kann hierauf verzichten, weil die Kollegen Dr. 
Köhler und Dr. Pinger in den Haushaltsberatungen 
Schuld und Ursache hierfür eindeutig dargelegt ha-
ben. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Richtig!) 

Ich muß also den Herrn Minister herzlich bitten, 
nicht so zu tun, als stiegen die Mittel für Entwick-
lungshilfe nach wie vor überproportional. Hier wer-
den falsche Erwartungen bei uns und in der Dritten 
Welt geweckt, die Sie nicht nur nicht erfüllen kön-
nen, sondern die auch zu Lasten der Glaubwürdig-
keit gehen. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Diese Bundesregierung hat schon viel an Glaub-
würdigkeit verspielt, seit sie sich 1970 durch Kanzler 
Brandt international verpflichtete, 0,7 % des Brutto-
sozialprodukts an Entwicklungshilfe zu leisten, ein 
Versprechen, das die sozialliberale Koalition nie er-
füllt hat und auch nicht erfüllen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Fischer 
[CDU/CSU]: Immer noch nicht!) 

Für unsere Glaubwürdigkeit in der Dritten Welt ist 
es besser, wenn auch die SPD/FDP-Koalition von 
den gegebenen Tatsachen ausgeht, mögen sie auch 
schmerzlich sein. 

Die Union versucht, aus dem Möglichen das Beste 
zu machen, d. h. Verbesserungen dort zu erreichen, 
wo das ohne Mehrausgaben möglich ist. 

(Zuruf von der SPD: Wie machen Sie 
das?) 

Die Entwicklungsländer stehen heute vielfach vor 
der Frage — und damit auch vor einer entsprechen-

den Entscheidung —, ob sie die Lösung ihrer Pro-
bleme vom friedlichen Wandel oder von revolutionä-
rer Gewalt erwarten können. Die Fragen um Rü-
stung und Abrüstung stellen sich wegen der außer-
ordentlichen finanziellen Folgen uns allen und müs-
sen auch die Entwicklungsländer wegen deren eige-
ner Rüstung beschäftigen. Es herrscht ein bedenkli-
ches Ungleichgewicht. Die Rüstungsausgaben in der 
Welt betrugen 1980 455 Milliarden US-Dollar, die öf-
fentliche Entwicklungshilfe weltweit 35,5 Milliarden 
US-Dollar. Die Entwicklungsländer wandten 38 Mil-
liarden Dollar für Rüstung auf. Die Zahlen sprechen 
für sich und müssen jeden Entwicklungspolitiker 
nachdenklich stimmen, wenn nicht gar erschüt-
tern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord-
neten der SPD) 

Ich will die Zahlen an Beispielen verdeutlichen. So 
hat Indien erst im letzten Jahr beschlossen, 50 bis 
150 Mirage 2000 zu kaufen, was einem Preis von 4 bis 
7 Milliarden DM entspricht. Allein dieser Betrag 
übertrifft die Summe, die Indien im Jahr 1981 von al-
len Ländern der Welt an öffentlicher Hilfe erhielt, 
nämlich 3,5 Milliarden DM. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Die Bundesrepublik ist mit ca. 400 Millionen DM, ei-
nem fast geschenkten Kredit mit einer Laufzeit von 
50 Jahren zu 0,75 % Zinsen, beteiligt gewesen. Das 
macht ziemlich genau, meine Damen und Herren, 
die Hälfte des Betrages aus, der notwendig ist, um ei-
nen U-Boot-Auftrag an eine deutsche Werft zu finan-
zieren. 

(Dr. Köhler [Wolfsburg] [CDU/CSU]: Hört! 
Hört!) 

Indien hat bisher 70 % seiner Rüstungsgüter von der 
Sowjetunion bezogen und 1980 wahrscheinlich Ver-
träge über die Lieferung von 60 Flugzeugen vom Typ 
MIG 25 und 600 Panzern vom Typ T 72 abgeschlos-
sen — ein Geschäft von mehr als 3 Milliarden. Hinzu 
kommen ein weiterer Vertragsabschluß über die 
Lieferung von 80 Kampfflugzeugen vom Typ Jaguar 
und ein Waffenlieferungsvertrag mit der Sowjet-
union über 1,6 Milliarden Dollar. 

Wenn man dies bedenkt, kann man ermessen, wie 
das Verhältnis von Entwicklungshilfe zu Rüstungs-
ausgaben in Indien aussieht. Es mag sein, daß sich 
Indien von einer einseitigen Abhängigkeit von der 
Sowjetunion befreien will und damit eine prowestli-
che Politik einleitet. Dennoch, meine Damen und 
Herren, stellt sich die Frage, ob mit der permanen-
ten Aufrüstung nicht die vitalsten Interessen des ei-
genen Volkes verletzt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord-
neten der SPD) 

Die Rüstungsausgaben betragen 20 % bis 25 % des 
Staatshaushalts und würden ausreichen, in allen 
600 000 Dörfern Indiens Grundschulen und Sanitäts-
stationen einzurichten. Ähnliches findet man auch 
in anderen Entwicklungsländern vor. Ich nenne nur 
Pakistan, Brasilien, Libyen, Uganda, Kuba und an-
dere; so ein UN-Bericht. Verschärft wird die Situa-
tion noch dadurch, daß immer mehr Entwicklungs- 
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länder selbst zu Waffenexporteuren werden. Bereits 
heute zählt Brasilien zu den sieben wichtigsten Waf-
fenexporteuren der Welt. 

In Anbetracht der Bedeutung dieses Themas wäre 
es notwendig gewesen, daß der vierte Bericht diese 
zentrale Frage aufgegriffen hätte. Von den zukünfti-
gen Berichten muß eine eingehende Erörterung des 
sehr vielschichtigen Problems zwingend verlangt 
werden. Es kann und darf nicht sein, daß wir im We-
sten die Massenarmut der Dritten Welt bekämpfen 
müssen, damit Empfängerstaaten genügend Mittel 
zu Verteidigungs- und Rüstungszwecken zur Verfü-
gung haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Es ist unglaubwürdig, wenn Vertreter solcher Staa-
ten, wie dies in Cancun geschehen ist, gegenüber den 
Industriestaaten fast drohend die Forderung erhe-
ben, es müsse eine Konzentration der Mittel auf die 
Hungerbeseitigung stattfinden. Wir fordern einen 
verstärkten Eigenbeitrag dieser Staaten im Kampf 
gegen ihre Armut. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir müssen klären, was zu geschehen hat, wenn es 
an notwendigen Eigenanstrengungen der Nehmer -
länder fehlt. 

Eine weitere Frage: Wie wollen wir uns zukünftig 
gegenüber denjenigen Ländern verhalten, in denen 
Unterentwicklung, Armut und Elend quasi system-
bedingt sind? Hier habe ich die Fälle im Auge, bei de-
nen eine Entwicklung mittelfristig schon deswegen 
nicht in Gang kommen kann, weil das politische Sy-
stem oder elitäre Führungsgruppen dies gar nicht 
wollen, zumindest aber nicht ernsthaft das ihrer-
seits Mögliche dazu tun, um die Entwicklung breiter 
Bevölkerungsschichten zu fördern. Wollen und sol-
len wir weiter Hilfe leisten — hier natürlich unab-
hängig von humanitärer Hilfe —, obwohl wir nicht 
auf einen der Bevölkerung zugute kommenden Er-
folg hoffen können? 

Ein Schulbeispiel sozialistischer Mißwirtschaft ist 
Tansania im Vergleich zu Kenia. 

(Dr. Köhler [Wolfsburg] [CDU/CSU]: Sehr 
wahr!) 

Beide Länder bieten ideale Voraussetzungen für ei-
nen Vergleich: in beiden Ländern sind Bevölke-
rungsstruktur, Böden und Klima gleichartig, und 
beide Länder verfügen über das gleiche Potential an 
Rohstoffen. Und doch sind die Wachstumsergeb-
nisse dieser beiden so gleichartigen Länder sehr un-
terschiedlich. Das Pro-Kopf-Einkommen in Kenia 
liegt um nahezu 50 % höher als im benachbarten 
Tansania. Während Kenia 1977 ein Handelsbilanz-
defizit von 21 Millionen US-Dollar hatte, lag es in 
Tansania bei 205 Millionen. Obwohl Tansania mit 
Auslandshilfe überschüttet wird — Bonn allein hat 
diesem Land bis 1980 mehr als 1 Milliarde ge-
schenkt —, wurden wesentlich schlechtere Ergeb-
nisse als im benachbarten Kenia erzielt. Die Bun-
desregierung hat auf die Rückzahlung der Kredite 
verzichtet, weil Tansania zu den armen Staaten mit 

einem Pro-Kopf-Bruttoeinkommen von unter 
200 Dollar gehört, 

(Dr. Köhler [Wolfsburg] [CDU/CSU]: Es hat 
wenigstens eine starke Armee!) 

während Tansania im Verhältnis zum Nachbarstaat 
Kenia noch belohnt wurde. So soll auch Kenias Prä-
sident Moi in Bonn gesagt haben: Ihr bestraft jene, 
die eure Hilfe fleißig nutzen, und belohnt jene, die 
sie vergeuden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Übrigens, meine Damen und Herren, für 1982/83 hat 
die Bundesregierung an Tansania erneut einen 
nicht rückzahlbaren Finanzierungsbeitrag von 100 
Millionen DM zugesagt und im Bereich technischer 
Zusammenarbeit weitere 67 Millionen DM. 

Tansania ist nicht nur ein Beispiel für das Versa-
gen des Sozialismus, sondern es zeigt klar, daß der 
Transfer finanzieller Ressourcen allein noch keine 
hinreichende Bedingung für Entwicklung ist. Um 
Hilfe effektiv werden zu lassen, müssen auf jeden 
Fall Fleiß und Eigenverantwortung hinzukommen. 
In diesem Zusammenhang möchte ich auf die guten 
Erfolge der Elfenbeinküste, Togos und Kameruns 
als Beispiele hinweisen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Eine konsequente und umfassende Entwicklungs-
politik wird auch manche Veränderungen für unser 
Leben in der Bundesrepublik mit sich bringen. Part-
nerschaft mit den Entwicklungsländern bedeutet 
z. B. Arbeitsteilung mit der Folge eines strukturellen 
Wandels unserer Wirtschaft, und zwar insbesondere 
deshalb, weil wir Lieferbindungen jeglicher Art ab-
lehnen. In diesen Zusammenhang gehört auch eine 
neue Auseinandersetzung in der Frage: Lieferbin-
dung für deutsche technische und finanzielle Zu-
sammenarbeit — ja oder nein? 

Bisher hat die deutsche Entwicklungspolitik 
grundsätzlich Lieferungebundenheit auf ihre Fah-
nen geschrieben. Dies sollte auch ein Appell an all 
diejenigen Länder der westlichen Welt sein, die seit 
eh und je Lieferbindung praktizieren. Wir tun dies in 
dem Wissen und der Erkenntnis, daß mit dem Prin-
zip der Lieferungebundenheit die freie Wahl des 
Nehmerlandes auf der einen Seite gewährleistet ist, 
und auf der anderen Seite die Leistungsfähigkeit 
der deutschen Wirtschaft so gut und groß ist, daß sie 
jederzeit den wirtschaftlichen Angeboten der übri-
gen Welt standhält. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Heute müssen wir leider feststellen, daß das gute 
Beispiel der Bundesrepublik bei den anderen westli-
chen Geberländern — von den östlichen, meine Da-
men und Herren, brauchen wir ja da gar nicht zu re-
den — keine Nachahmung gefunden hat. Das heißt: 
Das eine von uns angestrebte Ziel konnten wir nicht 
erreichen. Das zweite Ziel, nämlich der Rückfluß 
deutscher Gelder aus dem Bereich der Entwick-
lungshilfe an die deutsche Wirtschaft, wird in unse-
rem eigenen Land mehr und mehr angezweifelt. Die-
sen Zweifel zu beseitigen, ist unsere Aufgabe als 
Parlamentarier, aber in erster Linie auch Aufgabe 
der Bundesregierung. Es genügt nicht, nur einfach 
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die Behauptung in den Raum zu stellen, daß minde-
stens 60 % — teilweise wird sogar behauptet, es seien 
drei Viertel — deutscher Entwicklungshilfe als Auf-
träge an die deutsche Wirtschaft zurückfließen. Die-
ser bloßen Behauptung müssen nachprüfbare Fak-
ten gegenübergestellt werden. Dies ist bisher nicht 
oder nur in unzureichendem Maße getan worden. 

Auf eines möchte ich gesondert hinweisen: Es 
kann nach unserer Ansicht nicht angehen, daß in un-
serer offiziellen Entwicklungspolitik das Prinzip der 
Lieferungebundenheit propagiert wird und im BMZ 
das Gegenteil praktiziert wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Hierüber werden wir uns im einzelnen wohl noch 
unterhalten müssen. 

Die Unionsfraktion war im übrigen immer der 
Meinung, daß private Träger zumindest gleich gute 
— wenn nicht gar bessere — Ergebnisse im Bereich 
der Entwicklungspolitik erzielen können als der 
Staat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Auf die allseits bekannten Gründe hierfür brauche 
ich nicht einzugehen. Es freut uns, daß es uns in ge-
meinsamer Anstrengung gelungen ist, für Vorhaben 
privater Träger in Entwicklungsländern den Ansatz 
um 5 Millionen DM und die Verpflichtungsermächti-
gungen um 10 Millionen DM zu erhöhen. Bei der 
Förderung der wirtschaftlichen Umsetzung neuer 
Technologien durch die deutschen Unternehmen ha-
ben wir gemeinsam — das betone ich — den Baran-
satz um 2 Millionen DM erhöhen können. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das war vernünf -
tig!) 

In diesen Bereich nichtstaatlicher Entwicklungs-
hilfe gehört auch der Teil entwicklungspolitisch 
wichtiger Vorhaben der Kirchen mit einer Erhö-
hung sowohl des Baransatzes als auch der Verpflich-
tungsermächtigungen um je 10 Millionen DM. Es 
scheint so, als ob in diesen Bereichen und denjeni-
gen der Verstärkung der personellen Hilfe, der 
Grundbedürfnisstrategie und der Konzentration der 
Mittel auf die ärmsten Länder das stetige Bohren 
der Unionsfraktion zu einem — wenn wohl auch 
noch bescheidenen — Erfolg geführt hat. 

Jeder weiß, wie gering die Finanzmittel und wie 
groß die Nöte in der Dritten Welt sind. Resignation 
droht sich auszubreiten, ob denn unsere Anstren-
gungen überhaupt einen Sinn haben, ob nicht alle 
entwicklungspolitischen Anstrengungen in ein Faß 
ohne Boden gehen. Dieser Mutlosigkeit, so meine 
ich, müssen wir mit Mut und Zuversicht in gemein-
samer Anstrengung begegnen, — so wie es in dem 
berühmten, Luther nachgesagten Wort heißt: Selbst 
wenn ich wüßte, daß ich morgen sterben müßte, 
würde ich heute noch mein Bäumchen pflanzen. 

Gestatten Sie mir noch, daß ich zum Abschluß al-
len nichtstaatlichen Entwicklungshilfeorganisatio-
nen Dank sage. Stellvertretend für viele möchte ich 
von dieser Stelle den besonderen Dank der CDU/ 
CSU-Fraktion für die herausragenden und vorbildli-

chen Leistungen der beiden Kirchen für Frieden 
und Gerechtigkeit in der Welt aussprechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dank und Anerkennung gebührt in gleicher Weise 
den zahlreichen Verbänden, Vereinigungen und 
Gruppen, 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

in denen unsere Mitbürger bewundernswertes En-
gagement für die Notleidenden in der Dritten Welt 
zeigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Gerade das vorbildliche Engagement eines großen 
Teiles unserer Jugend sollte besonders lobend her-
ausgestellt werden. Hier zeigt sich, welche morali-
sche Kraft uns bei dem Bemühen unterstützt, Hun-
ger und Elend in der Dritten Welt wirksam zu be-
kämpfen. Für diese Unterstützung sollten wir alle 
gemeinsam dankbar sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Schluckebier. 

Schluckebier (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Zunächst eine selbstkritische Feststel-
lung, Herr Kollege Höffkes. Der Vierte Entwick-
lungspolitische Bericht liegt zwei Jahre im Aus-
schuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit vor. Daß 
wir ihn heute erst im Plenum beraten können, ist 
wohl darauf zurückzuführen, daß wir nicht in der 
Lage waren, vorher einen Termin in diesem Plenum 
zu bekommen, oder daß man uns keinen geben 
wollte oder daß wir vielleicht nicht genügend Druck 
ausgeübt oder unsere Verhandlungen im Ausschuß 
sehr langfristig geführt haben. 

(Dr. Holtz [SPD]: Es lag auch ein Wahl-
kampf dazwischen!) 

— Abgesehen vom Bundestagswahlkampf. — Ich 
denke, daß wir in Zukunft diese Berichte schneller 
im Ausschuß und auch abschließend im Plenum be-
raten. Denn es muß festgestellt werden, daß die Bun-
desregierung an diesen Bericht eine beträchtliche 
Arbeit aufwenden muß. Wie wir wissen, ist der Ent-
wicklungspolitische Bericht nicht der einzige Be-
richt, den die Bundesregierung dem Parlament vor-
legen muß. 

Wir bestätigen allerdings auch diesmal, was schon 
zum Dritten Entwicklungspolitischen Bericht ge-
sagt worden ist: er ist nicht nur ein wichtiges Instru-
ment zur Unterrichtung des Parlaments, sondern 
auch ein wesentlicher Beitrag für die Bildung des 
öffentlichen Bewußtseins im Bereich der Nord-Süd-
Politik. 60 000mal ist der Entwicklungspolitische Be-
richt angefordert worden. Das ist eine Zahl, die weit 
über den politischen Bereich hinausgreift und tief in 
die Presse, in die Schulen und Universitäten, in die 
Erwachsenenbildung, in die Organisationen hinein-
reicht, die in der Nord-Süd-Politik engagiert sind. 
Mit seinem umfangreichen Anhang, seinen vielen 
Statistiken, Fallbeispielen und Dokumenten ist er zu 
einem Handbuch, so meine ich, der Entwicklungspo-
litik geworden, das viele bei ihrer Arbeit und ihrer 
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Suche nach Informationen nicht mehr missen mö-
gen. Das öffentliche Interesse an diesem Bericht 
nimmt weiter zu. Wir erwarten auch für den Fünften 
Bericht eine entsprechend hohe Auflage. 

Die Bundesregierung verdient Lob dafür, daß sie 
bei der Abfassung dieses Berichts nicht nur formal, 
sondern auch innerlich mit großem Ernst sehr ge-
nau auf die Vorschläge des Ausschusses für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit vom 12. Juli 1979 einge-
gangen ist. Ich darf daran erinnern, daß wir die Bun-
desregierung damals aufgefordert hatten, künftig 
auch die Ergebnisse und Schlußfolgerungen aus 
Projektbeobachtungen und Projektprüfungen kri-
tisch darzustellen. Wir haben die Bundesregierung 
auch aufgefordert, zu den gegenseitigen Abhängig-
keiten zwischen Strukturpolitik, Handelspolitik und 
Entwicklungspolitik Stellung zu nehmen. Ich finde, 
das ist ihr gut gelungen. Die Konflikte zwischen Ent-
wicklungspolitik und anderen Politikbereichen wer-
den offen dargestellt, vor allem am Beispiel der Eu-
ropäischen Gemeinschaft und am Beispiel des Welt-
textilabkommens im Rahmen des GATT. 

Auf die Frage, wie sich der Handel mit der Dritten 
Welt auf unsere Arbeitsplätze auswirkt, komme ich 
noch zurück. Allerdings, meine Damen und Herren, 
ist die Darstellung der multilateralen Zusammenar-
beit in diesem Bericht vielleicht etwas zu kurz ge-
kommen. Ich hätte mir gewünscht, daß in diesem Be-
reich die Probleme ein bißchen deutlicher erläutert 
worden wären. 

Den Mitgliedern des Ausschusses ist j a die Be-
schäftigung mit den Problemen der landwirtschaftli-
chen Organisation der Vereinten Nationen, FAO, 
noch in frischer Erinnerung. Wegen ihrer Vorbe-
halte gegen die FAO-Politik hat j a die Bundesregie-
rung beim letzten Mal dem Haushalt dieser Organi-
sation ihre Zustimmung verweigert. 

Auch finde ich, daß in solchem Zusammenhang 
vom Internationalen Währungsfonds die Rede sein 
sollte, der, wie wohl kein entwicklungspolitisches In-
strument, doch in den Auswirkungen seiner Kredit-
vergabepolitik außerordentliche Bedeutung für die 
Fortentwicklung der Dritten Welt hat. 

Sehr gut und mit viel Gespür für die unterschiedli-
chen Interessenlagen und Probleme hat die Bundes-
regierung den Nord-Süd-Dialog dargestellt. Trotz-
dem hat sie dabei nicht übersehen, welche Fort-
schritte dabei gemacht worden sind. Ich denke an 
die Handelszugeständnisse im Rahmen des allge-
meinen Präferenzsystems, die Fortschreibung des 
Lomé-Abkommens zwischen der Europäischen Ge-
meinschaft und fast 60 Entwicklungsländern über 
wirtschaftliche und entwicklungspolitische Zusam-
menarbeit, die grundsätzliche Einigung über einen 
gemeinsamen Fonds im Rahmen eines integrierten 
Rohstoffprogramms zur Neuordnung der internatio-
nalen Rohstoffpolitik, Sondermaßnahmen und 
Schuldenerlasse für die ärmsten Entwicklungslän-
der, Weiterarbeit an internationalen Regeln zur 
Steuerung des Verhaltens von Unternehmen mit 
Niederlassungen in Entwicklungsländern, Verbesse-
rung der wissenschaftlichen und technischen Zu-
sammenarbeit zwischen Industriestaaten und Ent-
wicklungsländern. 

Eine neue Regelung haben die Nord-Süd-Bezie-
hungen durch den Nord-Süd-Gipfel von Cancún er-
halten. Eine Fortsetzung erfährt er in diesem Sinne 
durch die gerade jetzt zu Ende gegangene soge-
nannte Süd-Süd-Konferenz in Neu-Delhi, an der 44 
Entwicklungsländer beteiligt waren. Hier hat sich 
wieder einmal herausgestellt, daß die Entwicklungs-
länder kein monolithischer Block sind, sondern eine 
Bewegung mit durchaus unterschiedlichen Interes-
sen. Gemeinsam ist ihnen allerdings das Gefühl, Op-
fer der wirtschaftlichen Übermacht der Industrie-
staaten zu sein. Dies ist sehr ernst zu nehmen. 

Seit der Bericht Anfang 1980 fertiggestellt worden 
ist, ist viel geschehen, was den Nord-Süd-Dialog neu 
geprägt und unserer Entwicklungshilfe zusätzliche 
Impulse gegeben hat. Dies trifft ganz sicherlich für 
den Bericht der von Willy Brandt geleiteten unab-
hängigen Kommission für internationale Entwick-
lungsfragen zu, der sogenannten Nord-Süd-Kom-
mission. Die großen deutschen Kirchen nennen ihn 
ein bedeutendes Element für die internationale Dis-
kussion über eine gemeinsame menschenwürdige 
Zukunft von Nord und Süd. 

Was zeichnet den Nord-Süd-Bericht gegenüber so 
vielen anderen Arbeiten aus, die sich mit der Lage 
der Dritten Welt und der Frage des Verhältnisses 
zwischen Industriestaaten und Entwicklungslän-
dern befassen? Zunächst stammt die Mehrheit der 
Mitglieder der Nord-Süd-Kommission aus der Drit-
ten Welt. Die Kommission setzt sich zusammen aus 
gestandenen und erfahrenen Politikern, die wissen, 
was machbar ist und was nicht. Sie gestattet sich 
nicht den Fatalismus des Club of Rome, sondern will 
zeigen, daß die tödlichen Gefahren für unsere Kin-
der und Enkel vermieden werden können. 

Bei der Abfassung der entwicklungspolitischen 
Grundlinien der Bundesregierung vom Juli 1980 ha-
ben die Vorschläge der Nord-Süd-Kommission eine 
wichtige Rolle gespielt. 

Mit Befriedigung kann festgestellt werden, daß 
die sektoralen und regionalen Schwerpunkte richtig 
gesetzt sind, das entwicklungspolitische Instrumen-
tarium in weiten Teilen den Anforderungen ent-
spricht, die an eine moderne und wirkungsvolle Ent-
wicklungspolitik gestellt werden müssen, die Ziel-
richtung unserer Maßnahmen richtig gewählt ist. 

Dies ist nicht nur eine Feststellung, die wir hier im 
Parlament treffen, sondern dies ist bei der Anhö-
rung des Ausschusses für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit über die deutsche Entwicklungspolitik zu 
Beginn der 80er Jahre herausgekommen, worauf 
mein Kollege Rudolf Bindig im nachhinein noch ein-
gehen wird. 

Auch die Entwicklungspolitik für 1982, meine Da-
men und Herren, spiegelt dies wider. 40 % der Zusa-
gen für 1982 gelten der Bekämpfung der absoluten 
Armut. Mehr als ein Viertel der geplanten Ausgaben 
sollen der ländlichen Entwicklung zugute kommen. 
Fast jede sechste Deutsche Mark Entwicklungshilfe 
dient der Suche nach neuen Energiequellen und 
Energieträgern für die Entwicklungsländer. Mehr 
als die Hälfte unserer Mittel soll 1982 in die armen 
Entwicklungsländer fließen. 
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Meine Damen und Herren, es gab im Oktober 1981 

den Nord-Süd-Gipfel von Cancún mit seiner grund-
sätzlichen Einigung über die sogenannten globalen 
Verhandlungen zur Reform der Nord-Süd-Beziehun-
gen und dem Bericht „Global 2 000" über die Gefah-
ren für die Menschheit durch Bevölkerungsexplo-
sion, Umweltzerstörung und Erschöpfung der Roh-
stoffvorräte. 

Der Fünfte Entwicklungspolitische Bericht wird 
auf diese wichtigen Vorgänge und die dabei gewon-
nenen Erkenntnisse sorgfältig eingehen müssen. 
Deshalb schlagen wir mit gutem Grund in der von al-
len Fraktionen getragenen Beschlußempfehlung des 
Ausschusses vor, zusätzlich — unter Beibehaltung 
der Grundstruktur des vierten Berichtes — folgende 
Themen besonders zu behandeln: erstens die ent-
wicklungspolitischen Konsequenzen aus dem Be-
richt der Nord-Süd-Kommission und dem Gipfeltref-
fen von Cancún, zweitens die entwicklungspoliti-
schen Folgerungen aus dem Bericht „Global 2 000". 
Über den Bereich Rüstung und Entwicklung und an-
dere Forderungen aus unserer Ausschußberatung 
wird mein Kollege Rudolf Bindig noch berichten. 

Wir beschäftigen uns schon lange mit der Frage 
der wirtschaftlichen Verflechtung zwischen Indu-
striestaaten und Entwicklungsländern. Mit dieser 
Verflechtung hat sich der Ausschuß für wirtschaftli-
che Zuammenarbeit des Deutschen Bundestages in 
einer ausgedehnten Anhörung im April 1979 sehr 
sorgfältig befaßt. Diese Anhörung hat ergeben, daß 
unsere wirtschaftlichen Beziehungen zur Dritten 
Welt an Gewicht gewinnen werden und daß das 
Wohlergehen der Dritten Welt mit unserem eigenen 
Wohlstand und unserer eigenen Sicherheit sehr 
wohl etwas zu tun hat. 

Auch der Bericht der Bundesregierung macht 
ganz klar: Ein verstärkter Wirtschaftsverkehr mit 
der Dritten Welt schafft bei uns mehr Arbeitsplätze, 
als durch den Importdruck aus den Entwicklungs-
ländern zerstört werden — ein Plus, das auf rund 
200 000 Arbeitsplätze bei uns geschätzt wird. 

Bei allen Fortschritten im Nord-Süd-Dialog, die 
ich erwähnt habe, meine Damen und Herren, kön-
nen wir nicht stehenbleiben. Die bisherige Aufsplit-
terung unserer Verhandlungen mit der Dritten Welt 
in enge Themenbereiche führt uns offenbar nicht 
weiter. Deshalb halten wir es für notwendig, daß die 
globalen Verhandlungen mit dem Ziel der Neubele-
bung des Nord-Süd-Dialogs durch konstruktive Vor-
schläge gefördert werden. 

Wir müssen den Kampf gegen den Hunger in der 
Welt verstärkt fortsetzen, indem wir zur raschen 
Steigerung der Nahrungsmittelproduktion in den 
Entwicklungsländern selbst beitragen, indem wir in 
Notfällen Nahrungsmittel liefern, indem wir die in-
ternationale Zusammenarbeit bei der Sicherung der 
Nahrungsmittelversorgung für alle verbessern. 

Wir müssen den Entwicklungsländern helfen, Um-
weltschäden zu vermeiden, die oft durch armutsbe-
dingte, zerstörerische Landnutzung verursacht wer-
den. 

Wir müssen die im Grundsatz vereinbarten In-
strumentarien der internationalen Rohstoffpolitik 
verwirklichen. Wir müssen die Teilnahme der Ent-
wicklungsländer am Welthandel gerechter gestalten 
und ihnen die Kraft zur eigenen Entscheidung über 
ihren eigenen wirtschaftlichen Weg geben. Wir müs-
sen weltweit alle Möglichkeiten zur Einsparung von 
Energie und zur Schaffung zusätzlicher konventio-
neller Energiequellen und zur Nutzung nicht er-
schöpflicher Energiequellen nutzen. Es gibt den Vor-
schlag eines Weltenergieplans und einer Energiefi-
liale in Verbindung mit der Weltbank. Die Bundesre-
gierung wäre gut beraten, wenn sie diese Forderung 
nach der Bildung einer solchen Energiefiliale stär-
ker unterstützen würde. Denn dort könnte man noch 
sehr viel schaffen. 

Die Zeiten für die Realisierung dieser Forderun-
gen sind schwieriger geworden. Die Finanzen sind 
knapper. Die wichtigsten Geberländer außer der 
Bundesrepublik Deutschland sind zunehmend 
restriktiv. Die USA, der in absoluten Zahlen größte 
Geber von Entwicklungshilfe, haben ihre Leistun-
gen beträchtlich reduziert. Vor allem internationale 
Organisationen stehen vor großen finanziellen 
Schwierigkeiten. 

Dennoch dürfen wir die Hände nicht in den Schoß 
legen. Erst im Januar 1982 haben die Mitglieder der 
Nord-Süd-Kommission die Dringlichkeit hervorge-
hoben, wenigstens das schreckliche Elend zu lin-
dern. 

Der Entwicklungspolitische Bericht der Bundes-
regierung hat uns auf unsere Verantwortung deut-
lich hingewiesen. Die Schwierigkeiten, denen wir ge-
genüberstehen, sind keine Rechtfertigung, dieser 
Verantwortung nicht zu entsprechen. — Ich danke 
Ihnen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abgeord-
nete Schuchardt. 

Frau Schuchardt (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Wenn man über das ganze Feld der 
Entwicklungspolitik debattieren soll, bedarf das 
zwangsläufig Schwerpunktsetzungen. Deswegen 
möchte ich nur auf einige Bereiche eingehen. 

Zu keiner Zeit wußte man über die künftige Ent-
wicklung so viel wie wir heute. Der Brandt-Bericht, 
„Global 2 000", die Weltbankberichte und auch dieser 
Bericht, über den wir heute zu debattieren haben, 
haben uns in einen Wissensstand versetzt, der ein 
massiveres Handeln als bisher erfordert. 

Nun haben Politiker j a auf Trends zu reagieren. 
Wir sollten uns nicht an dem Wissenschaftsstreit be-
teiligen, ob im Jahr 2 000 die Bevölkerung 6,2 oder 
6,35 Milliarden betragen wird, sondern wir müssen 
die Zahlen, die uns heute bekannt sind, zum Anlaß 
nehmen, zu handeln. 

Deshalb möchte ich einige nennen. Die Erdbevöl-
kerung wird im Jahr 2000 auf jeden Fall auf weit 
über 6 Milliarden Menschen explodiert sein. Davon 
werden die meisten in den unterentwickelten Regi-
onen geboren sein. Die Einkommensschere zwi- 
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schen Arm und Reich wird entsprechend größer. Die 
landwirtschaftlichen Flächen werden nur gering zu-
nehmen. Was man an zusätzlicher Produktion ge-
winnt, wird also über Steigerungen der Produktivi-
tät und damit durch Energieverbrauch erzeugt. Ein 
Viertel der Menschen ist primär von Holz abhängig. 
Schon heute ist abzusehen, daß der Bedarf dieser 
Menschen die Vorräte im Jahr 2 000 um 25 % über-
steigen wird. Man muß annehmen, daß sich die 
Walddecke weltweit auf 60 % der heutigen reduziert 
haben wird und die Verwüstung ein Ausmaß ange-
nommen haben wird, das vielleicht eine Vervierfa-
chung der heutigen Wüstenfläche bedeutet. 

Die deutsche Entwicklungspolitik hat sich an die-
sen Herausforderungen zu orientieren. Deshalb 
kann ich für meine Fraktion sagen, daß wir die 
Schwerpunktsetzungen der Regierung sehr wohl 
unterstützen, nämlich die absolute Armut zu be-
kämpfen, den ländlichen Raum zu entwickeln, das 
Engagement in der Energieproblematik der Dritten 
Welt und den Schutz der natürlichen Ressourcen zu 
gewährleisten und im Bereich der Bildung und Aus-
bildung Prioritäten zu setzen. 

Der Ausschuß hat im Laufe seiner Beratungen 
eine Reihe von Empfehlungen ausgesprochen, von 
denen ich einige zusätzlich erläutern möchte. Die 
Menschenrechte werden in den meisten Ländern 
der Welt mißachtet. Entwicklungszusammenarbeit 
hat aber die Aufgabe die Verwirklichung der Men-
schenrechte sicherzustellen. Also kann im Prinzip 
die Einhaltung der Menschenrechte nicht Vorbedin-
gung sein, sondern wir müssen überall dort tätig 
werden, wo die Bevölkerung tatsächlich einen 
Nutzen davon hat. 

Wir müssen uns, glaube ich, in dieser Frage auch 
davor hüten, heuchlerisch zu sein. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU]: Sehr wahr! Und 
vor allem davor, einseitig zu sein!) 

Wir haben z. B. die Situation gehabt, daß wir in einer 
Sitzung, in der wir uns in Menschenrechtsfragen 
sehr stark gemacht haben, gleichzeitig Länder im 
Mittelmeerraum weiter favorisieren wollten, in de-
nen nun weiß Gott die Menschenrechte nicht ge-
währleistet sind. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Insofern meine ich, daß wir vor uns selbst ehrlich 
sein sollten und daß wir, wenn es der Bevölkerung 
dient, auch dort tätig werden müssen oder bleiben 
sollten, wo die Regierungen Systeme der Unterdrük-
kung sind. Darüber hinaus sollten wir uns auch 
nicht scheuen, solche Systeme prioritär zu behan-
deln, die sich bemühen, sozialer, wirtschaftlicher 
und politischer Unterdrückung entgegenzuwirken. 
Ich glaube, am Beispiel der Türkei kann man deut-
lich machen, daß die Entwicklungszusammenarbeit 
sogar dazu dienen kann, auf die Einhaltung der 
Menschenrechte hinzuwirken. 

Meine Damen und Herren, die weltwirtschaftliche 
Situation ist nicht nur für die Entwicklungsländer, 
sondern auch für die Industrieländer prekär. Das 
führt dazu, daß die stärkeren Handels- und Markt-
partner, also die Industrieländer, zu protektionisti-

schen Methoden greifen, um ihre Wirtschaft und ih-
ren Arbeitsmarkt so weit wie möglich zu schützen, 
um vom überhaupt noch vorhandenen Kuchen mög-
lichst den größten Teil zu erhalten. Entwicklung der 
Dritten Welt heißt eben auch Beschleunigung des 
Strukturwandels der Weltwirtschaft. Das beinhaltet 
die Bereitschaft zum Strukturwandel auch für die 
Wirtschaft innerhalb der Industrieländer. 

Daß dies in einem Sozialstaat wie dem unseren 
natürlich nicht ohne soziale Abfederung geschehen 
kann, versteht sich von selbst. Aber man wird nicht 
auf die Bereitschaft der deutschen Wirtschaft und 
der deutschen Arbeitnehmer verzichten können, 
diesen Wandel zu akzeptieren. 

Untersuchungen zeigen, daß Länder, die auf die 
Kreativität und die Eigeninitiative ihrer Bürger bau-
en, bessere Entwicklungschancen haben als andere, 
zentralistisch-autoritär geführte Länder. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Sehr wahr! — 
Da  hat sie recht!) 

Dies ist u. a. ein Beweis dafür, daß liberal gestaltete 
Gesellschafts- und Wirtschaftsformen sich bewäh-
ren. Wenn der Ausschuß also empfiehlt, die Mobili-
sierung und die aktive Beteiligung der betroffenen 
Bevölkerung am Entwicklungsprozeß zu einem be-
stimmenden Kriterium zu machen, so stellt er genau 
darauf ab. Insofern sollten wir uns, finde ich, hier 
nicht selber auseinanderdividieren. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Es kommt auf die 
Praxis an!) 

Ich glaube auch, daß das Anknüpfen an die Moti-
vation der Bürger eines jeden Landes die beste Vor-
aussetzung dafür bietet, die kulturelle Identität zu 
erhalten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist ein wichti-
ger Aspekt!) 

Ich will an dieser Stelle nicht versäumen, darauf hin-
zuweisen, daß wir in den letzten Jahren den beson-
ders effektiven Einsatz von Nichtregierungsorgani-
sationen schätzen gelernt haben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Sie sind es, die sehr häufig an vorhandene Struktu-
ren besser anknüpfen können als die offizielle staat-
liche Zusammenarbeit. Insofern sollte es auch nie-
manden wundern, daß es Ihnen manchmal leichter 
fällt, erfolgreich zu sein. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Handeln wir 
dementsprechend!) 

Wir hatten vor einigen Wochen Gelegenheit, über 
das Problem der Ausländer in der Bundesrepublik 
Deutschland zu sprechen. Damals habe ich in der 
Debatte darauf hingewiesen, daß die humanste 
Form, diese Völkerwanderung von der Armut zum 
Reichtum zu verhindern, die Entwicklung der Ur-
sprungsländer, aus denen die Betreffenden kom-
men, ist. Wenn die Armut übermächtig wird, können 
wir gar keine Mauern bauen, die hoch genug sind, 
um uns gegen einen Zustrom abzuschotten. Insofern 
besteht aktive Entwicklungszusammenarbeit auch 
darin, die Ursachen der heutigen Flüchtlingsströme 
zu bekämpfen und diese damit zu verringern. Natür- 
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lich kann dies nur langfristig wirken, aber es darf 
nie zu spät sein, damit zu beginnen. Dies ist mögli-
cherweise eines der Themen, mit denen man eine 
Reihe von Bundesbürgern davon überzeugen könn-
te, daß eine vernünftige, zielstrebige Entwicklungs-
zusammenarbeit auch im eigenen Interesse gestal-
tet werden kann. 

Da ich zu Anfang sehr auf die Bedrohung der Um-
welt dieser Erde eingegangen bin, möchte ich nicht 
versäumen, auf ein Beispiel hinzuweisen, daß eine 
Delegation des Ausschusses vor wenigen Monaten 
erfahren konnte. Wir waren in Pakistan, einem 
Land, das zur Zeit nicht nur 2 Millionen Flüchtlinge 
aufgenommen hat, sondern auch 3 Millionen Stück 
Herdenvieh; denn die Flüchtlinge sind nicht allein 
gekommen, sondern haben auch dieses Vieh mitge-
bracht. Das Herdenvieh frißt sich buchstäblich 
durch Pakistan hindurch. 

Man hat dieses Problem erkannt. Deshalb unter-
nimmt die Bundesrepublik Deutschland auch An-
strengungen im Bereich der Aufforstungen und der 
Produktion von Nutzholz. Aber dies ist nur ein Trop-
fen auf den heißen Stein. Weitere Anstrengungen 
wären natürlich im Umwelt-, Energieversorgungs- 
und Nahrungsmittelproduktionsbereich nötig. Aber 
reden wir davon noch in einem oder zwei Jahren? 
Oder ist Pakistan dann nur noch ein Land, das zu-
sätzlich ökologisch gefährdet ist? 

Niemand wird sich dem Eindruck entziehen dür-
fen, daß die Auswirkungen nicht nur die Bevölke-
rung der dortigen Länder, sondern langfristig auch 
uns betreffen werden. 

Meine Damen und Herren, Entwicklungspolitik 
heißt auch den Frieden sichern und erhalten. Die 
wirtschaftlichen, sozialen und politischen Probleme 
der Entwicklungsländer stellen ein großes Konflikt-
potential dar. Den Frieden auf der Welt macht man 
nicht durch Waffen sicherer — Herr Höffkes hat 
darauf schon sehr deutlich hingewiesen —, sondern 
durch den Abbau von Krisenursachen. 

In diesem Zusammenhang ist es schon absurd, 
wenn im Jahr 1980 weltweit 500 Milliarden Dollar 
für Rüstung ausgegeben werden, aber nur 30 Milli-
arden Dollar für den internationalen Entwicklungs-
transfer. 

Deshalb ist zu begrüßen, daß die Bundesregierung 
dieses Problem vor der UNO thematisiert hat. Den-
noch sehe ich zur Zeit nicht den geringsten Ansatz, 
dieses Verhältnis umzukehren. Wie wir wissen, hat 
die amerikanische Administration im Entwicklungs-
bereich finanzielle Mittel abgebaut, hingegen bei der 
Rüstung zugelegt. 

Betrachtet man aber die finanziellen Ressourcen 
überhaupt, so kann doch gar kein Zweifel daran be-
stehen, daß nur im Bereich der Rüstung finanzielle 
Mittel für die Entwicklung nutzbar gemacht werden 
kann. Ich sehe keinen anderen Bereich. 

Deshalb muß alles unternommen werden, um die 
Entspannungspolitik weltweit zu fördern. Die Pro-
bleme in Südafrika, Mittelamerika, im Nahen und  

im Mittleren Osten müssen politisch gelöst wer-
den. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Dazu möchte ich die Aktivitäten der Bundesregie-
rung ausdrücklich begrüßen. Es kann kein Zweifel 
sein, daß in diesem Punkt zur Zeit grundlegend un-
terschiedliche Auffassungen zwischen der amerika-
nischen Administration und den Europäern herr-
schen. Ich möchte die Bundesregierung aber aus-
drücklich ermutigen, im Dialog mit der amerikani-
schen Regierung nicht nachzulassen, zu beweisen, 
daß der europäische Weg am erfolgversprechend-
sten ist. 

Meine Damen und Herren, wir werden nachher 
noch auf die Karibik eingehen. Jetzt nur soviel: Wo-
mit ist eigentlich den Salvadorianern mehr geholfen, 
mit Waffen oder dem Versuch, die widerstreitenden 
Parteien an einen Tisch zu bekommen? 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir wissen, daß die Opposition dieses Landes das 
anstrebt. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Nein, gar nicht!) 

Wo bleiben dabei aber die von den Amerikanern ge-
stützte Regierung und die Amerikaner selbst? 

Lassen Sie mich zum Schluß noch einen Bereich 
ansprechen, nämlich das Thema Finanzierung. Das 
BMZ hat in seinem Bericht wiederum die Gesamt-
leistungen der Bundesrepublik Deutschland in den 
Vordergrund gestellt, also die öffentlichen und die 
privaten Nettoleistungen, und dabei nicht ohne Stolz 
erwähnt, daß das 1-%-Ziel wiederum übertroffen 
wurde. Erst danach wird der Anteil der öffentlichen 
Entwicklungshilfe aufgeführt. Dabei wird natürlich 
unterschlagen, daß das 0,7-%-Ziel bei weitem noch 
nicht erreicht wurde. Ich weiß nicht, wie oft ich dies 
schon erwähnt habe. 

Wie kann ein Ministerium eigentlich eine derar-
tige Strategie fahren und sich anschließend noch 
wundern, wenn Umfragen zeigen, daß der deutsche 
Bürger geradezu astronomische Vorstellungen von 
unseren Entwicklungshilfeleistungen hat? 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Jeder weiß, daß keineswegs jede private Investition 
in der Dritten Welt entwicklungspolitisch vernünftig 
ist. Um so weniger dürften Entwicklungspolitiker 
pauschal auch private Nettoleistungen schlicht und 
einfach als Entwicklungshilfe einordnen. Wir haben 
doch gerade die Diskussion durch Amerika, daß der 
private Bereich zu steigern wäre. Nun kann über-
haupt kein Zweifel sein, daß die Grundbedürfnisse 
in der Dritten Welt nicht durch private Investitionen 
befriedigt werden können, sondern zuallererst 
durch öffentliche Anstrengungen befriedigt werden 
müssen. 

(Dr. Pinger [CDU/CSU]: Durch Arbeit

-

plätze!) 

Erst wenn, Herr Pinger, die Infrastruktur in einer 
unterentwickelten Region es zuläßt, daß auch Pri- 
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vate sich engagieren, kann privates Engagement 
sinnvoll und notwendig sein. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU]: Aber das ist doch 
reine Theorie!) 

Aber zunächst einmal muß die Infrastruktur dasein. 
Wir brauchen doch gar nicht weiter darüber nachzu-
denken. Wie häufig reden wir in diesem Hause über 
die unterentwickelten Regionen in der Bundesrepu-
blik Deutschland! 

(Beifall bei der SPD) 

Sie verlangen dann immer, daß man besonders mit 
öffentlichen Leistungen zusätzlich tätig wird, um da-
durch privates Engagement überhaupt zu ermögli-
chen. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU]: Das muß parallel 
gehen, nicht das eine vor dem anderen, 

parallel!) 

Ich wäre deshalb dankbar, wenn das Bundesmini-
sterium für wirtschaftliche Zusammenarbeit tat-
sächlich irgendwann einmal bereit wäre, schon im 
eigenen Interesse, mit den Zahlen ehrlich umzuge-
hen. 

Meine Damen und Herren, der Entwicklungspoli-
tische Bericht der Bundesregierung insgesamt hat 
uns ein umfassendes Bild über das Notwendige ge-
geben, das zu tun ist, und den Umfang dessen, was 
getan wird. Trotzdem muß man sagen, daß auf der 
Grundlage dieses Wissens eine stärkere Priorität 
auf die Entwicklungszusammenarbeit gelegt wer-
den muß. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir haben doch 
nur noch Prioritäten!) 

Ich möchte an dieser Stelle das Bundeskabinett an 
seinen Beschluß erinnern, die Steigerungen dieses 
Etats in jedem Fall doppelt so hoch zu gestalten wie 
die des Bundeshaushalts. Dann hätten wir Ernst ge-
macht mit dem. Versprechen, die Herausforderung 
der Zukunft wirklich aufzunehmen. Ich möchte uns 
alle dazu ermutigen. — Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Stücklen: Ich erteile das Wort dem Herrn 
Bundesminister für wissenschaftliche Zusammen-
arbeit. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Wirtschaftliche! 
— Dr. Köhler [Wolfsburg] [CDU/CSU]: Wis-
senschaftliche ganz bestimmt nicht! Von 
Wissenschaft kann hier nicht die Rede 

sein!) 

— Wissenschaftliche Zusammenarbeit. 

(Heiterkeit) 

— Wirtschaftliche Zusammenarbeit! 

Offergeld, Bundesminister für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wir bemühen uns auch ein bißchen um die 
Wissenschaft, wie Sie wissen, Herr Dr. Köhler. 

(Dr. Köhler [Wolfsburg] [CDU/CSU]: Der 
Ausdruck „bemühen" ist zutreffend!) 

— Sie kennen das Zitat aus dem „Faust", daß das Be-
mühen das Wesentliche und Zentrale ist. 

(Dr. Köhler [Wolfsburg] [CDU/CSU]: Wir 
hoffen, daß Sie erlöst werden!) 

Meine Damen und Herren, es gibt eine lebhafte 
Diskussion — sie klang auch schon in der heutigen 
Debatte an — über die Erfolge und Mißerfolge der 
Entwicklungspolitik. Gewiß ist es zu Beginn der drit-
ten Entwicklungsdekade richtig, j a notwendig, Bi-
lanz zu ziehen. 

Die einen sagen, die Entwicklungspolitik habe 
keine ausreichenden Erfolge gehabt. Sie können auf 
die Zahl von 800 Millionen Menschen hinweisen, die 
nach wie vor in absoluter Armut leben; sie können, 
wie Frau Schuchardt es zu Recht getan hat, auf die 
wachsenden ökologischen Probleme in den Entwick-
lungsländern und die dadurch wachsenden ökologi-
schen Bedrohungen dieser Erde hinweisen. Daraus 
könnte man den einfachen Schluß ziehen, die Ent-
wicklungspolitik habe keine Erfolge gebracht. 

Die anderen wählen die Gegenargumentation. 
Trotz einer Verdoppelung der Bevölkerung in den 
Entwicklungsländern zwischen 1950 und 1980 ist es 
gelungen, die mittlere Lebenserwartung erheblich 
zu steigern, die Kindersterblichkeit wesentlich zu 
reduzieren, die Analphabetenrate wesentlich zu sen-
ken. Dies sind auch Erfolge der Entwicklungspoli-
tik. 

Meine Damen und Herren, entscheidend kommt 
es darauf an, zu erkennen, daß es zahlreiche weltpo-
litische wie weltwirtschaftliche Entwicklungen gibt, 
die die Wirksamkeit der Entwicklungspolitik beein-
trächtigen. Es kann kein Zweifel daran bestehen, 
daß die Verschärfung des Ost-West-Konflikts auf die 
Dritte Welt ausstrahlt und daß eine Beschleunigung 
des Rüstungswettlaufs zwischen Ost und West sich 
auf die Dritte Welt auswirkt. Wir können doch die 
Augen nicht davor verschließen, daß die zahlreichen 
kriegerischen Konflikte im krisengeschüttelten 
Afrika — sei es im Tschad, sei es im Sudan, sei es am 
Horn von Afrika, sei es in Ghana, sei es in der Saha-
ra, sei es im südlichen Afrika — mit dazu beitragen, 
jahrzehntelange Entwicklungsbemühungen wieder 
zunichte zu machen. Wir werden heute auch über die 
Karibik und Mittelamerika sprechen. Wer sich die 
Konflikte dort vor Augen führt — sie drohen eher 
größer als geringer zu werden —, der muß erkennen, 
daß auch dort jahrzehntelange Entwicklungsbemü-
hungen wieder aufs Spiel gesetzt wurden und zum 
Teil schon wieder zerstört worden sind. 

Es gibt zahlreiche weitere limitierende Faktoren 
für die Entwicklungspolitik, z. B. weltwirtschaftliche 
Faktoren. Der Ölschock war für die Entwicklungs-
länder am schmerzhaftesten. Wir leiden darunter; 
die Entwicklungsländer leiden jedoch sehr viel stär-
ker. Diesem Ölschock ist ein Zinsschock gefolgt. Die 
Zinsen für Auslandsschulden der Entwicklungslän-
der haben sich zwischen 1978 und 1981 nahezu ver-
dreifacht und von 1973 bis 1981 rund verzehnfacht. 
Dies ist eine ähnliche Explosion wie bei den Ölprei-
sen. Ebenso hart wie der Ölschock, trifft die Ent-
wicklungsländer der Zinsschock. Auch die Schwan-
kungen der Rohstoffpreise, z. B. die Schwankungen 
des Kaffeepreises, sind für manche Entwicklungs- 
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länder von größerer Bedeutung als die Höhe der öf-
fentlichen Entwicklungshilfe. Das alles sind limitie-
rende Faktoren für die Entwicklungspolitik. Mir 
kommt es darauf an, deutlich zu machen, daß nicht 
alle Entwicklungen in der Dritten Welt allein auf die 
Entwicklungspolitik bezogen werden können. 

Schließlich — auch darüber sollte man offen spre-
chen — gibt es auch in den Entwicklungsländern 
selbst begrenzende Faktoren für die Wirksamkeit 
für unsere Entwicklungspolitik. Wenn wir die Ent-
wicklungsländer als eigenständige souveräne Part-
ner anerkennen, müssen wir auch diese limitieren-
den Faktoren sehen. Natürlich gibt es feudalistische 
und oligarchische Strukturen, die Entwicklungsfort-
schritte behindern, und zwar nicht nur in einigen, 
sondern in vielen Entwicklungsländern. Natürlich 
gibt es Korruption und Günstlingswirtschaft. Dies 
können wir nur beharrlich im Gespräch und in der 
Zusammenarbeit mit souveränen Partnern verän-
dern. Nur dadurch können entwicklungshemmende 
Strukturen verändert und schließlich beseitigt wer-
den. Die Entwicklungspolitik ist nicht der archime-
dische Punkt, mit dem man die ganze Welt aus den 
Angeln heben oder verändern kann. Entwicklungs-
politik ist ein wesentlicher, aber nicht der allein ent-
scheidende Faktor. Wenn ich mir die Forderungen 
der Opposition ansehe, was die Entwicklungspolitik 
nicht alles bewirken soll, was die Bundesrepublik, 
etwa durch Karibik-Aktivitäten nicht alles bewirken 
sollte, dann fällt es einem schwer, keine ironischen 
Anmerkungen zu machen. Es fehlt eigentlich nur 
noch die Forderung, daß wir auch noch für gleich-
bleibende Wetterverhältnisse in jener Region der 
Welt zu sorgen hätten. 

Die Entwicklungspolitik muß sich gewiß immer 
wieder neuen Aufgaben stellen, und sie muß sich ei-
ner stetig verändernden Welt stellen. Wenn es einen 
Bereich gibt, bei dem wir alle noch viel zu lernen ha-
ben, dann sind es die soziokulturellen Faktoren der 
Entwicklung. Viel zu lange ist die Entwicklungspoli-
tik zu ökonomistisch betrachtet worden. Die sozio-
kulturellen Bedingungen der Entwicklung sind in 
ihrer vollen Bedeutung jedenfalls relativ spät ins Be-
wußtsein der Entwicklungspolitiker getreten. Wir 
haben schon in den entwicklungspolitischen Grund-
linien 1980 auf die Bedeutung dieser Faktoren hinge-
wiesen. Wenn Sie sich die Konzepte aller Geberlän-
der ansehen, werden Sie feststellen, daß kaum je-
mand vor der Bundesregierung, vor der Bundesre-
publik diese Faktoren mit einbezogen hat. Wir beja-
hen die kulturelle Eigenständigkeit der Entwick-
lungsländer. Sie sollen sich nach eigenen Fort-
schrittsleitbildern entwickeln. Kulturelle Identität 
und Selbstwille, Engagement der Bevölkerung der 
Entwicklungsländer sind j a eng miteinander ver-
bunden. Sie sind die eigentlichen Bedingungen und 
Voraussetzungen für Entwicklungserfolge. Eine 
Entwicklung, die dazu führt, daß Entwicklung als 
Überfremdung empfunden wird, ist von vornherein 
zum Scheitern verurteilt. 

Bei der stärkeren Berücksichtigung soziokulturel-
ler Faktoren dürfen wir allerdings nicht in einen 
Fehler verfallen: Wir dürfen nicht übersehen, daß 
die Beseitigung des Massenelends nur durch Ent-

wicklung, d. h. nur durch Veränderung und durch 
Wandel gebannt werden kann. Auch soziokultureller 
Wandel ist notwendig. 

Es kann also nicht darum gehen, aus den Entwick-
lungsländern Schutzparks archaischer Lebenswei-
sen zu machen. Wer das Massenelend in der Dritten 
Welt beseitigen will, muß sich freimachen von no-
stalgischen Vorstellungen über die Entwicklungs-
möglichkeiten traditionaler Gesellschaften. Nostal-
gie ist für die Entwicklung der Dritten Welt nicht das 
richtige Rezept. Auch für unsere eigene Sozialge-
schichte wären Nostalgie und Verklärung vergange-
ner Zustände eine unzulässige Betrachtungsweise. 

Die Beachtung dieser soziokulturellen Faktoren 
ist für alle Beteiligten Neuland. Dies gilt nicht nur 
für die Durchführung und Organisation der Ent-
wicklungshilfe und für unsere Experten, sondern es 
gilt vor allem auch — zum Teil noch sehr viel mehr 
— für unsere Partner in den Entwicklungsländern. 
Deswegen ist dies ein langer Erkenntnisprozeß, der 
in praktische Konsequenzen umgesetzt werden 
muß. Ich begrüße es, daß der Ausschuß mit seiner 
Beschlußempfehlung auch in dieser Richtung einen 
neuen Impuls gegeben hat. 

(Dr. Hornhues [CDU/CSU]: Was täten Sie 
ohne den Ausschuß!) 

Ich bin auch froh darüber, meine Damen und Her-
ren, daß die Zusammenhänge zwischen Rüstungs-
ausgaben und Entwicklung eine immer größere 
Rolle in der Diskussion spielen. Hier wurde die Zahl 
schon genannt: Nach einer Feststellung der Verein-
ten Nationen betragen die Rüstungsausgaben in der 
Welt jährlich über 500 Milliarden Dollar. Davon ent-
fallen mehr als 16 %, also über 80 Milliarden Dollar, 
auf die Dritte Welt. Der Anteil der Dritten Welt ist in 
den vergangenen Jahren deutlich angestiegen, d. h. 
in der Dritten Welt ist der Anteil der Rüstungsausga-
ben am Bruttosozialprodukt stärker gestiegen als in 
den Industriestaaten. 

Diese ungeheuren Ausgaben stehen in einem 
schroffen Gegensatz zu den wirtschaftlichen und so-
zialen Problemen der Entwicklungsländer; denn 
diese Rüstung trägt ja nicht dazu bei, die Probleme 
wie Nahrungsmittel- und Energieknappheit, Bevöl-
kerungswachstum, Gefährdung der natürlichen Le-
bensgrundlagen zu lösen; im Gegenteil, Rüstung ver-
schlingt knappe Ressourcen, die für Entwicklungs-
aufgaben dringend gebraucht würden. 

Nur, meine Damen und Herren: Uns steht es nicht 
an, mit erhobenem Zeigefinger in schulmeisterli-
cher Art und Weise über die Entwicklungsländer zu 
urteilen. Auch wir stehen vor diesem Problem, wenn 
es um die Rüstungsbegrenzung geht, die wir alle zur 
Zeit sehr intensiv diskutieren. Es geht in der Tat 
in dieser Beziehung kann ich die Ausführungen von 
Herrn Höffkes unterstreichen — um ein sehr viel-
schichtiges Problem. Einerseits entzieht die Rü-
stung knappe Ressourcen für die Entwicklungsauf-
gaben, andererseits hat natürlich jeder Staat — wir, 
wie ein Entwicklungsland — legitime Sicherheitsin-
teressen. Diese Sicherheitsinteressen definiert er 
selbst. Diese Staaten sind unsere eigenständigen 
souveränen Partner. Wir haben nicht über ihre Si- 
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cherheitsinteressen zu urteilen. Jeder Staat muß 
seine Bürger vor Gewalt von außen schützen kön-
nen. Er muß verhindern können, daß andere Staaten 
Gewalt oder politischen Druck ausüben. 

Kann es deswegen so einfach sein, wie Herr 
Hüsch vor der Presse gesagt hat, daß die höhere Rü-
stung in einem Entwicklungsland ganz automatisch 
zu einer Reduzierung unserer Hilfe führen muß? 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Sie zitieren 
falsch!) 

Kann denn etwa ein Land im Nahen Osten, das im 
Brennpunkt der weltpolitischen Konflikte steht, 
seine Militärausgaben einschränken, während seine 
Nachbarn weiter rüsten? 

Wenn Sie sich die Liste der Entwicklungsländer 
ansehen, die einen großen Teil ihres Sozialprodukts 
für die Rüstung ausgeben, werden Sie Länder wie 
Ägypten und Jordanien ganz oben an der Spitze fin-
den. Es sind Länder, die überdurchschnittlich hohe 
Rüstungsausgaben haben und trotzdem zu den 
Schwerpunktländern der deutschen Entwicklungs-
hilfe gehören, weil aus verständlichen Gründen ihr 
Sicherheitsbedürfnis in dieser Krisenregion der 
Welt besonders groß ist. 

Deshalb warne ich vor einfachen Rezepten. Des-
wegen ist es völlig ausgeschlossen, daß es eine Auto-
matik geben kann zwischen Rüstungsausgaben auf 
der einen Seite und unseren entwicklungspoliti-
schen Leistungen auf der anderen Seite. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Sie zitieren völlig 
falsch! Hier wird ein Buhmann aufge-

baut!) 

Dies ist ein viel komplexeres und schwierigeres Pro-
blem. Wir bemühen uns um friedliche Konfliktlösun-
gen, die dazu beitragen, die Ursachen für die Rü-
stung in diesen Ländern zu bekämpfen. Die Bundes-
regierung ist der Auffassung, daß ständig steigende 
Rüstungsausgaben den Frieden nicht sicherer 
macht, weil sie Geld kostet, das für dringende Aufga-
ben benötigt würde. Voraussetzung für Rüstungs-
begrenzung auch in anderen Regionen der Welt ist 
ein Gleichgewicht der Kräfte, das nicht durch einsei-
tige Aktionen gefährdet wird. 

Präsident Stücklen: Herr Bundesminister, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage? 

Offergeld, Bundesminister für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit: Gleich, Herr Präsident. Ich möchte 
den Satz zu Ende führen. 

Ich will aus den entwicklungspolitischen Grundli-
nien zitieren: 

Die Bundesregierung setzt sich dafür ein, das 
Rüstungsgleichgewicht durch Rüstungsbegren-
zungen und Abrüstungen auf einem möglichst 
niedrigen Niveau zu halten. 

Dafür ist eine langfristige und umfassende Politik 
der Konfliktentschärfung notwendig. Nur beharrli-
che Friedenspolitik — davon ist Entwicklungspolitik 
ein wesentliches Element — auch in der Dritten 
Welt führt zur Rüstungsbegrenzung und Abrü-
stung. 

Präsident Stücklen: Frau Abgeordnete Fischer, 
sind Sie noch an einer Zwischenfrage interessiert? 
— Bitte schön. 

Frau Fischer (CDU/CSU): Herr Minister, Sie haben 
sicherlich in Ihren Ausführungen den Ländern der 
Dritten Welt nicht das Recht bestritten, auf Grund 
ihrer eigenen nationalen Sicherheitslage auch Waf-
fen zu haben. Wie wollen Sie den Konflikt zwischen 
den Anforderungen der nationalen Sicherheit einer-
seits und den Schwierigkeiten der Entwicklung im 
eigenen Land andererseits lösen? Will Ihr Ministe-
rium vielleicht in dieser Richtung weiterdenken, 
vielleicht in der Richtung, in der die EKD-Denk-
schrift schon Denkanstöße gegeben hat? 

Offergeld, Bundesminister für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit: Selbstverständlich denken wir wei-
ter. Ich habe darauf hingewiesen, Frau Fischer, wie 
wichtig dieser Zusammenhang zwischen Rüstungs-
ausgaben und zusätzlichen Ressourcen für die Ent-
wicklung eines Landes ist. Ich habe nur vor der ein-
fachen Automatik, so wie sie in den Worten von 
Herrn Hüsch vor der Presse geklungen hat, gewarnt. 
Es geht darum, daß wir mit dazu beitragen, wo im-
mer wir das als Bundesrepublik können — vor allem 
im Verbund der EG; da ist unser Gewicht besonders 
groß —, Konflikte friedlich zu entschärfen, Span-
nungen in Krisenregionen der Welt — Krisenregio-
nen gibt es insbesondere in der Dritten Welt — mit 
friedlichen Mitteln abzubauen. Damit bekämpfen 
wir die Ursachen des Rüstungswettlaufs auch in der 
Dritten Welt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Es geht mir um diesen umfassenden Lösungsansatz, 
nicht um eine verengte Betrachtungsweise. Ich hof-
fe, daß ich das noch einmal ganz deutlich gemacht 
habe. Ich halte den Zusammenhang zwischen Rü-
stung und Entwicklung für einen ganz entscheiden-
den Faktor. Nur wenn es uns gelingt, den Rüstungs-
wettlauf auch in der Dritten Welt zu verlangsamen 
oder in den nächsten Jahrzehnten gar zu beenden, 
können wir Hoffnung auf durchschlagende Entwick-
lungserfolge haben. Ich glaube, in diesem Grundan-
satz sollten wir uns einig sein. 

(Beifall bei der SPD und FDP) 

Präsident Stücklen: Gestatten Sie auch noch eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Hüsch? 
— Bitte. 

Dr. Hüsch (CDU/CSU): Herr Minister, sind Sie be-
reit, zur Kenntnis zu nehmen, daß ich in der Presse-
konferenz, die gemeinsam mit Ihrem und unserem 
Kollegen Holtz veranstaltet wurde, erklärt habe, daß 
derjenige, der im Übermaß rüste, damit rechnen 
müsse, daß dies auch Konsequenzen auf die Höhe 
der entwicklungspolitischen Leistungen haben kön-
ne, und daß von einer Automatik nicht die Rede war? 
Würden Sie bereit sein, Ihr Aufbauen eines Buh-
manns in dieser Frage nunmehr einzustellen? 

Offergeld, Bundesminister für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit: Herr Hüsch, ich habe Ihre Äußerun-
gen hier. Ich weiß nicht, ob sie exakt wiedergegeben 
worden sind. Wenn Sie sagen, diese vereinfachte Be- 
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trachtungsweise, wie man sie hier herauslesen muß, 
ist nicht Ihre Betrachtungsweise, brauchen wir uns 
über dieses Thema nicht weiter zu streiten. Wenn 
Sie das unterschreiben können, was ich eben gesagt 
habe, dann sind wir uns einig und müssen die 
knappe Zeit nicht mit einem Disput über diesen 
Punkt weiter vergeuden. 

Präsident Stücklen: Herr Dr. Köhler (Wolfsburg) 
hat den Wunsch zu einer weiteren Zwischenfrage. 

Dr. Köhler (Wolfsburg) (CDU/CSU): Herr Minister, 
sind Sie bereit, in einem solchen Zusammenhang 
z. B. auch einen Vergleich anzustellen zwischen Ke-
nia, das über 20 Jahre lang mit unter 10 000 Mann 
Ordnungsstreitkräften in der gleichen geostrategi-
schen Lage ausgekommen ist, und Tansania, das we-
sentlich höhere Rüstungsaufwendungen gemacht 
hat? 

Offergeld, Bundesminister für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit: Ob die gleiche geostrategische Lage 
gegeben ist, Herr Dr. Köhler, kann man in Frage 
stellen. Tansania ist eine Frontlinienstaat. Es ist 
durch die Konflikte im südlichen Afrika sehr viel 
stärker unmittelbar berührt. Zum anderen wissen 
Sie, daß auch Kenia im Augenblick gezwungen ist, 
auf Grund von Faktoren, die man anerkennen muß, 
seine Rüstungsausgaben wesentlich zu steigern. 
Wenn man daraus die Schlußfolgerungen zieht, die 
ich Ihnen vorhin schon vorgeschlagen habe, führt 
das zur gleichen Konsequenz. 

Lassen Sie mich auch einige Bemerkungen zum 
Thema Menschenrechte machen. Ich bin sehr dank-
bar für das, was Frau Schuchardt in diesem Zusam-
menhang gesagt hat, daß wir uns nämlich vor Heu-
chelei und vor einer Moral mit doppeltem Boden in 
dieser Frage hüten sollten. Die Erreichung, die Ge-
währleistung der Menschenrechte kann niemals 
Vorbedingung, sondern sie muß vor allem ein Ziel 
unserer Entwicklungspolitik sein. Ich warne auch 
vor der Einschränkung des Begriffs Menschen-
rechte auf unsere westlichen Vorstellungen, als ob 
es da nur um bürgerliche Freiheitsrechte gehe. Ge-
rade in der Entwicklungspolitik müssen wir von den 
sozialen Menschenrechten ausgehen. Wer hat denn 
ein Interesse an der Pressefreiheit, solange er nicht 
lesen und schreiben kann? 

(Zuruf von der SPD: Die „Bild"-Zeitung!) 

— Die „Bild"-Zeitung sollte man auch nicht lesen, 
wenn man lesen und schreiben kann. — Zur Men-
schenwürde gehört es, meine Damen und Herren, 
vor allen Dingen und in erster Linie, satt zu werden, 
sauberes Wasser zu haben und vor Seuchen und 
Krankheiten geschützt zu sein. Zentrale Aufgabe 
der Entwicklungspolitik ist es, gerade diese Men-
schenrechte zu verwirklichen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Dies ist der richtige Ansatz, über den wir diskutie-
ren müssen. Natürlich gehören auch die bürgerli-
chen Freiheitsrechte dazu. Natürlich wird sich ein 
Staat um so besser entwickeln, je mehr Partizi-

pation, Mitwirkungsmöglichkeiten, Mitwirkungs-
rechte der Bürger gegeben sind. 

(Dr. Köhler [Wolfsburg] [CDU/CSU]: Hört! 
Hört! — Dr. Pinger [CDU/CSU]: Also 

doch!) 

Entwicklung, so sagen die Grundlinien, setzt insbe-
sondere Befreiung von unwürdiger Abhängigkeit, 
Beherrschung und Unterdrückung sowie die Befrie-
digung der Grundbedürfnisse voraus. Aber noch-
mals: Die Entwicklungspolitik kann nicht Schlag-
stock sein, um die innenpolitische Entwicklung ei-
nes Landes zu beeinflussen. Sie hat vielmehr die Er-
reichung der Menschenrechte, vor allem der sozia-
len Menschenrechte zum Ziel. Dies ist die Grundlage 
unserer Politik. Natürlich kann und muß die Ent-
wicklungspolitik in extremen Fällen auch darauf 
antworten, wenn Menschenrechte brutal verletzt 
werden. Das haben wir im Uganda Idi Amins durch 
einen Abbruch der Zusammenarbeit getan. Nach 
dem Putsch in Bolivien z. B. haben wir uns gezwun-
gen gesehen, unsere entwicklungspolitische Zusam-
menarbeit auslaufen zu lassen. Trotzdem wissen 
viele Kollegen aus dem zuständigen Fachausschuß, 
welch zwiespältiges Gefühl man bei solchen Ent-
scheidungen hat, wenn dann z. B. auch Projekte, die 
der ärmeren Bevölkerung in einem Entwicklungs-
land zugute kommen, auslaufen, weil man keine Ba-
sis mehr für eine Zusammenarbeit mit dem entspre-
chenden Regime sieht. 

Meine Damen und Herren, die Qualität der deut-
schen Entwicklungshilfe ist gut. Alle diejenigen von 
Ihnen, die in den Entwicklungsländern waren, wer-
den dies immer wieder bestätigt bekommen haben. 
Durch nüchterne, zielstrebige Verbesserungen des 
Instrumentariums hat sie einen Stand erreicht, der 
sich sehen lassen kann und der international überall 
uneingeschränkt anerkannt wird. 

Ich möchte, was die Qualität unserer Hilfe, die lau-
fenden Bemühungen um eine höhere Qualität be-
trifft, fünf Punkte besonders hervorheben. 

Präsident Stücklen: Herr Bundesminister, würden 
Sie vor den fünf Punkten noch eine Zwischenfrage 
des Kollegen Graf Huyn gestatten? 

Offergeld, Bundesminister für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit: Ja, bitte schön. 

Graf Huyn (CDU/CSU): Herr Bundesminister, ich 
wollte nur fragen, ob die Bundesregierung auch be-
reit ist, bei den Überlegungen hinsichtlich ihrer Ent-
wicklungspolitik gegenüber Simbabwe für die Men-
schenrechte einzutreten, wo ein Kollege von uns, ein 
Mitglied des Parlaments, Mister Stuttaford, ohne ge-
richtliches Urteil inhaftiert worden ist und gefoltert 
wird. 

Offergeld, Bundesminister für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit: Ich kann die Richtigkeit der Behaup-
tung, die in Ihrer Frage steckt, jetzt nicht bestätigen. 
Ich kann Ihnen nur sagen, daß wir bereit sind, uns 
überall auf der Welt, wo Menschenrechte verletzt 
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werden, dafür einzusetzen, daß sie respektiert wer-
den. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Schrö-
der [Lüneburg] [CDU/CSU]: Was haben Sie 

denn hier getan?) 

Meine Damen und Herren, ich habe von der Quali-
tät unserer Hilfe gesprochen. Ich möchte fünf 
Punkte hinsichtlich der Bemühungen der vergange-
nen Jahre, die Qualität der Hilfe zu erhöhen, noch 
einmal besonders unterstreichen: erstens die Ver-
stärkung der personellen Zusammenarbeit, zwei-
tens die vereinfachte, verbesserte Projektvorberei-
tung und Projektbetreuung, drittens eine wesentli-
che Verfahrensvereinfachung — die immer wieder 
auch ein Anliegen des Parlaments gewesen ist — bei 
der Zusammenarbeit mit den gesellschaftlichen 
Gruppen, vor allem mit den Kirchen, viertens die 
vereinfachte Durchführung von Kleinstprojekten 
und fünftens die Abstimmung und gemeinsame Fi-
nanzierung mit anderen Entwicklungshilfegebern 
bei größeren Projekten, vor allem bei Energieprojek-
ten wie Staudämmen und Energieverteilungspro-
jekten. Letzteres wird immer wesentlicher und im-
mer wichtiger, weil die Größe dieser Projekte das 
Engagement, das Vermögen eines einzelnen Gebers 
sehr oft übersteigt und weil es auch vernünftig ist, 
unter dem Gesichtspunkt der Risikostreuung mehr 
Kofinanzierungen durchzuführen. 

Die technische Zusammenarbeit ist besonders 
wichtig, um das eigene Wissen und Können der Ent-
wicklungsländer zu erhöhen und die sogenannten 
menschlichen Ressourcen, die Basis für jede Ent-
wicklung, weiterzuentwickeln. Daher wurde das 
Verhältnis zwischen den Mitteln der technischen 
und finanziellen Zusammenarbeit in den letzten 
Jahren entscheidend zugunsten der TZ, der techni-
schen Zusammenarbeit, verändert. Da ging es nicht 
nur um kosmetische Operationen, sondern das Ver-
hältnis hat sich von 1 : 4,3 im Jahre 1979 auf 1 : 2,7 im 
Jahre 1982 verändert. Hier wurden bewußt ganz ent-
scheidende qualitative Veränderungen angestrebt. 

Zweiter Punkt: Projektvorbereitung und -betreu-
ung. Dieser Bereich wird durch das Instrument der 
Studienexpertenfonds wesentlich verbessert. Wir 
hatten im Ausschuß schon mehrfach Gelegenheit, 
darüber im Detail zu diskutieren. Gerade in den är-
meren Ländern, wo die Durchführungskapazitäten 
schwach sind, sind damit sehr gute Erfahrungen ge-
macht worden. Das Gesamtvolumen solcher Fonds 
betrug zum Jahresende 1981 325 Millionen DM ge-
genüber nur 200 Millionen DM Ende 1980. Im letzten 
Jahr wurde damit begonnen, Investitionen der fi-
nanziellen Zusammenarbeit, der traditionellen Ka-
pitalhilfe, stärker mit Beratungsmaßnahmen durch 
deutsche Fachkräfte zu verbinden. Das wurde durch 
eine neue Abgrenzung zwischen technischer und fi-
nanzieller Zusammenarbeit ermöglicht. Die Vorha-
ben können dadurch sachgerechter und umfassen-
der unterstützt werden als bisher. Langfristige Er-
folge können damit besser sichergestellt werden als 
bisher. 

Dritter Punkt: Das Verfahren der Zusammenar-
beit, wird in meinem Ministerium vereinfacht, flexi-
bel gestaltet, auch und vor allem mit den gesell-

schaftlichen Gruppen. Für die Förderung von Klein-
projekten privater Träger habe ich vor kurzem ein 
einfacheres Verfahren eingeführt. Noch weiterge-
hende Verfahrensvereinfachungen sind für die Zu-
sammenarbeit mit den Kirchen vorgesehen. Dazu 
liegt jetzt auch ein praktischer Vorschlag meines 
Ministeriums auf dem Tisch, 

(Dr. Hornhues [CDU/CSU]: Das wurde auch 
langsam Zeit!) 

der mit den Kirchen abgestimmt worden ist und der 
mit den anderen Ressorts abgestimmt wird. 

Viertens. Die Möglichkeit, Kleinmaßnahmen der 
technischen Zusammenarbeit durch deutsche Aus-
landsvertretungen, durch Botschaften oder General-
konsulate zu fördern, ist weiter ausgebaut worden. 
Dies ist auch ein wertvolles unbürokratisches In-
strument. Die Botschaften in Entwicklungsländern 
können unkompliziert und schnell entwicklungs-
wichtige Kleinvorhaben unterstützen, für die wegen 
ihrer geringen Größenordnung die üblichen Bewilli-
gungs- und Prüfungsverfahren zu umständlich wä-
ren. Bis Ende 1981 wurden insgesamt 3,2 Millionen 
DM für solche Vorhaben — für eine Vielzahl solcher 
Kleinvorhaben — zur Verfügung gestellt. 

Fünfter Punkt: Die zunehmende Koordinierung, 
Abstimmung, gemeinsame Durchführung von Pro-
jekten mit anderen Gebern hat die Wirksamkeit un-
serer Mittel erhöht. Ich verweise vor allem auf die 
Zusammenarbeit mit westlichen Geberländern im 
südlichen Afrika und auf die Zusammenarbeit zu-
gunsten der Sahel-Länder auch mit den westlichen 
Industriestaaten. Die gemeinsame Finanzierung mit 
anderen Gebern hat inzwischen einen Anteil von ei-
nem Viertel aller Projektzusagen erreicht. Beson-
ders wichtig sind mir — ich hoffe, daß es uns gelingt, 
in diesem Bereich weitere Steigerungen zu erzielen 
— gemeinsame Finanzierungen mit OPEC-Gebern, 
die die Anlage von Ölgeldern in der Dritten Welt för-
dern und nebenbei den OPEC-Fonds wertvolles 
Know-how in der Entwicklungspolitik vermitteln. 

Die ärmsten Länder der Erde! Meine Damen und 
Herren, dazu nur einige Stichworte. Sie alle, die Sie 
sich mit Entwicklungspolitik beschäftigen, wissen, 
daß wir den Anteil der ärmsten Länder an unseren 
Hilfszusagen in den letzten vier Jahren wesentlich 
gesteigert haben. Auch dies ist ein wichtiges Quali-
tätsmerkmal unserer Politik. Wenn man die in Zwei-
Jahres-Schritten erfolgende Erhöhung betrachtet, 
dann haben wir eine Steigerung von 20,1 im Jahre 
1978 auf 20,4 im Jahre 1980 und auf 25,7 im Jahre 
1982. Wenn Sie sich die zwei Wellenbewegungen von 
23,9 im Jahre 1979 auf 32,5 im Jahre 1981 anschauen, 
dann zeigt das, daß es auch da qualitative — und 
nicht nur kosmetische — Veränderungen gegeben 
hat. Wir liegen — verglichen mit anderen westlichen 
Industriestaaten — mit unserem Anteil an Unter-
stützung für die am wenigsten entwickelten Länder 
insgesamt mit an der Spitze. 

Meine Damen und Herren, es gibt nicht nur in den 
LLDC's absolute Armut; von den 800 Millionen Men-
schen in absoluter Armut leben 180 Millionen in den 
am wenigsten entwickelten Ländern, aber über 600 
Millionen in anderen Staaten. Indien etwa hat so 
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viele Menschen, die in absoluter Armut leben, wie 
alle LLDC's zusammen. Deswegen kann eine Steige-
rung des Anteils für die am wenigsten entwickelten 
Länder so wie in den vergangenen Jahren nicht wei-
tergeführt werden. Ihr Anteil an den Zusagen hat in 
der Zwischenzeit ein befriedigendes Niveau er-
reicht. 

Die Opposition stimmt den vorliegenden Empfeh-
lungen zu. Das ist für manchen erstaunlich, und ich 
frage mich, ob dies ein ernstgemeintes Angebot zu 
mehr Gemeinsamkeit ist. Wenn mehr Gemeinsam-
keit bestehen soll, meine Damen und Herren von der 
Opposition, dann brauchen wir von Ihrer Seite bitte 
schön auch mehr Konsistenz. Das, was Sie erklärt 
haben, muß dann auch tatsächlich Inhalt Ihrer prak-
tischen Politik werden. Man kann nicht z. B. eine 
verstärkte Unterstützung der am wenigsten entwik-
kelten Länder fordern und gleichzeitig eine ver-
stärkte Unterstützung etwa der Länder in der Kari-
bik. Die dortigen Länder gehören nämlich — mit ei-
ner Ausnahme — nicht zu den am wenigsten entwik-
kelten Ländern. Wenn man Gemeinsamkeit und 
Schwerpunkte will, muß man konsequent sein. Da 
kann man nicht in bunter Reihenfolge ständig, wie 
es gerade Mode ist und nach dem jeweiligen Zuhö-
rerkreis, neue Schwerpunkte fordern. 

Ich will nur einige — man könnte die Reihe belie-
big verlängern — Schwerpunkte aufzählen, die die 
Opposition allein in den letzten Monaten gefordert 
hat. Einmal waren es die Medien, die ländliche Ent-
wicklung, dann war es die Kleinindustrie, dann war 
es das Handwerk, dann waren es die Energie, die 
Aus- und Fortbildung, dann sollte wiederum der An-
teil der nichtstaatlichen Hilfe unterstützt werden, 
die staatliche Hilfe also reduziert werden. Dann hat 
jemand die stärkere Förderung des Industriesektors 
verlangt. Der Herr Hüsch hat im Ausschuß lautstark 
beklagt, daß wir die Entwicklungsländer bei der 
UNESCO-Empfehlung zum Schutz bewegter Bilder 
nicht stärker unterstützten. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Ihre eigenen Be-
schlüsse!) 

Herr Köhler hat in der Haushaltsdebatte darüber la-
mentiert, daß das Normen- und Meßwesen nicht aus-
reichend unterstützt werde. Ich kann nur sagen: das 
ist eine Politik der tausendfachen Schwerpunkte. So 
geht es nicht, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn wir Schwerpunkte wollen, dann heißt das, daß 
wir die Bereiche, die keine Schwerpunkte sind, nicht 
mehr steigern können, weder in ihren absoluten Be-
trägen noch in den Anteilen. 

Wie diese ungezählten Schwerpunkte zu vermin-
derten Verpflichtungsermächtigungen — so die For-
derung des Herrn Schröder in der Haushaltsdebatte 
— passen, dies hat mir überhaupt noch niemand 
klarmachen können. 

(Dr. Hornhues [CDU/CSU]: Das werden Sie 
nie begreifen!) 

— Nein, das werde ich nie begreifen. Das kann man 
mit einem normalen Verstand auch nicht begrei-
fen. 

(Dr. Köhler [Wolfsburg] [CDU/CSU]: Dann 
legen Sie sich einen anderen zu!) 

Das können eigentlich auch Sie nicht begreifen. 

Präsident Stücklen: Herr Minister, gestatten Sie 
noch eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Dr. Pinger? 

Dr. Pinger (CDU/CSU): Herr Minister, sind Sie be-
reit zuzugestehen, daß außer der Liste der uns vorge-
haltenen Schwerpunkte in Ihrem Entwicklungsbe-
richt und in Ihren Grundlinien weitere mindestens 
30 Schwerpunkte enthalten sind und daß natürlich, 
wenn wir fordern, daß die ärmeren Länder stärker 
gefördert werden sollten, dies nicht ausschließt, daß 
auch in anderen Bereichen Mittel eingesetzt und ge-
wisse Schwerpunkte gebildet werden sollen? 

Offergeld, Bundesminister für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit: Zum einen muß ich Ihnen sagen, die 
Schwerpunkte in den entwicklungspolitischen Leit-
linien sind ganz eindeutig. Wenn Sie jetzt gefragt 
hätten, ob ich zugebe, daß — neben den von mir ge-
nannten — weitere Schwerpunkte von der Opposi-
tion gefordert würden, müßte ich allerdings uneinge-
schränkt ja sagen. Das ist das erste. 

Zweitens. Wenn Sie den Anteil der am wenigsten 
entwickelten Länder steigern wollen, Herr Profes-
sor Pinger, dann bedeutet dies doch automatisch, 
daß der Anteil der anderen Staaten nicht zu den am 
wenigsten entwickelten Ländern gehören, sinken 
müßte. Dann können Sie doch den Anteil der ande-
ren Staaten nicht auch noch erhöhen. Ich weiß nicht 
— dies ist eine schlichte Rechnung —, wie Sie dies 
auf einen Nenner bringen können. Das können Sie 
mir j a vielleicht nachher in Ihrer Rede erklären. 

(Abg. Schröder [Lüneburg] [CDU/CSU] 
meldet sich zu einer Zwischenfrage) 

— Nein, ich muß jetzt zum Ende kommen. Ich kann 
mir nicht die ganze Zeit — — 

(Weitere Zurufe — Roth [SPD]: Prozent

-

rechnen der dritten Klasse!) 

— Prozentrechnen in der dritten Klasse, ein richti-
ger Hinweis von Herrn Roth. In der dritten Klasse! 
Da kann man j a noch einmal die Lehrbücher der 
Kinder anschauen. 

(Dr. Köhler [Wolfsburg] [CDU/CSU]: Das ist 
der erste konstruktive Vorschlag! — Wei

-

tere Zurufe) 

— Jetzt werden Sie doch nicht so aufgeregt hier. Es 
gibt j a noch eine ganze Reihe anderer Forderungen 
der Opposition. Ich lese im Antrag, einstimmig ange-
nommen, die Forderung, daß der IMF seine Kredite 
an die Entwicklungsländer noch stärker an die ent-
wicklungspolitischen Erfordernisse anpassen soll. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Das steht so auch 
nicht darin!) 
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— Sinngemäß steht es darin: Die entwicklungspoliti-
schen Erfordernisse sollten bei den Auflagen des  
IMF stärker berücksichtigt werden.  

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Nein, das steht so  
nicht drin! Man müßte lesen können, Herr  

Minister! Das ist dritte Klasse!)  

Dann lesen Sie es, es ist die zweite Klasse.  

(Heiterkeit bei der SPD)  

Also lesen Sie es noch einmal nach, Herr Hüsch.  

Wenn ich dann in einem Manuskript des Herrn  
Höffkes, das er mir liebenswürdigerweise zugeleitet  
hat, nun lese, daß man zu Recht strengere Konditio-
nen des IMF fordere, daß der IMF — das ist der in-
ternationale Währungsfonds, das muß vielleicht er-
klärt werden für Herrn Hüsch, das ist wohl wahr —,  
daß der — —  

Präsident Stücklen: Das ist dann aber schon fünfte  
oder sechste Klasse!  

(Heiterkeit!)  

Offergeld, Bundesminister für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit: Ja, das ist schon höhere Schule, Herr  
Präsident.  

(Beifall und Heiterkeit bei der SPD — Zuruf  
von der CDU/CSU: Das ist Alphabetisie-

rungskampagne!)  

Wenn nun die Forderung unterstützt wird, die  
IMF-Konditionen gegenüber den Entwicklungslän-
dern zu verschärfen, frage ich mich wo ist da eigent-
lich die Konsistenz der Politik der Opposition? Oder  
wenn in dem gleichen Artikel von Herrn Höffkes ge-
sagt wird, es komme sehr viel mehr auf Privati nv e-
stitionen an als auf Umverteilungsübungen, dann  
frage ich Sie, was das eigentlich für eine Politik ist.  
Wollen Sie nun mehr öffentliche Entwicklungshilfe,  
die Sie hier als reine Umverteilungsübungen diffa-
mieren und disqualifizieren, oder wollen Sie mehr  
öffentliche Hilfe? Wollen Sie mehr oder weniger öf-
fentliche Hilfe?  

(Dr. Köhler [Wolfsburg] [CDU/CSU]: Besse-
re! — Dr. Hornhues [CDU/CSU]: Besser soll  

sie werden!)  

Sagen Sie es doch hier einmal klar. Wollen Sie mehr  
Entwicklungshilfe oder nicht? Gilt das, was Herr  
Glos gesagt hat, daß mein Haushalt, der Einzel-
plan 23, eingeschränkt werden soll, oder soll er er-
höht werden? Was gilt denn, Herr Dr. Köhler, wenn  
Sie im November darüber lamentieren, daß die Ab-
flüsse in meinem Etat zu schnell seien — Sie haben  
der Öffentlichkeit zum Jahresende mit hochdrama-
tischen Worten eine Lücke von 300 Millionen DM  
angekündigt, die natürlich nicht aufgetreten ist, und  
dann haben Sie auch schon ein Milliardenloch gese-
hen, ich weiß nicht wo, vielleicht in Ihrer Phantasie;  
das wird natürlich ebensowenig eintreten —, und  
wenn Sie jetzt schreiben, der Entwicklungsminister  
passe seine Ausgaben der Kassenlage an,  

(Dr. Hornhues [CDU/CSU]: Ist das Falsch?)  

dem, was das Parlament, was Sie uns bewilligt ha

-

ben? Es ist doch wohl die blanke Selbstverständlich

-

keit, daß ich meine Ausgaben dem anpasse, was das  

Parlament bewilligt hat. Sie wissen, es sind 60 Mil-
lionen DM weniger, als noch im Vorschlag der Bun-
desregierung enthalten waren. In diese Zwangslage  
haben Sie, die Opposition, uns nach dem Vermitt-
lungsverfahren gebracht. Man muß fragen; was gilt  
denn nun?  

Der Herr Kohl kündigt im letzten April eine große  
Bestandsaufnahme der Opposition in der Entwick-
lungspolitik an. Dabei blieb es dann auch. Der Herr  
Köhler hat dann im Januar eine Bestandsaufnahme  
der Regierung gefordert, wohl weil Sie selbst nicht  
imstande sind, eine Bestandsaufnahme zu machen.  
Eine Bestandsnahme machen wir mit jedem ent-
wicklungspolitischen Bericht; darüber diskutieren  
wir heute.  

Nein, wenn das ein Angebot zu mehr Gemeinsam-
keit durch die Opposition sein sollte, wäre ich dank-
bar, aber dann muß es auch konsequent durchgehal-
ten werden. Dann muß diesen theoretischen Bekun-
dungen die praktische Politik folgen. Sie können in  
diesem Bereich nicht mehr ständig in diesem Zick-
zackkurs fahren.  

Meine Damen und Herren, insgesamt zu den Be-
schlußempfehlungen des Ausschusses: Die Schwer-
punkte sind in Übereinstimmung mit denen, die die  
Regierung in ihren entwicklungspolitischen Grund-
linien gesetzt hat. Ich begrüße, daß alle drei Parteien  
damit die Grundlinien für richtig und gut halten. Wir  
werden diese Konzeption beharrlich in die Tat um-
setzen. Wenn wir dabei die volle Unterstützung des  
Parlaments, vielleicht sogar aller Fraktionen hätten,  
wäre ich dafür dankbar.  

(Beifall bei der SPD und der FDP)  

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Abgeordnete  
Dr. Hüsch.  

Dr. Hüsch (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Der Journalist Schütz hat in den  
„Stuttgarter Nachrichten" das Zustandekommen ei-
ner gemeinsamen Entschließung als Wunder und als  
Sensation bezeichnet. Ich möchte dazu zwei Vorbe-
merkungen machen. Das erste ist, das Parlament  
muß sich in der Tat fragen, ob es schon ein Wunder  
ist, eine Sensation, wenn etwas gemeinsam zustande  
kommen kann. Ich meine, es wäre nicht so.  

Natürlich, Herr Minister, bestehen in den Pro-
grammen, wie diese Ziele erreicht werden können,  
die wir in dem Beschlußentwurf aufgeführt haben,  
Unterschiede. Das gilt auch für die Ausführung der  
Entschließung. Mit diesem Stück Gemeinsamkeit  
werden keineswegs alle fundamentalen Unter-
schiede beigelegt oder verkleistert. Es bleibt dabei:  
zwischen Ihren ordnungspolitischen Vorstellungen,  
zwischen den ordnungspolitischen Vorstellungen  
der SPD und unseren politischen Positionen gibt es  
erhebliche Unterschiede. Es muß aber auch festge-
halten werden, daß es keine Meinungsverschieden-
heiten darüber gibt, daß die deutsche Politik nam-
hafte Beiträge für die Beseitigung der sozialen  
Spannungen in der Welt zu erbringen hat. Niemand  
darf sich vor seinem Gewissen der Verantwortung  
entziehen, die aus der Not, dem Hunger, der Krank- 
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heit, der Heimatlosigkeit und der Unterdrückung 
von Hunderten Millionen Menschen erwächst. 

Eine zweite Vorbemerkung. Opposition lebt von 
der Kontroverse. Es ist wichtig, daß sie sich gegen-
über Regierung und Regierungsparteien abgrenzt 
und absetzt. Wenn es aber um das Schicksal vieler 
und der ärmsten Menschen geht, darf Gemeinsam-
keit nicht ausgeschlossen werden. Ich persönlich 
möchte wünschen, daß es gelingen möge, über den 
heutigen Tag und den heutigen Beschluß hinaus 
noch mehr an parlamentarischer Übereinstimmung 
auf diesem Gebiet, über das wir jetzt sprechen, zu 
gewinnen. 

Aber Ihre kleinkarierten Versuche, Herr Minister, 
weil es Sie ärgert, daß das Parlament Sie in 14 Punk-
ten zur Korrektur Ihrer Politik auffordert, hier so 
eine Art politisches Westentaschenunwetter herauf-
zubeschwören, gehen doch fehl: 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es sind untaugliche Versuche mit untauglichen Mit-
teln am untauglichen Objekt. Wir werden uns von 
Ihren Störversuchen überhaupt nicht beeinflussen 
lassen. Das, was Sie hier an Gegenstandslosem ge-
sagt haben, existiert für uns nicht. 

(Dr. Hornhues [CDU/CSU]: Hat er das nicht 
schön gesagt?) 

Herr Minister, Sie müssen erkennen, daß in der 
Entschließung, die Ihnen der gesamte Bundestag 
vorlegt, wenig zu finden ist, was Ihren Kurs bestä-
tigt. Die Diskrepanz zwischen erklärten Zielen auf 
der einen Seite und der praktischen Politik der Bun-
desregierung auf der anderen Seite ist überaus groß. 
Diese Diskrepanz ist von den Sachverständigen in 
der öffentlichen Anhörung aufgezeigt worden. Es 
gab 300 kritische Anmerkungen zur Ihrer Politik — 
nicht zu unserer. Manche Kritik hat sich gegenein-
ander aufgehoben, manche war überzogen; manches 
war Ihnen gegenüber, Herr Minister, auch unge-
recht. Aber insgesamt blieben so viele kritische Fra-
gen übrig, daß nunmehr das Parlament in seiner Ge-
samtheit in Abgrenzung zur Regierung Ihnen in 
14 Punkten eine Korrektur Ihrer Entwicklungspoli-
tik vorschlägt. 

(Dr. Hornhues [CDU/CSU]: So ist das, Herr 
Minister!) 

Herr Minister, Sie haben bis in die letzten Tage 
hinein begründete Zweifel an der Gradlinigkeit und 
der Verläßlichkeit Ihrer Politik aufkommen lassen. 
Sie haben im Vierten Entwicklungspolitischen Be-
richt — der Kollege Höffkes hat bereits davon ge-
sprochen —, der heute diskutiert wird, die deutsche 
Entwicklungshilfe und die Lieferungebundenheit 
als positiv hervorgehoben. Aber es ist in Ihrem 
Hause passiert, daß praktisch die Forderung nach 
Lieferungebundenheit durch Entscheidungen unter-
laufen wurde und sich Ihre Entwicklungspolitik 
praktisch nur noch als eine kaschierte Exportsub-
ventionierung darstellt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das war Dich-
tung und Wahrheit!) 

Ich will Ihnen einräumen, daß Sie das auf öffentli-
chen Druck und wahrscheinlich auf Schläge aus Ih-

rer eigenen Fraktion hin korrigiert haben. Aber daß 
dies möglich geworden war, muß Ihnen zu Denken 
geben. Das kann Ihnen wirklich nicht als Erfolg an-
gerechnet werden. 

(Dr. Köhler [Wolfsburg] [CDU/CSU]: Die 
Korrektur wird wahrscheinlich heute nach

-

mittag wieder korrigiert!) 

— Die Korrektur wird dann wahrscheinlich heute 
nachmittag, nachdem das Gewitter im Bundestag 
vorbei ist, in einer neuen Version erfolgen. Wenn der 
Herr Minister dann vor den Industrie- und Handels-
tag und vor die Betriebsräte tritt, wird es wieder et-
was anders lauten. 

Genauso war das mit den Haushaltsmitteln, die 
Sie hier beschworen haben. In dem Bericht, den wir 
heute diskutieren, meine Damen und Herren, heißt 
es — inhaltlich —, daß die Steigerungsrate des 
Haushaltsvolumens 12,5 % bis 1983 sein sollte. Wir 
haben erst 1982, aber schon jetzt ist alles Makulatur. 
Wir haben eine Haushaltssteigerung_ von  3,2 %. Die 
Beiträge, Herr Minister, die unter Ihrer Mitverant-
wortung nicht geleistet werden, gehen auf die ver-
fehlte Gesamtpolitik zurück. Diese verfehlte Ge-
samtpolitik ist nunmehr mitschuldig daran gewor-
den, daß Hunger und Armut in der Welt länger an-
halten, als dies nötig ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir weisen in der Entschließung mit allem Nach-
druck darauf hin — und ich bin sehr glücklich dar-
über, daß es dazu Einmütigkeit gibt und daß die 
Störmanöver, die im Hause vielleicht denkbar gewe-
sen wären, nicht gekommen sind —, daß die Fortset-
zung und die Steigerung der aktiven Beiträge im 
Nord-Süd-Dialog vom Parlament gewollt sind. Wir 
erwarten, daß gerade in einer Zeit der knapperen 
materiellen Mittel die Bundesregierung um so mehr 
Anstrengungen unternimmt, die Instrumente auf 
ihre Wirksamkeit hin zu prüfen. Wir erwarten neue 
Ideen. Wir erwarten insbesondere mehr Wirksam-
keit im Einsatz der Mittel. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Und auch von Ihnen, Herr Minister, erwarten wir 
mehr Fleiß und mehr Erfolg. 

Es kann auch nicht hingenommen werden, wenn 
im Vierten Entwicklungspolitischen Bericht — nun 
hören Sie mal bitte zu, damit Sie wissen, was Sie be-
schließen — 

(Löffler [SPD]: Das ist der Oberstudien

-

rat!) 

der Wert der privaten Investitionen in Entwick-
lungsländern beschworen und zugleich auf die nütz-
liche Wirkung des Entwicklungsländersteuergeset-
zes hingewiesen wird, aber, während dieser Bericht 
im Parlament diskutiert wird, dieses von Ihnen im 
Bericht gelobte Gesetz längst wegen angeblicher 
Nutzlosigkeit von der Bühne weggezogen und von 
der Parlamentsmehrheit zunichte gemacht ist. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU — Frau Schu

-

chardt [FDP]: Aus finanziellen Gründen — 
Dr.  Vohrer [FDP] Nicht wegen Nutzlosig

-

keit!) 
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Der Schaden, der in Anbetracht der hohen Lei-

stungsbilanzdefizite aller Entwicklungsländer, in 
Anbetracht der Steigerung der Energiekosten, des 
dramatischen Rückgangs der Erlöse aus dem Ver-
kauf der Rohstoffe eingetreten ist, ist unabsehbar. 

Herr Minister, wenn Sie in dem Bericht schon das 
Lomé-Abkommen loben, frage ich Sie: Warum zeigt 
die Bundesregierung keinen konkreten Ausweg aus 
den Finanzierungsschwierigkeiten des Lomé-Ab-
kommens? Die Tatsache, daß nur 50 % der jährlich 
beantragten Transferleistung zur Zeit von der Ge-
meinschaft bedient werden können, ist bedrohlich. 
Die Halbierung der Leistungen für die Stabilisie-
rung der Ausfälle in den Exporterlösen der Mit-
gliedsländer im afrikanischen, karibischen, pazifi-
schen Raum bedeutet für diese Länder existentielle 
Sorgen. Die Entwicklung, die gut begonnen hat, 
droht jetzt das Vertragswerk zu sprengen. Deshalb 
sind politische Maßnahmen gefordert. Die Bundes-
regierung darf sich der Mitverantwortung im euro-
päischen Bereich hier nicht länger entziehen. Das 
bedeutet nicht die Forderung nach höheren Leistun-
gen insgesamt, wohl aber die dringende Forderung, 
den Vorrang dieses entwicklungspolitischen Instru-
ments zu erkennen. Herr Minister, wenn Sie schon 
nicht zuständig sind, sondern Herr Corterier es war, 
der es ausgesprochen hat: Die Blockade, die die Bun-
desregierung hier im Bereich des Lomé-Abkom-
mens II zur Zeit führt, müssen Sie beenden, wenn 
wir Erfolge haben wollen. 

Wer die 14 Empfehlungen an die Bundesregierung 
im Beschlußentwurf sorgfältig liest, muß sich auch 
fragen, wie es dazu kommt, daß sich das Parlament 
in seiner Gesamtheit zu so deutlichen Forderungen 
nach Korrektur der Entwicklungspolitik ent-
schließt. Der Herr Minister hat erklärt, die Opposi-
tion wolle zustimmen. Natürlich stimmen wir zu. Wir 
haben diese Entschließung mit erarbeitet. Sie ist mit 
unser Werk. Daß Sie uns abschätzig erklärten, Sie 
lächelten darüber, ist Ihre persönliche Sache. Es 
liegt daran, daß Sie offensichtlich gar nicht merken, 
was im Parlament vorgeht und wie Ihre Politik wirk-
lich kritisiert wird. 

Wenn man die 14 Punkte sieht, ist die einfache 
Feststellung: Natürlich ist das, was Sie vorlegen 
konnten, keine Erfolgsbilanz. Sie haben versagt. 

Der tiefere Grund für die 14 kritischen Anmerkun-
gen liegt darin, daß es der Bundesregierung an einer 
glaubwürdigen Strategie für die Umsetzung ihrer 
Leitlinien fehlt. Es fehlt am Zielsystem, mit dessen 
Hilfe theoretische Grundlagen in die Praxis umge-
setzt werden können. Es fehlt an der Methodik, die 
sich auf die Veränderungen im politischen Gefüge, 
auf wirtschaftliche Gegebenheiten, auf gesellschaft-
liche Zwänge beweglich und aktuell einzustellen 
vermag. 

Es ist schon zweifelhaft, Herr Minister, ob Sie und 
Ihr Haus überhaupt über eine ausreichende Be-
standsaufnahme der gegebenen Situation verfü-
gen. 

Jedenfalls fehlt es Ihnen an der Länderpolitik. Sie 
haben nicht einen einzigen länderpolitischen Bei-
trag bringen können. Sie haben es nicht vermocht,  

klare, nachvollziehbare Kriterien dafür zu entwick-
len. Wir wissen immer noch nicht, was — also in wel-
chem Sektor — wo — in welchem Land — wie — also 
mit welcher Methode — womit — also in welcher 
Höhe — durch wen gefördert werden soll. 

Es fehlt Ihnen auch an der Zusammenfassung der 
Instrumente der deutschen Entwicklungspolitik. Es 
fehlt an der Zuordnung dieser Instrumente zu den 
übrigen Feldern der deutschen Politik. Ich behaupte 
— und Sie haben das nicht widerlegen können —: 
Die deutsche Entwicklungspolitik Ist nicht genü-
gend in die Gesamtpolitik der Bundesrepublik 
Deutschland integriert — weder national noch inter-
national. Was Sie bieten, ist allenfalls die Addition 
von Entwicklungshilfeprojekten. Ihrem Charakter 
nach ist diese Politik zu defensiv. Ihr Kollege Holtz 
hat Sie in der Pressekonferenz, die Sie ja soeben 
falsch zitiert haben, aufgefordert, eine Politik an den 
Tag zu legen, die offensiver sein soll. 

Und wenn es einer weiteren Charakterisierung Ih-
rer Politik bedarf, zitiere ich Willy Brandt, den Vor-
sitzenden der Sozialdemokratischen Partei, der in 
Berlin erklärt hat, die Entwicklungspolitik sei rück-
ständig und phantasielos. Da beklagen Sie, daß wir, 
die Opposition, Sie kritisieren. Sprechen Sie in die-
ser Frage doch mal mit Herrn Brandt! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir wiederholen deshalb die Forderung: Sie müs-
sen dafür sorgen, daß die deutsche Entwicklungspo-
litik besser in die Gesamtpolitik eingebettet wird. 
Das kommt in der Entschließung zum Ausdruck. Le-
sen Sie sie mal sorgfältig Satz für Satz und Punkt für 
Punkt. 

Einbettung bedeutet nicht Unterordnung und 
nicht Dominanz, sondern nur Einbettung. So kann 
auch die Forderung, die Sie hier j a wieder indirekt 
gestellt haben, die internationale Währungspolitik 
und besonders den Internationalen Währungsfonds 
— Sie haben ihn englisch als IMF zitiert — entwick-
lungspolitischen Wünschen zu opfern, nicht akzep-
tiert werden. Wir bleiben dabei, daß der Internatio-
nale Währungsfonds seine satzungsgemäßen Aufga-
ben zu erfüllen hat und daß er nicht zu einem Instru-
ment der Entwicklungshilfe verändert werden darf. 
Wohl — und das können Sie im Beschluß nachlesen 
— muß seine Politik so angelegt werden, daß sie 
auch entwicklungspolitische Notwendigkeiten nicht 
außer acht läßt. Wer die konkreten Entscheidungen 
des Fonds beobachtet hat, wird sehen, daß dies zur 
Zeit auch erfolgt. 

(Dr. Köhler [Wolfsburg] [CDU/CSU]: Sehr 
richtig!) 

Herr Minister, man hätte ja gerne gewünscht, Sie 
hätten ein paar Worte zu den vielen kritischen An-
merkungen gesagt, die zu anderen Feldern — zur 
DSE, der Deutschen Stiftung für internationale Ent-
wicklung, wie zur DEG, wie zum Selbstverständnis 
der Entwicklungshelfer, zur Leistungsfähigkeit der 
Beteiligten und zu einigen Projekten — gemacht 
worden waren. Die Kritik ist doch auch in der Anhö-
rung — 300 mal — allzu deutlich geworden. Es ist ja 
richtig, daß manches in den Sand gesetzt wurde und 
anderes zusammengebrochen ist. 
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Aber ich möchte Ihnen auch in einem Punkt bei-

stehen: Entwicklungshilfe unterliegt großen Risi-
ken. Sie hat es mit Menschen zu tun, die irren kön-
nen. Sie ist dem Unverstand, der Unvernunft, aber 
auch der politischen Mißwirtschaft ausgesetzt. Sie 
leidet unter Korruption, sie leidet auch unter man-
cher sogenannten Elite in den Entwicklungsländern, 
die sich mit dem Schicksal ihres eigenen Volkes gar 
nicht identifiziert und deren höchstes Ziel es ist, dem 
größtmöglichen Luxusstandard westlicher Wohl-
standsgesellschaften nachzueifern. Aber weil wir 
das genau wissen, Herr Minister, ist es doch auch 
Ihre Aufgabe, das in Rechnung zu stellen und darauf 
zu reagieren: 

Es muß zu denken geben, daß es so viele kritische 
Worte darüber gibt, daß die kulturelle und soziale 
Dimension nicht erkannt wird und daß die immate-
riellen Werte vielfach so unterschätzt werden. 
Warum ist denn Frau Hamm-Brücher so sehr be-
sorgt und kündigt die Herausgabe neuer entwick-
lungspolitischer Leitlinien an, obwohl sie doch Mit-
glied dieser Bundesregierung ist? Das tut sie doch 
nicht allein aus der Absicht, die FDP zu profilieren, 
sondern auch aus der deutlichen Kritik heraus an 
dem, was läuft. 

Es ist von Völkern die Rede, die fortentwickelt 
werden sollen. So wichtig, Herr Minister, der Begriff 
der Nation ist, so wichtig ein Volk, ein Staat für die 
Entwicklung im weitesten Sinne des Wortes ist, 
ebenso wichtig ist aber die Frage — und die müssen 
Sie beantworten —, zu welchen Zielen hin entwik-
kelt werden soll und kann. Wie sieht denn eigentlich 
das Menschenbild aus, das wir und das unsere Part-
ner uns von dem machen, an den die Hilfe gegen 
soll? Deshalb legen wir soviel Wert darauf, daß Ex-
perten, Partnerorganisationen und gesellschaftliche 
Gruppen aus den Empfängerländern so weit wie 
möglich und mehr als bisher in die Projektauswahl 
und die Durchführung einbezogen werden sollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Selbsthifegruppen müssen berücksichtigt wer-
den. Weil die Frauen wichtige Träger der Entwick-
lung sind, kann auf ihre Beteiligung nicht länger 
verzichtet werden. Das alles schreibt Ihnen, Herr 
Minister, das Parlament ins Stammbuch. Sie kom-
men an dieses Pult und sagen kein einziges Wort 
dazu. Entweder haben Sie es nicht gelesen oder Sie 
haben es nicht verstanden. 

Solange die Bundesregierung nur Staaten als ihre 
Partner anerkennt, solange die Bundesregierung 
das formalistische Antragsprinzip so überbewertet 
wie bisher, solange sie nicht bereit ist und, Herr Mi-
nister, solange Sie nicht bereit sind, die ausgetrete-
nen Trampelpfade entwicklungspolitischer Routine 
zu verlassen, solange wird es auch keine besseren 
Erfolge geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir wiederholen die Forderung: Die Nichtregie-
rungsorganisationen müssen in die Entwicklungs-
projekte bewußt eingeplant werden. Die Bundesre-
gierung sollte künftig in den Regierungsverhandlun-
gen auf die Einbeziehung der Nichtregierungsorga-
nisationen drängen und das völkerrechtlich veran-

kern. Wir wissen, daß diese Nichtregierungsorgani-
sationen in vielfacher Hinsicht auf Erfolge verwei-
sen können, die weit über die Wirksamkeit der öf-
fentlichen Entwicklungshilfe hinausragen. Der Kol-
lege Höffkes hat hier schon den Kirchen und ande-
ren gedankt. Ich möchte eines hinzufügen und auch 
den einzelnen danken, die viel Zeit und Kraft für die 
gemeinsame Aufgabe einsetzen, z. B. jenem Beam-
ten des Bundesgrenzschutzes, den ich in Uganda 
traf, der dort seinen Urlaub verbrachte, um dem 
deutschen Ärzteteam zu helfen, und sich dabei sel-
ber — wie viele andere Helfer in diesem und in ande-
ren Ländern — großer Gefahr für Leib und Leben 
ausgesetzt hatte. Ich möchte an die Helfer in den 
Flüchtlingslagern erinnern, an die vielen Männer 
und Frauen, an die Patres und Schwestern, die Ärz-
te, die Krankenschwestern und an die Entwick-
lungshelfer und ihnen allen auch hier ein herzliches 
Wort des Dankes sagen. Sie vertreten unser Land im 
stillen, aber sie vertreten unser Land glaubwürdig. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wer nun Entwicklung meint, der muß Verände-
rungen wollen. Herr Minister, das haben Sie selber 
gesagt. Aber Ihre Formel von der Nichteinmischung 
in die Angelegenheiten anderer Länder versagt. Sie 
müssen auch prüfen, ob Ihre Formel von dem Re-
spekt vor der kulturellen Identität tatsächlich so 
tragfähig ist, wie Sie es sagen. Denn manches ist ja 
aus der kulturellen Geschichte eines Landes ent-
standen. 

Auf der anderen Seite gilt: Ohne eine Änderung 
der beklagenswerten Rolle, die z. B. Frauen in vielen 
Entwicklungsländern haben, wird der Weg zu einem 
Leben in Freiheit und Würde für Frauen nicht geöff-
net werden können. Ohne ein Ende der Kinderarbeit 
wird es keine glückliche Jugend geben. Ohne das 
Ende der Rassendiskriminierung, die j a auch kultu-
rell entstanden ist — wenn man kulturelle Identität 
als so absoluten Wert hinnimmt, dann muß man ei-
gentlich auch diese Erscheinung anerkennen; ich 
tue das nicht, aber ich folge Ihrem Argument —, 
gleichgültig, ob sie sich gegen Schwarz oder — das 
gibt es auch in der Welt — Weiß, gegen Gelb oder Rot 
richtet, werden die Menschenrechte nicht gelten. 

Es ist falsch, Herr Minister — das ist bei Ihnen 
heute wieder so gewesen —, auf dem linken Auge 
blind zu sein, ebenso wie es falsch ist, auf dem rech-
ten Auge blind zu sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Für den, der Opfer einer Folterung, einer Unterdrük-
kung oder einer sonstigen Pression wird, ist es 
gleichgültig, ob sein Peiniger unter roter oder brau-
ner Flagge zu handeln vorgibt. 

Entwicklung fordert Geltung der Menschenrech-
te. Das gilt für Nicaragua, über das Sie nicht gespro-
chen haben, ebenso wie für Chile, für Uganda, von 
dem Sie nicht gesprochen haben, ebenso wie für 
Südafrika, Angola und andere Staaten. 

(Zuruf der Abg. Frau Schuchardt [FDP]) 

— Das gilt — Frau Schuchardt, ich möchte Ihnen da 
sehr, sehr gern zustimmen und Sie ersuchen und bit

-

ten, daß Sie das auch weiterhin so sagen — für alle 
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Länder. Niemand darf auf dem rechten oder dem lin-
ken Auge blind sein. 

Ich möchte nicht in Abrede stellen, daß Sprecher 
der Bundesregierung ihr Eintreten für die Achtung 
der Menschenrechte deutlich bekundet haben. 
Außenminister Genscher hat bemerkenswerte Bei-
träge vor der UNO erbracht. Aber was fehlt, ist die 
Konsequenz. Da die Verletzung der Menschenrechte 
in der Welt uneingeschränkt fortbesteht, da immer 
wieder neue Herde dieser unseligen Geißel der mo-
dernen Zeit ausbrechen und da die Verletzung der 
Menschenrechte, Gott sei es geklagt, insbesondere 
in den Entwicklungsländern erfolgt, darf es hier 
nicht bei reinen Worten bleiben. Es darf und es wird 
nach unserer Auffassung keinen politischen oder 
rechtlichen Anspruch eines Landes auf Souveräni-
tät geben, um damit dessen Verletzung der Men-
schenrechte zu rechtfertigen oder gar der Kritik zu 
entziehen. 

Hilfe an Regierungen, die Willkür, Einschüchte-
rung, physische Bedrohung gegen ihre Bürger an-
wenden, darf so nicht fortgesetzt werden, sondern 
sie muß künftig Wege finden, die direkt zu den Men-
schen führen, denen geholfen werden soll. Das ist In-
halt des zu fassenden Beschlusses. Dieser Beschluß, 
den wir nachher hoffentlich fassen werden, hebt 
sich doch erheblich von dem ab, was Sie, Herr Mini-
ster, hier vorgetragen haben. 

Elmar Pieroth und Volkmar Köhler haben vor 
etwa einem Jahr gesagt: Jeder Arme ist unser 
Freund. Sie haben damit neben anderen Motiven die 
Mitmenschlichkeit als ein ganz wesentliches Motiv 
für unsere Entwicklungspolitik hervorgehoben. Ich 
möchte heute hinzufügen: Unser Freund ist auch je-
der, der gefoltert, eingeschüchtert, physisch und psy-
chisch bedroht wird; wir stehen an seiner Seite. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deshalb, Herr Minister, möchten wir, daß die Ent-
wicklungspolitik der Bundesrepublik Deutschland 
mehr als bisher dazu beiträgt, Menschenrechte zu 
verwirklichen. Wir wissen: Dazu bedarf es klarer, 
langfristig wirkender Vorstellungen. Die Bundesre-
gierung hat nach unserem Verfassungsverständnis 
die alleinige Verantwortung für die Ausführung der 
Politik. Weil sie diese alleinige Verantwortung hat, 
wird sie heute vom gesamten Parlament aufgefor-
dert, Worte und Absichten, die sicherlich erklärt 
sind, in die Tat umzusetzen. Ich unterstelle Ihnen 
trotz Ihrer dauernden Störmanöver gegen unsere 
Glaubwürdigkeit gute Absicht und guten Willen. 
Aber ich kann Ihnen nicht bescheinigen, daß Sie da-
nach handeln. 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß Staaten 
mit demokratischer Verfassung die Menschen-
rechte in besonderer Weise respektieren, und daß sie 
in besonderer Weise für den Frieden und den Aus-
gleich sorgen; denn Demokratie zwingt zum Frie-
den. Die Verletzung der Rechte des Bürgers ist der 
Demokratie ebenso entgegengesetzt wie die Zerstö-
rung seines Glückes durch den Krieg. Demokratie in 
einem Entwicklungsland muß nicht die Übernahme 
des Verfassungssystems eines hochindustrialisier-
ten Landes bedeuten, aber sie muß bedeuten: Rechte  

des einzelnen und Geltung des Rechtes für jeder-
mann gleichermaßen, Verpflichtungen des einzel-
nen zum gemeinen Wohl, Schutz und Sicherheit 
nach innen und außen, Beteiligung aller an den Ent-
scheidungsvorgängen und Institutionen, die das al-
les garantieren. Länder, die sich auf diesem Weg be-
finden — sie brauchen das Ziel nicht erreicht zu ha-
ben —, sollen künftig in besonderer Weise unsere 
Hilfe erhalten. 

(Zustimmung des Abg. Dr. Pinger [CDU/ 
CSU]) 

Wir sind uns darüber im klaren: Es wird immer 
wieder Rückschläge geben. Herr Minister, wir sind 
nicht Radikalisten der reinen Lehre. Es soll nicht 
verlangt werden, daß alles zum gleichen Zeitpunkt 
erreicht wird. Wir möchten uns auch nicht zum Lehr-
meister aller Nationen aufwerfen, aber wir sollten 
künftig mehr Selbstbewußtsein und mehr Kraft be-
sitzen, offensiv zu vertreten, was wir für richtig hal-
ten: Demokratie und Menschenrechte. So wie jedes 
Volk das Recht hat, darüber zu entscheiden, welchen 
Weg es selbst gehen will, so ist es unser Recht, und 
es ist die Pflicht des Parlaments, auch darüber zu 
entscheiden, ob wir den von jedem Volk frei gewähl-
ten Weg begleiten wollen, und mit welchen Mitteln 
wir dies tun wollen. Das ist keine Einmischung. Das 
ist die Wahrnehmung unserer eigenen Rechte. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Wir tun dies, nicht ohne unsere eigenen Interessen 
zu wahren: Staaten, die die Menschenrechte beach-
ten, Staaten, die demokratische Verfassungen haben 
oder sich zumindest anschicken, solche zu erarbei-
ten, dienen am ehesten und am stärksten dem Frie-
den und garantieren ihn. Das hat die Geschichte be-
wiesen. Darum geht es uns. 

Jeder von uns versteht, daß totale Abrüstung un-
politisch, unhistorisch, zukunftslos ist. Wir wissen, 
daß ein Staat stark sein muß, um sich und seine Bür-
ger zu schützen. Niemand kann in Frieden leben, 
wenn es dem bösen Nachbarn nicht gefällt. Wir ge-
hen auch davon aus, daß der Kommunismus nach 
wir vor die ideologische und machtpolitische Welt-
herrschaft anstrebt. Der beste Schutz gegen diesen 
Kommunismus, gegen dieses menschenverachtende 
ideologische und machtpolitische System ist die so-
ziale Gerechtigkeit im Innern und die Wachsamkeit 
nach außen. Aber ein Übermaß an Rüstung gefähr-
det beides. Herr Minister, nur vom Übermaß der Rü-
stung war die Rede. Sie haben es hier leider — ich 
habe es Ihnen vorhalten müssen — falsch zitiert, in 
der Absicht, mal wieder einen Buhmann aufzubau-
en. Das Übermaß an Rüstung gefährdet beides: die 
wirtschaftliche Kraft des eigenen Volkes und die 
verständlichen Sicherheitsinteressen des Nachbarn. 
Das Übermaß an Rüstung in vielen Entwicklungs-
ländern kann deshalb nicht gebilligt werden. Es 
müssen Schritte unternommen werden, die Überrü-
stung notfalls über Minderung oder Entzug von Ent-
wicklungshilfe zu bremsen. Die Doppelzüngigkeit 
jener Staatsführungen, die immer wieder die Armut 
ihrer eigenen Länder beklagen und zwischendurch 
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die Hauptstädte aufsuchen, um Waffenkäufe zu täti-
gen, muß bekämpft und aufgedeckt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, es ist noch viel zu sa-
gen. Die Entschließung, die alle Fraktionen — Herr 
Minister — übereinstimmend dem Deutschen Bun-
destag zur Beschlußfassung vorlegen, ist weitrei-
chend. Wir sind von der Realisierung weit entfernt. 
Aber es ist notwendig, die Ziele deutlicher und vor 
allem entschlossener aufzuzeigen. Das Parlament 
erwartet, wenn es diese Entschließung verabschie-
det, von Ihnen und von der gesamten Bundesregie-
rung, daß Sie handeln. Stellen Sie sich bitte nicht 
hierhin, um zu erklären, es sei schon alles gesche-
hen. Wenn dies der Fall wäre, hätten Ihre Partei-
freunde den 14 Punkten sicherlich nicht zugestimmt. 
— Ich danke Ihnen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Bindig. 

Bindig (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wenn hier im Saal einer bisher ausgetre-
tene Trampelpfade gelaufen ist, dann sind Sie es 
wohl gewesen, der Sie ausgetretene Trampelpfade 
bei Ihrer Kritik gegangen sind. Ich habe, wenigstens 
was die Analysefähigkeit und den Realitätssinn an-
geht, mehr Ideen in der Rede des Ministers als in Ih-
rer Rede gehört. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Dann haben Sie auf 
Ihren Ohren gesessen!) 

Wir Entwicklungspolitiker haben, wie es auch die 
entwicklungspolitisch weltweit tätigen Organisatio-
nen regelmäßig tun, eine Bestandsaufnahme bishe-
riger Erfahrungen vorgenommen, die nationale und 
internationale entwicklungspolitische Fachdiskus-
sion ausgewertet und entwicklungspolitische Sach-
verständige befragt, um die praktische deutsche 
Entwicklungspolitik zu überprüfen und ergänzende 
Vorschläge und Akzentempfehlungen, zu geben. Die 
Auswertung hat gezeigt — das steht im Gegensatz 
zu dem, was Sie soeben ausgeführt haben —, daß die 
in den entwicklungspolitischen Grundlinien der 
Bundesregierung niedergelegten Ziele und prioritä-
ren Förderbereiche richtig angesprochen und ausge-
wählt sind. Vorrangiges Ziel ist die Bekämpfung der 
absoluten Armut. Die prioritären Förderbereiche 
sind die ländliche Entwicklung, die Erhaltung und 
Nutzung konventioneller Energiequellen und die 
Entwicklung angepaßter Technologien zur Nutzung 
nichterschöpflicher Energiequellen, der Schutz der 
natürlichen Ressourcen und Programme der Bil-
dung und Ausbildung. Diese Ziele sind ausdrücklich 
bestätigt worden und werden wohl auch von Ihnen 
nicht in Frage gestellt. 

(Vo r sitz : Vizepräsident Frau Renger) 

Es geht um die praktische Umsetzung dieser Ziele 
in der Projektpolitik. Die Möglichkeiten, diese Ziele 
erfolgreich umzusetzen, richten sich nicht nur nach 
unserem Wollen und Können, sondern wesentlich 
auch nach den Bedingungen, den Entwicklungsvor-
stellungen, den Machtverhältnissen und der sozia-

len und kulturellen Wirklichkeit in den Entwick-
lungsländern selbst. Eine der wichtigsten Erfahrun-
gen bisheriger Entwicklungspolitik lehrt, daß Ent-
wicklungspolitik von außen, vielleicht gar mit dem 
überstülpen industrieller Denkstrukturen und pri-
mär technologischer Entwicklungsvorstellungen, 
wenig zu einer echten Entwicklung im Dienste der 
Menschen leistet. Entwicklung muß aus den Ent-
wicklungsländern heraus — von innen — und dort 
möglichst von unten kommen und kann von außen 
nur unterstützt und erleichtert werden. 

Die praktische Entwicklungspolitik zeigt, daß die 
von den Entwicklungsländern gesetzten Prioritäten 
nicht immer mit den Vorstellungen übereinstim-
men, die wir für eine echte Entwicklung, die den 
Menschen dient, für erforderlich halten. Mit dieser 
ärgerlichen Tatsache müssen wir uns auseinander-
setzen. Es ist eben ärgerlich, daß die herrschenden 
und führenden Eliten in vielen Entwicklungslän-
dern die Prioritäten zur Bekämpfung der absoluten 
Armut in ihren Ländern nicht gleichermaßen so set-
zen, wie wir es für den Einsatz unserer Hilfe fordern 
müssen und vor unserem Steuerzahler auch zu ver-
antworten haben. Wenn grenzenloser Reichtum, 
Massenelend und Armut in einem Land zusammen-
treffen, kann die Arbeitsaufteilung nicht so sein, daß 
die Früchte der Entwicklung in die Taschen einer 
kleinen bürokratischen und wirtschaftlichen Füh-
rungsschicht fließen, die Industrieländer dann aber 
zur Beseitigung der Massenarmut zur Unterstüt-
zung aufgerufen werden. 

(Dr. Holtz [SPD]: Sehr wahr!) 

Das provokative Wort, Entwicklungspolitik sei, 
wenn die Armen in den reichen Ländern den Rei-
chen in den armen Ländern Mittel zukommen lie-
ßen, zeigt, daß praktische Entwicklungspolitik so 
nicht laufen darf und auf Grund der Schwerpunkt-
setzungen und der Bemühungen der Bundesregie-
rung auch gerade nicht so betrieben wird. 

Wir haben deshalb in unserer Beschlußempfeh-
lung deutlich betont, daß die Verwirklichung des so-
zialen Fortschritts und der sozialen Gerechtigkeit in 
den Entwicklungsländern wesentliches Ziel der Po-
litik der Bundesregierung sein sollte. Die Einhal-
tung sozialer Mindestnormen und die Gewährung 
gewerkschaftlicher Freiheit in den Entwicklungs-
ländern sind ein wichtiges Anzeichen dafür, ob ein 
ernsthafter Wille besteht, die Lebenssituation der 
Bevölkerungsschichten zu verbessern. Diejenigen 
Entwicklungsländer, die sich in ihrer nationalen 
Strategie der Verwirklichung der Menschenrechte 
verpflichtet fühlen und soziale Akzente setzen, vor 
allem solche, die sich um den Aufbau demokrati-
scher Strukturen bemühen — warum versuchen Sie, 
da irgendeinen Gegensatz herbeizuzaubern, da wir 
das doch gemeinsam so sehen? — , sollten, so emp-
fehlen wir es, eine besondere Unterstützung genie-
ßen, um so auch ein Signal zu setzen, daß sich der 
Einsatz für diese Werte wirklich auszahlt. 

Diese Empfehlung kann nicht bedeuten, daß die 
Bundesrepublik sich aus den anderen Ländern ent-
wicklungspolitisch zurückziehen sollte. In vielen an-
deren Ländern kann es wichtig sein, durch Entwick-
lungsprojekte erst die Voraussetzungen zu schaffen, 
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die für eine sozialorientierte Entwicklungsstrategie 
erforderlich sind. Je weniger allerdings die Regie-
rung eines Entwicklungslands an der Beseitigung 
krasser sozialer Unterschiede interessiert ist, je we-
niger Menschenrechte und Menschenwürde beach-
tet werden, desto mehr ist darauf zu drängen, daß al-
lenfalls solche Vorhaben gefördert werden, die un-
mittelbar der notleidenden Bevölkerung zugute 
kommen. Es kann aber nicht angehen, die in Armut 
und Elend lebende Bevölkerung, die z. B. unter der 
Unterdrückung durch einen Diktator leidet, noch zu-
sätzlich durch den Entzug humanitärer Hilfe zu be-
strafen. 

Die Armut von 800 Millionen Menschen darf nicht 
zum Gegenstand von Parteipolemik gemacht wer-
den, sondern ihre Beseitigung ist eine gemeinsame 
Aufgabe aller Deutschen und aller Länder, beson-
ders der freien Welt. — So hat es der entwicklungs-
politische Sprecher der Opposition vor wenigen Ta-
gen gesagt und die Bereitschaft zu einer kritischen 
Zusammenarbeit mit der Regierung unter bestimm-
ten Voraussetzungen erklärt. Ich habe mich gefragt, 
ob dieses eine Beschwörungsformel zur Selbstdis-
ziplinierung Ihrer eigenen Fraktionsmitglieder ist; 
denn wir haben ja eben gerade wieder gehört, daß 
die Voraussetzung für Ihre Bereitschaft zu einer Zu-
sammenarbeit sein soll, daß die Regierung nicht aus, 
wie Sie sagen, „ideologischer Einseitigkeit immer 
mehr Millionen in das bodenlose Faß sozialistischer 
Mißwirtschaft mancher Enwicklungsländer gießt, 
die den Menschen in diesen Ländern kaum eine 
Chance gibt". 

Sind Sie eigentlich, so muß ich fragen, wirklich 
nicht in der Lage, eine neutrale Position einzuneh-
men, die wirklich die Armut und das Elend großer 
Bevölkerungsschichten in den Entwicklungsländern 
zum Ausgangspunkt nimmt und nach Wegen sucht, 
wie gegen oligarchisch- konservative Ausbeutung 
und Unterdrückung ebenso wie gegen bürokratisch

-

sozialistische Mißwirtschaft, die es durchaus gibt, 
vorgegangen werden kann, die nach Wegen sucht, 
sowohl in diesen wie in jenen Regimen Änderungen 
im Hinblick auf eine stärkere Berücksichtigung 
breiter Bevölkerungsschichten zu erreichen? 

(Dr. Köhler [Wolfsburg] [CDU/CSU]: Dazu 
hat Herr Hüsch wohl genügend Klares ge-

sagt!) 

— Herr Hüsch hat dazu Klares gesagt. Aber Sie als 
entwicklungspolitischer Sprecher Ihrer Fraktion ha-
ben gleich wieder die ideologische rechtskonserva-
tive Einseitigkeit in Ihrer Presseerklärung gezeigt, 
in der Sie erklärten: Voraussetzung ist, daß man 
nicht in den, wie Sie sagten, sozialistischen Mißwirt-
schaften tätig wird. Dies ist j a gerade der Punkt, daß 
Sie Grundsätze verkünden, dann aber sofort wieder 
die Einäugigkeit in die Diskussion einführen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Köhler? 

Dr. Köhler (Wolfsburg) (CDU/CSU): Herr Kollege 
Bindig, in allem Ernst: Können Sie mir irgendeine  

oligarchische ausbeuterische Struktur zeigen, die 
ich jemals verteidigt habe? Meinen Sie wirklich, daß 
ich da einen Nachholbedarf habe? 

Bindig (SPD): Dann frage ich mich nur: Warum 
schreiben Sie so etwas nie in Ihre Papiere hinein? 
Haben Sie es eigentlich nötig, Pflichtübungen ge-
genüber der CSU zu machen? 

(Zustimmung bei der SPD — Lachen bei 
der CDU/CSU — Dr. Köhler [Wolfsburg] 
[CDU/CSU]: Nein, aber gegenüber Ihrer 
Praxis habe ich es nötig! — Dr. Bötsch 
[CDU/CSU]: Da lachen ja die Hühner!) 

Entwicklungshilfe, will sie den Menschen dienen, 
muß auch von den Menschen eines Entwicklungs-
lands in ihrer Mehrheit getragen werden. Wir haben 
deshalb in unserer Beschlußempfehlung deutlich ge-
macht, daß für Programme und Projekte zur Erfül-
lung der Grundbedürfnisse die Mobilisierung und 
aktive Beteiligung der betroffenen Bevölkerung am 
Entwicklungsprozeß bestimmende Kriterien sein 
müssen. 

Es wird sicherlich um so leichter sein, je mehr es 
gelingt, Partnerorganisationen und gesellschaftliche 
Gruppen aus den Empfängerländern in die Projekt-
auswahl und -durchführung einzubeziehen. Beson-
ders sollten Selbsthilfegruppen der armen Bevölke-
rung berücksichtigt werden. 

Entscheidend, so haben wir in unserer Beschluß-
empfehlung gesagt. für die Entwicklung in den Län-
dern der Dritten Welt wird in den 80er Jahren sein, 
inwieweit es gelingen wird, weltweit Frieden zu 
schaffen und zu erhalten sowie das Rüsten zu be-
grenzen. 

Einiges ist schon zu den enormen Rüstungsausga-
ben der Industrieländer und der Entwicklungslän-
der gesagt worden. Ich will das für einige Punkte 
noch vertiefen. Die Welt hat 1980 zwölfmal mehr für 
Rüstung ausgegeben als für öffentliche Entwick-
lungshilfe. Die Weltrüstungsausgaben liegen jetzt — 
nach Zahlen des Stockholmer Instituts für Friedens-
forschung — bei über 1 000 Milliarden DM, die öf-
fentliche Entwicklungshilfe aller Geberländer be-
trägt dagegen rund 80 Milliarden DM. 

Die Entwicklungsländer geben für Rüstung mehr 
aus, als sie an Entwicklungshilfe empfangen. Inter-
essant ist aber, zu analysieren, wie die Aufrüstungs-
bemühungen der Entwicklungsländer aussehen und 
wie sie dabei unterstützt werden. Nach Zahlen des 
SIPRI-Instituts liegen bei Waffenlieferungen in die 
Entwicklungsländer — dieser Gesichtspunkt ist in 
der Debatte überhaupt noch nicht angeschnitten 
worden — die beiden Supermächte USA und Sowjet-
union an der Spitze, gefolgt von Frankreich, England 
und Italien. Danach stammen im Zeitraum 1970 bis 
1979 45 % der Gesamtlieferungen aus den USA, 27,5% 
aus der UdSSR — mit einer steigenden Tendenz in 
den letzten Jahren —, 10 % aus Frankreich, rund 5 % 
aus England und rund 3% aus Italien. 

Im Vergleich zu anderen großen Industriestaaten 
spielt die Bundesrepublik als Waffenlieferant für die 
Dritte Welt mit 2,3 % noch eine relativ geringe Rolle. 
Das sollte sich auch in Zukunft nicht ändern. 
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Neben dem Umfang ist vor allem auch die Dyna-

mik des internationalen Waffenhandels erschrek-
kend. Die gegenwärtige jährliche Zuwachsrate liegt 
bei 25%. 

Allerdings gelangen nicht nur durch Waffenkäufe 
immer mehr und immer modernere Waffen in die 
Dritte Welt, sondern die Länder der Dritten Welt 
bauen sich — oftmals mit Unterstützung aus den In-
dustrieländern — auch eigene Waffenproduktionen 
auf, so z. B. Brasilien, Argentinien und Südkorea. 
Ferner ist zu bedenken, daß neben den eigentlichen 
Aufwendungen für das Militärgerät eine Absorption 
von qualifiziertem Fachpersonal stattfindet. Die er-
forderlichen Ersatzteillieferungen schränken die 
Importkapazität der Entwicklungsländer ein und 
verstärken ihre politische Abhängigkeit. 

Die Aufrüstung und Militarisierung in der Dritten 
Welt hat vielfache Gründe. Die Gesellschaften der 
ehemaligen Kolonien waren durch die Erfahrung 
von Macht und Unterdrückung geprägt. Aus den Be-
freiungsarmeen oder aus den Kolonialarmeen ging 
die Armee des jungen Staates hervor. Das Militär 
übernahm oftmals zugleich die Verwaltung des 
Staates und wirkte entscheidend bei der „nation-
building" mit. Auch zur gewaltsamen Austragung 
gesellschaftlicher Konflikte wurde es eingesetzt. 
Der Ost-West-Gegensatz ist jedenfalls nicht, wie oft 
behauptet wird, allein ausschlaggebend für die Auf-
rüstung und Militarisierung in vielen Entwicklungs-
ländern, 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Das sagen Sie mal 
Herrn Offergeld!) 

wenn auch das Auftauchen der Supermächte das 
vorhandene Konfliktpotential in seiner Brisanz mei-
stens anreichert. 

Eine wachsende militärische Unterdrückung gibt 
es vor allem in jenen Entwicklungsländern, in denen 
sich die Bevölkerung in einen wohlhabenden Teil 
und eine Mehrheit aufteilt, die an der Grenze ihrer 
Existenz dahinvegetiert. Die sozialen Gegensätze 
veranlassen die Privilegierten, sich auf Wachstums- 
und Wohlstandsinseln abzuschotten und ihre Privi-
legien durch militärische Unterdrückung abzusi-
chern. Die für das Militär eingesetzten Mittel wie-
derum verbrauchen die knappen Ressourcen, die ei-
gentlich zum Abbau der sozialen Gegensätze ver-
wandt werden müßten. Wehren sich die Unterdrück-
ten gegen ihr Los, werden sie als kommunistische 
Kräfte diffamiert. 

Wir haben sicherlich die Tatsache zu respektieren, 
daß die jungen Staaten ihre Armeen als Ausdruck 
ihrer Souveränität ansehen und sie für notwendig 
erachten, Armeen, denen sie vielfach ihre Unabhän-
gigkeit verdanken — etwa durch Befreiungskriege 
— und die eine wichtige Rolle als Integrations- und 
Identifikationsfaktor spielen. Den Geberländern, 
uns muß es jedoch durchaus erlaubt sein, in die 
Überlegungen zur sinnvollen Vergabe der Entwick-
lungshilfe auch die Rüstungsausgaben der Entwick-
lungsländer einzubeziehen. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Sehr richtig! Hof-
fentlich hört das auch der Minister!) 

Was die Politik der Bundesregierung angeht, so 
ergeben sich mehrere aktive Handlungsmöglichkei-
ten. Weltweit und national müssen Anstrengungen 
unternommen werden, den Rüstungsexport zu be-
schränken. Die Einrichtung eines UN-Registers für 
Waffenlieferungen — wie es die Bundesregierung 
gefordert hat — kann ein psychologisch wichtiger 
Schritt sein. Weiter muß das Instrumentarium zum 
Krisenmanagement und zur friedlichen Konfliktre-
gelung im internationalen Bereich ausgebaut wer-
den. Es muß vermieden werden, den Ost-West-Ge-
gensatz auf die Dritte Welt zu übertragen, um das 
Ausfechten von Positionskämpfen der UdSSR und 
der USA in der Dritten Welt zu verhindern. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Sehr einseitig gese

-

hen!) 

Die bisher auf das West-Ost-Verhältnis beschränk-
ten Rüstungskontroll- und Abrüstungsgespräche 
müssen um die Süd-Dimension erweitert werden. 

Unsere Bemühungen um eine Erhöhung der öf-
fentlichen Mittel und eine Qualitätssteigerung der 
Entwicklungspolitik werden von den steigenden Rü-
stungsausgaben überschattet. Es ist für den Erfolg 
aller entwicklungspolitischen Anstrengungen in der 
Tat entscheidend, wie wir in der Resolution sagen, 
inwieweit es gelingen wird, das Rüsten weltweit zu 
begrenzen und den Frieden zu schaffen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Rumpf. 

Dr. Rumpf (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Machen wir uns nichts 
vor: Die Entwicklungshilfe hat in der deutschen Öf-
fentlichkeit immer noch nicht den Stellenwert, der 
ihr zukommt. Trotz des optimistischen Informa-
tionsdienstes der Bundesregierung nimmt die posi-
tive Einstellung in letzter Zeit sogar noch ab: 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: So ist es!) 

Während 1979 noch mehr als 70% der Befragten eher 
dafür und 18% eher dagegen waren, waren es 1981 
nur noch 67 %, die dafür waren; 20 % waren dagegen. 
Wir müssen diesen Stimmungsumschwung sehr 
ernst nehmen. Er hängt zwar sicher auch mit der 
veränderten Wirtschaftslage bei uns zusammen, 
aber damit können wir uns ja nicht abfinden. 

Auch der Stellenwert der Entwicklungshilfe wird 
völlig falsch eingeschätzt. Viele halten ihren Um- 
fang für wesentlich größer als den Umfang des Fer-
tigwarenexports, den die Bundesrepublik in Länder 
der Dritten Welt tätigt. In Wirklichkeit aber beträgt 
letzterer 72 Milliarden DM, die Entwicklungshilfe 6,4 
Milliarden DM. 

Die im Deutschen Bundestag vertretenen Par-
teien müssen ihren Beitrag dazu leisten, die Not-
wendigkeit der wirtschaftlichen Zusammenarbeit 
nach außen stärker und offensiver zu vertreten. 
Dazu dient die Debatte am heutigen Freitagmorgen, 
die endlich einmal zu einer Zeit stattfindet, in der die 
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deutsche Öffentlichkeit davon Kenntnis nehmen 
kann 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Könnte! — Frau 
Fischer [CDU/CSU]: Könnte, wenn sie 

wollte!) 

— könnte —, in der sie von einem ganz wichtigen 
Teil deutscher Außenpolitik, vom deutschen Beitrag 
zur Erhaltung des Friedens in der Welt Kenntnis 
nehmen kann. Denn es wird gar nicht mehr lange 
dauern — vielleicht wird das in wesentlich kürzerer 
Zeit so sein, als man es angesichts der verschärften 
Konfrontation zwischen Ost und West glauben 
könnte —, bis der Nord-Süd-Konflikt auf dieser Welt 
den Ost-West-Konflikt überlagert. Armut und Hun-
ger in der Welt, die sich trotz aller Anstrengungen — 
es  sind viel zu geringe Anstrengungen, wie wir 
gleich sehen werden — immer weiter ausbreiten, 
werden für hochexplosiven Konfliktstoff sorgen. Es 
ist unsere Aufgabe, die Aufgabe aller Industrielän-
der, diesen Konfliktstoff zu beseitigen, zumindest zu 
entschärfen. Entwicklungspolitik ist Friedenspoli-
tik 

Ich möchte mich in meinem Beitrag für die Freien 
Demokraten heute morgen auf die Situation der-
ärmsten Länder dieser Welt und im Bereich dieser 
Länder auf die ländliche Entwicklung beschränken. 
Im Interesse der Verständlichkeit — oder besser 
vielleicht: um das Interesse der Öffentlichkeit auch 
wirklich zu erwecken — werde ich mich bemühen, 
keine unverständlichen Abkürzungen zu verwen-
den. 

(Zustimmung des Abg. Gärtner [FDP] — 
Frau Fischer [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Dies soll auch ein Beitrag dazu sein, daß die Bevöl-
kerung der Entwicklungspolitik in Zukunft positiver 
gegenübersteht. 

Wer sind die am wenigsten entwickelten Länder? 
Nach der Definition der Vereinten Nationen sind es 
die Länder mit schwerer, langfristiger Entwick-
lungshemmung, die sich an drei Kriterien bemißt: 
erstens einem Pro-Kopf-Einkommen der Bevölke-
rung von weniger als 200 Dollar im Jahr, zweitens ei-
nem Anteil der industriellen Fertigung am Bruttoso-
zialprodukt von weniger als 10 % und drittens am An-
teil von weniger als 20 % lese- und schreibkundigen 
Personen, die über 15 Jahre alt sind. Dieser Länder-
gruppe gehörten 1971 25 Länder auf der Welt an, 
1981 schon 31 Länder. 21 davon liegen in Afrika, 8 in 
Asien, je eines liegt in Südamerika und im Pazifik. 

Gemeinsame Merkmale könnte ich viele anfüh-
ren; wegen der Zeit werde ich mich auf wenige 
Punkte beschränken. Gemeinsame Merkmale die-
ser Länder sind z. B. folgende. 

Erstens. Der größte Teil der Bevölkerung wohnt in 
ländlichen Regionen, die wenig durch Transport-
und Kommunikationskanäle erschlossen sind. 

Zweitens. Die Lebenserwartung in diesen Län-
dern liegt unter 46 Jahren. Sie ist am niedrigsten in 
der ganzen Welt. Diese Länder leiden außerdem be-
sonders stark unter Unterernährung, Mangel an 
sauberem Trinkwasser und einem extrem wenig 
ausgebauten Gesundheitswesen. 

Es kommt hinzu, daß sich die wirtschaftliche Lage 
in diesen Ländern dauernd verschlechtert. Die Ent-
wicklung stagniert; die Importe verteuern sich. Die 
Kluft vertieft sich nicht nur gegenüber den Indu-
strieländern, sondern auch gegenüber den anderen 
Entwicklungsländern. Das heißt: Das Pro-Kopf-Ein-
kommen der ärmsten Entwicklungsländer nahm in 
den letzten Jahren real um weniger als 1 % zu. Die 
Agrar- und Lebensmittelerzeugung nimmt im 
Schnitt nur um 1,7 % zu, während die Bevölkerung 
um 3 % wächst. 

Dies ist die Situation: Ein zu hohes Bevölkerungs-
wachstum in diesen Ländern, die sträfliche Ver-
nachlässigung der Landwirtschaft — zumindest in 
den Ländern südlich der Sahara —, Preisverfall an 
den Weltmärkten für die Rohstoffe und steigende 
Preise für die Importgüter. 

In dieser Situation fand nun im September vori-
gen Jahres die Konferenz der Vereinten Nationen 
über die am wenigsten entwickelten Länder statt. 
Die beiden Hauptergebnisse waren folgende. 

Erstens. Eine Verdoppelung des Bruttosozialpro-
dukts soll bis 1990 angestrebt werden. Dabei sollen 
vor allem die ärmeren Bevölkerungsschichten in 
diesen Ländern am meisten profitieren. 

Zweitens. Die internationale Gemeinschaft soll 
mit ihrer Hilfe bis 1990 zu einer Vervierfachung 
kommen: Die Industrieländer sollen bis 1985 jähr-
lich 0,15 % des Bruttosozialprodukts aufbringen. 
30 % der gesamten Entwicklungshilfe soll diesen 
Ländern zugute kommen. 

Diesem Ziel, meine Damen und Herren, ist die 
Bundesregierung schon erheblich nähergekommen. 
Sie bringt inzwischen 0,12 % des Bruttosozialpro-
dukts für die ärmsten Länder der Dritten Welt auf. 
Damit steigt der Anteil der Hilfe an diese Länder 
von 22,7 auf 23,9 %. Dies wird von der FDP ausdrück-
lich anerkannt; darüber besteht auch grundsätzliche 
Übereinstimmung in diesem Hause. 

Wie man dieses Ziel wirklich erreichen kann, er-
gibt sich aus dem vorher Gesagten. Hier setze ich für 
die FDP vielleicht einen anderen Akzent. Die ländli-
che Entwicklung muß absoluten Vorrang haben. Bei 
der ländlichen Entwicklung wiederum muß die Be-
rücksichtigung des ökologischen Kreislaufs Vor-
rang haben, weil von ihm alles Weitere abhängt. Da 
der natürliche Kreislauf in weiten Teilen dieser Län-
der unterbrochen ist, muß er wiederhergestellt wer-
den. Dies wird großer Anstrengungen, großer Ge-
duld und auch großer finanzieller Aufwendungen 
bedürfen. Diese Aufwendungen können von der 
Bundesrepublik Deutschland nur erbracht werden, 
wenn noch größere Eigenanstrengungen unternom-
men werden, 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

durch die Kürzung der Beiträge an die weiter ent-
wickelten Länder, die sogenannten Schwellenländer, 
durch den Ausbau der technischen und personellen 
Hilfe für die ärmsten Länder, durch die Unterstüt-
zung der Nicht-Regierungsorganisationen — hier 
wäre die Bundesregierung noch einmal zu fragen, 
welche Überlegungen sie konkret angestellt hat — 
und letztens durch die verstärkte Zusammenarbeit 
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mit den OPEC-Staaten. OPEC ist eine Abkürzung; 
sie bezeichnet die ölexportierenden Länder. 

Bei allen Überlegungen müssen die Grundbedürf-
nisse der Bevölkerung im Vordergrund stehen, näm-
lich die Bewahrung vor Hunger und Durst und die 
Versorgung mit dem Rohstoff, auf den in diesen Län-
dern 96 % des gesamten Rohstoffbedarfs entfallen, 
nämlich auf Holz. Menschen, die sich eigentlich mit 
Viehzucht oder Ackerbau beschäftigen könnten, 
sind Stunden und Tage unterwegs, um diesen Roh-
stoff herbeizuschaffen. 

An anderer Stelle wird viel mehr Vieh gehalten, 
als für die Grundbedürfnisse nötig wäre. Die Über-
weidung führt zu völliger Vernichtung des ökologi-
schen Gleichgewichts und damit zur Vernichtung 
der Lebensgrundlagen der Viehzüchter. Ich stelle 
für die Freien Demokraten ausdrücklich fest: Die 
Bundesregierung ist auf dem richtigen Weg, wenn 
sie schon jetzt 40 % der Zusagen zur Bekämpfung 
der absoluten Armut für Vorhaben im Bereich Nah-
rung, Trinkwasser, Gesundheit und Bildung und 
27 % für die ländliche Entwicklung verwendet. Aber 
diese Zusagen in Höhe von 4,7 Milliarden DM als 
Verpflichtungsermächtigungen reichen angesichts 
der sich fortwährend verschärfenden Probleme 
eben nicht aus. 

Die Grundbedürfnisse dieser Menschen können 
langfristig nur durch die Kombination von landwirt-
schaftlicher Nutzung, Holzproduktion und Wieder-
herstellung oder Erhaltung des ökologischen 
Gleichgewichts befriedigt werden. Diese Kombina-
tion wird mit dem Wort Agro-Forstwirtschaft oder 
Agro-Ökologie umschrieben. Dabei werden die für 
Ackerbau geeigneten Böden in der Nähe der Sied-
lungen intensiv genutzt, und zwar unter Einsatz von 
Mineraldünger und unter Verwendung chemischer 
Pflanzenschutzmittel. Ich spreche mich hier aus-
drücklich für die Anwendung moderner agronomi-
scher Erkenntnisse zur Bekämpfung der Hungers-
not in der Welt aus. Mit dem Einsatz von chemischen 
Pflanzenschutzmitteln hätten im letzten Jahr 100 
Millionen Menschen vor dem Hungertod bewahrt 
werden können. Natürlich müssen diese Mittel rich-
tig eingesetzt und auch richtig dosiert werden. Auch 
dies ist ein Feld für die intensive bilaterale Zusam-
menarbeit im Sinne der gesteckten Ziele. 

Aber man kann doch nicht so tun, als käme man in 
den Entwicklungsländern ohne Düngemittel oder 
ohne Pflanzenschutzmittel aus. In erreichbarer 
Nähe der Siedlungen werden bei dieser Kombina-
tion der Agro-Ökologie schnellwachsende Bäume 
angepflanzt, die Schatten spenden, die Laub abge-
ben — zur zusätzlichen Fütterung des Viehs —, die 
Holzerträge liefern — zu Brennzwecken — und un-
ter Umständen sogar noch Früchte tragen, die auch 
der Ernährung von Menschen und Tieren dienen. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Pinger? 

Dr. Rumpf (FDP): Ja, bitte schön. 

Dr. Pinger (CDU/CSU): Herr Kollege, da Sie unsere 
Zustimmung bei dem Bemühen haben, die Auffor-

stung stärker durchzuführen: Können Sie auch et-
was dazu sagen, wie das praktisch von seiten der 
Bundesregierung besser organisiert werden kann? 
Es geht natürlich um die Frage, wer die Bäume 
pflanzen kann, und zwar in dem Umfang, wie es not-
wendig ist. 

Dr. Rumpf (FDP): Herr Professor Pinger, ich habe 
mich in der letzten Zeit schon bemüht, hier prakti-
sche Vorstellungen zu entwickeln, und auch schon 
eingeladen zu verschiedenen — — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Er meint die Re

-

gierung!) 

— Die Regierung war bei diesen abendlichen Veran-
staltungen mit den Forstleuten anwesend. Wir ha-
ben ganz konkrete Vorstellungen, wie das machbar 
ist. Ich hoffe sehr, daß die Bundesregierung auf die-
sem Pfad gehen wird. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Tugend

- pfad!) 

Ich halte nichts von Projekten, durch die etwa die 
Viehbestände zur Vermehrung der Fleischproduk-
tion vergrößert werden. Dies hat schon dazu geführt, 
daß immer mehr Fleisch produziert wird, das man 
schließlich in die Industrieländer exportiert. Von 
den Devisen werden die Viehbestände weiter aufge-
stockt. Sogar auf die Bekämpfung der Tsetsefliege 
ist man schon verfallen, um bisher viehfeindliche 
Sümpfe trockenlegen zu können und Urwälder zu 
vernichten, damit dort noch mehr Rinder grasen 
können. 

Keiner will aus diesen Ländern einen großen Na-
turschutzpark machen. Gerade auch die ärmsten 
Länder haben das volle Recht auf ihre eigene Ent-
wicklung; sie haben sogar das Recht auf ihre eige-
nen Fehler. Aber wir können verhindern, daß sie 
sich selbst vernichten. Dies sind Wahnsinnsprojek-
te, die zwangsläufig zur Katastrophe führen und die 
unter gar keinen Umständen mit deutscher Hilfe un-
ternommen werden dürfen. Die soziokulturellen Fol-
gen sind außerdem verheerend. Wenn Wildtiere den 
Rindern weichen müssen, gehen auch die letzten 
Kulturvölker — wie z. B. die Buschmänner — noch 
zugrunde. 

Ich begrüße an dieser Stelle ausdrücklich das En-
gagement der Bundesländer in der Dritten Welt. So 
hat sich z. B. Rheinland-Pfalz das Land Burundi als 
Partner gewählt. Die Bundesländer können gerade 
im Kleingewerbe, im Handwerk in der direkten 
Hilfe tätig werden. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Sie sollten sich aber unbedingt des Know-hows der 
bestehenden Institutionen der Bundesregierung 
und der freien Träger bedienen. 

Entwicklungspolitik eignet sich nicht für politi-
sche Auseinandersetzungen. Dies haben Sie, meine 
Damen und Herren von der Union, erkannt, indem 
Sie ja dem gemeinsamen Antrag zustimmen. Vom 
Konfrontationskurs eines Todenhöfer aus der letz-
ten Legislaturperiode abgehend, haben Sie uns am 
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Anfang dieser Legislaturperiode eine totale Zusam-
menarbeit angedroht. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Nein, so schlimm 
war es nicht!) 

Dann kam Ihr Antrag vom 25. März 1981, der uns 
wieder stark irritiert hat, weil er in alte Schablonen 
zurückfiele. 

Mit dem heute vorliegenden gemeinsamen Antrag 
sind Sie wieder auf den Pfad der Tugend zurückge-
kehrt. Auf Grund der heutigen Debatte und auch der 
verschiedenen Veröffentlichungen, die schon zitiert 
wurden, fürchte ich, daß Sie doch wieder rückfällig 
werden. 

Ich möchte zum Schluß auf einen Appell hinwei-
sen, den 50 Nobelpreisträger im Rahmen der Verein-
ten Nationen unterschrieben haben. Sie fordern die 
Anlage von biologischen Nutzgärten rund um die 
Siedlungen in Ländern, in denen Hungersnöte herr-
schen, und rufen dazu auf, diese etwas romantisch 
anmutende Vorstellung zu unterstützen. Es heißt 
dort: „Für jedes Kind ein Gemüsebeet". 

Der Appell hat einen wahren Hintergrund, meine 
Damen und Herren; das Konzept der Agrarökologie 
ist eigentlich dasselbe. Wir müssen verhindern, daß 
jedes Jahr immer mehr Kinder verhungern. 1979 
waren es 12 Millionen, 1980 15 Millionen, 1981 
17 Millionen auf dieser Welt. Das heißt, im Jahre 
1981 starb alle zwei Sekunden ein Kind wegen man-
gelnder medizinischer Versorgung oder an Unterer-
nährung. 

Angesichts dieser Tatsache habe ich überhaupt 
kein Verständnis für den Papst, der bei seinem Be-
such in Afrika die Empfängnisverhütung ablehnte. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Dr. Vohrer hat an anderer Stelle darauf hingewie-
sen. Ich sehe darin auch keine christliche Ethik, 
wenn Menschen geboren werden müssen, um bin-
nen weniger Jahre elend zu sterben. In den am we-
nigsten entwickelten Staaten kann man nicht ver-
künden, daß Kinderreichtum der wahre Reichtum 
der Gesellschaft sei. Ich meine, dies sollte auch hier 
vor dem Deutschen Bundestag klargestellt werden. 

Wir freien Demokraten unterstützen die Bundes-
regierung bei allen ihren Anstrengungen zur Linde-
rung der Armut und des Hungers in diesen gepeinig-
ten Ländern. Wir treten ein für eine Verbesserung 
der medizinischen Versorgung, für eine Steigerung 
der Nahrungsmittelproduktion, für eine Verbesse-
rung der Bildungseinrichtungen, aber auch für Emp-
fängnisverhütung. — Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und Her-
ren, das Wort hat der Abgeordnete Dr. Kunz (Wei-
den). 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen! Meine Herren! Der Herr Minister Of-
fergeld hat vorhin in seiner Rede zum Ausdruck ge-
bracht, daß er einen Widerspruch sehe in der Forde-
rung meines Kollegen Höffkes nach mehr privater 
Entwicklungshilfe. Ich kann mir gut vorstellen, daß  

es eine Reihe von Möglichkeiten gibt, die Rahmen-
bedingungen zu verbessern, um die private Entwick-
lungshilfe zu stärken, ohne daß die staatliche und öf-
fentliche Entwicklungshilfe dadurch eingeschränkt 
wird. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Aber möglicherweise übersteigt das Ihre akzepta-
blen Möglichkeiten für eine solche Entscheidung. 

Fest steht, daß Hunger und Massenarmut trotz 
umfangreicher Hilfe der Industrieländer an die 
Dritte Welt immer noch wachsen und daß anderer-
seits die Bundesregierung ihre internationalen Ver-
pflichtungen und Zusagen, die Entwicklungshilfe zu 
erhöhen, nicht einhalten kann. Um so wichtiger 
wäre es deshalb, die zur Verfügung stehenden Mittel 
optimal einzusetzen. Dazu gehören vor allem eine 
klare Zielsetzung und ein durchschaubares, wir-
kungsvolles Konzept. Beides fehlt dieser Bundesre-
gierung. Die Folge ist, daß die deutsche Entwick-
lungshilfe mehr oder weniger zu einer Aneinander-
reihung von Einzelprojekten wurde. 

Mit unserem Antrag 9/284 zur Verstärkung der 
Hilfsmaßnahmen für die am wenigsten entwickel-
ten Länder haben wir einen Anstoß gegeben, diese 
Unterlassung der Bundesregierung wettzumachen. 
Unser Antrag hat eine Bewegung eingeleitet, die 
letzten Endes zur gemeinsamen Entschließung 
9/1344 geführt hat. Wir begrüßen sie und sehen darin 
eine Bestätigung unserer Auffassung. 

Hinter den vielschichtigen Aktivitäten der Bun-
desregierung im Rahmen der Entwicklungspolitik 
vermisse ich eine durchgehende Strategie. Welches 
sind denn die Grundsätze, von denen sie sich leiten 
läßt für die Festlegung von Prioritäten und Schwer-
punkten? Wie gedenkt die Bundesregierung die 
Nahrungsmittelerzeugung und damit die Selbstver-
sorgung in den Ländern der Dritten Welt zu verbes-
sern? Warum gibt sie nicht den Ländern den Vorzug, 
die unserer Auffassung von Menschenrecht, Frei-
heit und Selbstverantwortung nahekommen? Ei-
gentlich müssen doch die Empfängerländer wissen, 
welche Erwartungen, ja welche Bedingungen die 
Bundesrepublik Deutschland für ihre Bereitschaft, 
zu helfen, stellt. Die Bundesregierung darf sich nicht 
scheuen, neben den moralischen Forderungen nach 
Einhaltung der Menschenrechte auch solche nach 
marktwirtschaftlichen Ordnungsprinzipien zu stel-
len. Der deutsche Steuerzahler hat überhaupt kein 
Verständnis, daß seine hartverdienten Steuergro-
schen in korrupte Regierungen und Mißwirtschaf-
ten gesteckt werden. 

Es kommt doch nicht von ungefähr, daß die Ent-
wicklungsländer mit marktwirtschaftlicher Orien-
tierung nachweislich eine bessere Bedürfnisbefrie-
digung für ihre Bürger erreichen als solche mit Plan-
wirtschaft. Warum wehrt sich die Bundesregierung 
eigentlich, diese Erkenntnis zu einer Grundlage ih-
rer Entwicklungspolitik zu machen? 

Wir wissen mittlerweile, daß die Armen in den 
ländlichen Gebieten auf eine Verbesserung ihrer 
wirtschaftlichen Verhältnisse durchaus positiv rea-
gieren. Für eine erfolgreiche Entwicklungspolitik ist 
es deshalb wichtig, die den Menschen und dem 
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Markt innewohnenden Kräfte zur Entfaltung zu 
bringen. Der Anreiz zur Produktion muß mehr vom 
Preis ausgehen als bisher. Das gilt auch für die Nah-
rungsmittel. Es ist falsch, wenn Regierungen aus in-
nenpolitischen Gründen die Agrarpreise künstlich 
so niedrig halten, daß die Produktionskosten nicht 
gedeckt werden, weil davon auch kein Produktions-
anreiz ausgeht. 

(Dr. Köhler [Wolfsburg] [CDU/CSU]: Sehr 
wahr!) 

Die Bundesregierung muß im Zusammenhang mit 
der Gewährung von Entwicklungshilfe darauf hin-
wirken, daß die Regierungen von Empfängerländern 
die Rahmenbedingungen verbessern. 

Der ländliche Raum darf nicht zu Lasten der Bal-
lungsräume benachteiligt werden. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Richtig!) 

Das Elend und die Massenarmut der Ballungsräume 
können mittel- und langfristig überhaupt nur durch 
die Entwicklung der ländlichen Räume eingedämmt 
werden, weil nur dadurch der verhängnisvolle 
Drang in die Städte gemildert wird. Der zentrale 
Punkt der ländlichen Entwicklung liegt in der För-
derung der Kleinbauern und des ländlichen Gewer-
bes. Die meisten Kleinbauern produzieren nur für 
die Selbstversorgung. Eine Steigerung der Produk-
tion über den Eigenbedarf hinaus scheitert am Feh-
len eines örtlichen Marktes oder an den Preisen, die 
häufig von der Regierung viel zu niedrig festgelegt 
werden. 

Schon in den Vertragsverhandlungen muß die 
Bundesregierung auf diese Prämissen hinweisen 
und sie zur Voraussetzung für die Gewährung von 
Entwicklungshilfe machen. 

Zu den Rahmenbedingungen für einen optimalen 
Einsatz der Entwicklungshilfemittel im ländlichen 
Raum zählt die Ausbildung und die Beratung dieser 
Kleinstunternehmer. Was hat die Bundesregierung 
in dieser Frage bisher unternommen? Wie steht es 
mit der Gewährung von Krediten an die Kleinbau-
ern? Der Beantwortung einer Anfrage des Kollegen 
Höffkes durch die Bundesregierung am 21. April 
1981 entnehme ich, daß im kleinbäuerlichen Bereich 
1979 insgesamt in allen Entwicklungsländern der 
Welt, die von der Bundesregierung gefördert wer-
den, nur 1 280 Kreditnehmer bedient wurden. Dafür 
wurden 20,1 Millionen DM aufgewandt. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Kümmerlich!) 

Das bedeutet, daß der einzelne Betrieb im Durch-
schnitt 15 703 DM erhielt. Auf die Maßstäbe der Ent-
wicklungsländer bezogen kann es sich dabei ganz 
bestimmt nicht um Kleinbauern gehandelt haben. 

Im folgenden Jahr, 1980, stieg dann, der gleichen 
Quelle zufolge, die Zahl der Anträge sprunghaft an, 
und zwar auf 70 638, mit einem Kreditvolumen von 
29,7 Millionen DM. Das bedeutet pro Betrieb 421 DM. 
Die große Zahl der Kredite wird auf ein einziges Pro-
jekt in Marokko mit allein 69 000 Kreditnehmern zu-
rückgeführt. Herr Minister, das ist beschämend und 
bezeichnend zugleich für diese Bundesregierung. 

Wir fordern, daß aus den Projekten mit Millionen 
Projekte für Millionen werden. Die Bundesregie-
rung kann sich nicht auf die Ausrede zurückziehen, 
daß sie an die Endkreditnehmer nicht herankäme. 
Hier liegt ein eklatantes Versagen der Bundesregie-
rung und ihrer Entwicklungspolitik vor. Sie hat ver-
säumt, in den Regierungsverhandlungen zu verlan-
gen, daß die Kleinbauern und ländlichen Handwer-
ker Selbsthilfeorganisationen gründen dürfen, daß 
sie Hilfestellung dazu geben wird. Die Bundesregie-
rung darf es nicht bei Lippenbekenntnissen belas-
sen. Sie muß um die Verbesserung der Mittelver-
wendung willen mit ihrer Hilfe näher an die Bedürf-
tigsten herankommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich nehme mit Genugtuung zur Kenntnis, Herr 
Minister, daß Sie, offenbar gerade dieser Forderung 
entsprechend, in jüngster Zeit Verbesserungen, Er-
leichterungen und Vereinfachungen bei der Antrag-
stellung eingeführt haben. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Dazu hat er lange 
gebraucht!) 

Die Bundesregierung darf sich aber auch nicht 
hinter dem Antragsprinzip verstecken, 

(Gärtner [FDP]: Sondern?) 

dem entsprechend sie nur tätig werden darf, wenn 
ein Entwicklungsland einen Antrag stellt. Die Bun-
desregierung muß sich zur Länderpolitik entschlie-
ßen. Das hat bereits mein Kollege Hüsch überzeu-
gend dargetan. 

Zur Entwicklung des ländlichen Raums gehören 
integrierte Projekte, die die Einrichtung von Märk-
ten und Bedürfnisse des täglichen Lebens für diese 
Bevölkerung einschließen. 

Natürlich ist es schwierig, wenn nicht überhaupt 
unmöglich, daß die Bundesregierung selbst auf der 
untersten Ebene tätig wird. Aber sie könnte sich die 
Erfahrungen der nichtstaatlichen Organisationen 
zunutze machen und vorhandene Infrastrukturen 
benutzen oder auch bei Regierungsverhandlungen 
darauf hinweisen, daß solche Strukturen zur Bedin-
gung gemacht werden. 

(Dr. Pinger [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Die Mobilisierung und die aktive Beteiligung der 
betroffenen Bevölkerung muß mehr als bisher zum 
Schwerpunkt der Entwicklungshilfe gemacht wer-
den. Es muß in der Praxis deutlich werden, daß Ent-
wicklungshilfe nur eine Hilfe zur Selbsthilfe sein 
kann. Die jeweilige Regierung muß dafür sorgen, 
daß die Rahmenbedingungen stimmen. 

Wissen und Ausbildung sind die stärksten An-
triebsmotoren für die Produktion. Hier gilt es noch 
mehr als bisher anzusetzen. Für die Agrarproduk-
tion stellen die Vermittlung von neuen Erkenntnis-
sen und die Anpassung und Übertragung vorhande-
ner Erkenntnisse der Industrieländer auf die Ver-
hältnisse der dritten Welt einen wichtigen Beitrag 
dar. Diese Aufgabe muß die Agrarforschung über-
nehmen. 

Einen bedeutenden Fortschritt brachten die Grün-
dung und die Finanzierung der internationalen For- 
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schungszentren. Sie können aber die nationalen 
Forschungseinrichtungen nicht ersetzen. Der Volks-
wirtschaftliche Nutzen nationaler Forschungsein-
richtungen ist gewaltig. Er wird vielfach in Pro-
zenten der dafür aufgewendeten Mittel angegeben. 

Lassen Sie mich bloß einige Zahlen nennen, um 
deutlich zu machen, wie groß hier die Möglichkeiten 
sind. In Japan wurde über 30 Jahre hinweg eine 
durchschnittliche Verzinsung von 75 % der für die 
Reisforschung aufgewendeten Mittel festgestellt, in 
den USA über 14 Jahre eine durchschnittliche Ver-
zinsung von 40 % bei der Maisforschung. In Kolum-
bien sind es 60 bis 80 % bei der Reisforschung, in In-
dien 40 % bei der gesamten Agrarforschung. Ähnli-
che Ergebnisse zeigen die Untersuchungen in Peru 
und Mexiko. Das Erfreuliche daran ist die Tatsache, 
daß von diesem außerordentlichen Fortschritt vor 
allem die ärmsten Kreise der Bevölkerung profitiert 
haben. 

(Dr. Vohrer [FDP]: Sehr gut!) 

In der Bundesrepublik beschränkt sich die Förde-
rung der Agrarforschung mehr oder weniger auf ein-
zelne Maßnahmen innerhalb größerer Vorhaben der 
technischen Zusammenarbeit sowie auf Arbeiten 
zur Lösung von Fachproblemen. Die finanzielle Zu-
sammenarbeit konzentriert sich auf wenige land-
wirtschaftliche Fachbereiche. Die Agrarforschung 
beteiligt sich finanziell an der Beratungsgruppe In-
ternationale Agrarforschung, die zur Zeit insgesamt 
zehn internationale Forschungszentren unterhält. 

Das sind wichtige und erfolgreiche Einrichtungen. 
Aber sie genügen nicht für die Zwecke der Entwick-
lungsländer. Die Ergebnisse dieser internationalen 
Forschungszentren müssen für die Bedürfnisse der 
Entwicklungsländer überarbeitet und am besten in 
nationalen Forschungsinstituten an die regionalen 
Verhältnisse angepaßt werden, bevor sie über die 
Berater an die Landwirtschaft herangetragen wer-
den. Zur Erfüllung dieser Aufgabe wurde 1980 unter 
Mithilfe der GTZ der Internationale Dienst für inter-
nationale Agrarforschung gegründet, der die Ent-
wicklungsländer beim Aufbau ihrer nationalen 
Agrarforschung beraten soll. 

Den Materialien Nr. 69 zur Entwicklungshilfe Ih-
res Hauses, Herr Minister, ist zu entnehmen, daß die 
Organisationsgrundlagen zur Förderung der tropi-
schen Agrarforschung geschaffen wurden. Die Zu-
sammenarbeit zwischen GTZ, den Bundesfor-
schungsanstalten oder den Universitätsinstituten 
sowie der Zentralstelle für Ernährung und Land-
wirtschaft der Deutschen Stiftung für internationale 
Entwicklung in Feldafing scheint administrativ ge-
regelt zu sein. Jedoch die Mittelausstattung, gemes-
sen an der Aufgabe und Bedeutung dieser Maß-
nahme für die Entwicklungsländer, ist völlig unzu-
reichend. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist bezeichnend für die Situation, daß die Ar-
beitsgruppe tropische und subtropische Agrarfor-
schung zu dem Ergebnis kommt, daß zur Zeit das 
wissenschaftliche Potential auf dem Gebiet der tro-
pischen Agrarforschung noch sehr gering ist. Durch 
eine Reihe von Berufungen in den Bundesfor-

schungsanstalten und Universitäten fühlt sich Ihr 
Haus, Herr Minister, veranlaßt, festzustellen, daß 
Verwaltung und Wissenschaft ernsthaft bemüht 
sind, diesen Zustand zu ändern. Ich bin bestürzt, 
Herr Minister, daß Sie an diesem äußerst wichtigen 
Instrument der Entwicklungshilfe nicht aktiv mitar-
beiten und nicht massive Unterstützung geben. Hier 
liegt eine fast völlig ungenutzte Chance für die Ent-
wicklungsländer und unsere wissenschaftliche Ju-
gend gleichermaßen. 

Die Empfehlungen der Arbeitsgruppe für tropi-
sche und subtropische Agrarforschung liegen seit 
drei Jahren vor. Die Bundesregierung hat mehrfach 
im internationalen Rahmen, z. B. 1974 auf der Welt-
ernährungskonferenz und 1979 auf der Weltkonfe-
renz für Agrarreform und ländliche Entwicklung, 
ein stärkeres Engagement in Aussicht gestellt. Es ist 
bezeichnend, daß die Arbeitsgruppe feststellen muß: 
Die administrativ-politischen Zielsetzungen der 
Ressorts lassen bisher nicht genügend erkennen, 
daß ein Engagement der Bundesforschungsanstal -
ten in der auf Entwicklungsländer orientierten 
Agrarforschung in einem diesen politischen Äuße-
rungen adäquaten Ausmaß in der Ressortforschung 
gewünscht wird. Herr Minister, ist das nicht ein gra-
vierender Vorwurf an die Bundesregierung, dessen 
Ursachen schnellstens beseitigt werden müssen? 

Die Arbeitsgruppe stellt weiter fest, daß der erfor-
derliche Umfang der Forschung für die Probleme ei-
ner weltweit ausreichenden Nahrungsmittelversor-
gung von den Forschungseinrichtungen der Univer-
sitäten der Länder allein nicht abgedeckt werden 
kann. Die Bundesregierung hätte längst den gewal-
tigen Einfluß der Agrarforschung erkennen und 
durch entsprechende Dotierung besser nutzen müs-
sen. 

Ein wichtiger Bereich der Forschung und Zusam-
menarbeit im Rahmen der Entwicklungshilfe wird 
ebenfalls vernachlässigt. Es ist dies das zentrale 
Problem der Energie. Hierhier gehören zweifellos 
auch der Bereich der nachwachsenden Rohstoffe, 
die der Energiegewinnung dienen können, und die 
Aufforstung von Böden, die für die Nahrungsmittel-
produktion nicht benötigt werden oder ungeeignet 
sind. Was hat die Bundesregierung zur Milderung 
dieser existentiellen Probleme der Entwicklungslän-
der bisher unternommen? Oder wartet sie darauf, 
daß Anträge eingehen? 

(Zuruf von der FDP: Das kommt!) 

Lassen Sie mich zusammenfassen. Vorrangige 
Aufgabe der Entwicklungshilfe ist die Bekämpfung 
des Hungers in der Welt. Dabei kommt der Steige-
rung der Agrarproduktion und der Fischfangerträge 
die erste Priorität zu. Es ist eine wichtige Erkennt-
nis, daß sich die hochtechnischen Produktionsme-
thoden der Industrieländer selten für die Entwick-
lungsländer eignen. Es bedarf für die einzelnen Re-
gionen angepaßter Methoden, die vielfach erst ent-
wickelt werden müssen. 

Humanitäre Hilfe und Sofortmaßnahmen in Kata-
strophenfällen setzen bei den Industrieländern das 
Vorhandensein von ausreichenden Nahrungsmittel-
vorräten voraus. Ohne eine Agrarproduktion in den 
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Industrieländern, die über den eigenen Bedarf hin-
ausgeht, gibt es keine Nahrungsmittelhilfe für die 
Hungernden in der Dritten Welt. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Es ist unsere Überzeugung — und die Praxis be-
stätigt unsere Auffassung —, daß das marktwirt-
schaftliche Ordnungssystem mit sozialer und ökolo-
gischer Absicherung die größere Effizienz besitzt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Hier lassen sich, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, wie die Erfahrung zeigt, politische und wirt-
schaftliche Freiheit sowie die Deckung der Grundbe-
dürfnisse am ehesten verwirklichen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Richtig!) 

In diesem Ordnungssystem kommt der privaten 
Initiative sowohl bei Geber- als auch bei Empfänger-
ländern eine wachsende Bedeutung zu. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Das wird aber sehr 
verkannt!) 

Diese private Entwicklungshilfe ist meist eher in der 
Lage, die Selbsthilfekräfte in den Entwicklungslän -
dern zu motivieren und in den Geberländern Aktivi-
täten zu mobilisieren, die für die Entwicklungshilfe 
starke Impulse auslösen und geben können. 

Auf Grund der Erfahrungen mit den multilatera-
len Organisationen, insbesondere der FAO, sollte 
der bilateralen Entwicklungshilfe überall dort, wo es 
sinnvoll erscheint, der Vorrang vor der multilatera-
len gegeben werden. 

Unter Berücksichtigung der Selbstverständlich-
keit, bei Katastrophen unbürokratisch zu helfen, 
darf unsere Entwicklungshilfe unsere Interessen in 
der Außen- und Sicherheitspolitik nicht außer acht 
lassen. 

Für viele Mitbürger mag angesichts des Ausma-
ßes von Hunger und Elend auf der Welt der Pessi-
mismus des Club of Rome berechtigt erscheinen. Ich 
bekenne mich zu der optimistischen Überzeugung, 
daß die Zukunft der Menschen nicht durch Lebens-
raum, Energie und Ackerland sowie durch heute 
noch als endlich erkannte Ressourcen begrenzt ist. 
Vielmehr wird — dessen bin ich mir sicher — die Zu-
kunft entscheidend von der Entwicklung des 
menschlichen Geistes bestimmt. Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, diese Herausforderungen 
gilt es anzunehmen. — Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord-
neten der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Herr Ab-
geordneter Dr. Osswald. 

Dr. Osswald (SPD): Frau Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Nachdem sich die Kolle-
gen Schluckebier und Bindig vor allem mit dem 
Vierten Entwicklungspolitischen Bericht und dem 
Hearing beschäftigt haben, möchte ich noch einmal 
auf das eingehen, was Herr Kollege Rumpf und jetzt 
auch Herr Kollege Kunz in den Mittelpunkt gestellt 
haben, nämlich auf die Frage des Antrags für die 
LLDCs. Ich verwende diesen Begriff, nachdem Herr 

Kollege Rumpf hier aus pädagogischen Gründen die 
deutsche Bezeichnung eingeführt hat. Inzwischen 
ist international die Bezeichnung LLDC weit ver-
breitet. 

Dieser Antrag ist tatsächlich von der CDU gekom-
men. Herr Kunz meinte, er habe damit eine Bewe-
gung eingeführt. Ich habe nicht den Eindruck ge-
habt, Generalsekretär dieser Bewegung zu sein, 
Herr Kunz. Wir sollten uns den Antrag vielleicht 
noch einmal ansehen. Ich will Ihnen ersparen, Ihren 
ursprünglichen Antrag hier noch einmal vorzulesen 
und dann vorzulesen, was jetzt Entschließungsan-
trag ist, obwohl das nicht uninteressant wäre. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Sie sind 
doch kein Erbsenzähler!) 

— Nein, ich bin kein Erbsenzähler, Herr Kunz. Aber 
auf der anderen Seite ist von dem alten Antrag ja 
nicht viel übriggeblieben; das werden Sie wohl zuge-
ben. 

(Dr. Köhler [Wolfsburg] [CDU/CSU]: Aber 
Sie werden doch nicht leugnen, daß wir die 

Beratung ausgelöst haben!) 

— So ist es. Ich bin dankbar, daß Sie nachher mitge-
tragen haben, was wir zu formulieren versucht ha-
ben. 

Ich darf an folgendes erinnern. In dem alten An-
trag war enthalten — wir haben das am 8. Mai 1981 
diskutiert —, daß kleine Gruppen sehr armer Länder 
mit gleichzeitig niedriger Bevölkerungszahl geför-
dert werden sollten. Das würde, wie schnell eingese-
hen worden ist, natürlich heißen, daß Bangladesch, 
Äthiopien oder Sudan in diesem Fall leer ausgehen 
sollten. 

Im ursprünglichen Antrag — das kam heute bei 
Ihnen, Herr Hüsch, wieder etwas durch — ging es 
auch um die Frage einer flexibleren Reaktion auf 
außenpolitische Veränderungen. Ich spreche hier 
lieber von der Klausel des politischen Wohlverhal-
tens. In Ihrer Rede kam das wieder durch. Wir haben 
die Formulierung in dem jetzigen Entschließungs-
text nicht mehr drin. 

(Dr. Köhler [Wolfsburg] [CDU/CSU]: Abso

-

lutes Mißverständnis!) 

— Nun, man muß halt lesen, was im ursprünglichen 
Antrag stand. 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Köhler? 

Dr. Osswald (SPD): Gern. 

Dr. Köhler (Wolfsburg) (CDU/CSU): Herr Kollege 
Professor Osswald, würden Sie freundlicherweise 
noch einmal die Einbringungsdebatte nachlesen? 
Dort haben wir schon einmal klargestellt, daß eine 
flexible Reaktion gemeint war, wie sie z. B. 1977 in 
Somalia am Platz war und auch durchgeführt wor-
den ist? 

Dr. Osswald (SPD): Herr Kollege Köhler, Sie wer-
den aber sicher zugeben, daß die ursprüngliche For-
mulierung in der Einbringungsdebatte korrigiert 
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werden mußte; denn sie war sicher mißverständ-
lich. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Wir können uns ja 
bessern! — Dr. Köhler [Wolfsburg] [CDU/ 
CSU]: Wir wissen ja nie so ganz genau, was 

Sie alles mißverstehen!) 

— Gut. Wir lernen in diesem Fall ja alle dazu. Auf je-
den Fall haben wir jetzt eine Beschlußempfehlung, 
die die Anforderungen, welche die Ausschußmitglie-
der aller Parteien zumindest in den Ausschußbera-
tungen für die am wenigsten entwickelten Länder 
stellen, meines Erachtens deutlicher und grundle-
gender artikuliert. 

Auch wenn die Kollegen der Opposition in Einzel-
bereichen — das ist heute wieder deutlich geworden 
— noch immer andere Schwerpunkte setzen als wir, 
was ihr gutes Recht ist, so ist natürlich zu begrüßen, 
daß die Entwicklungspolitiker aller Parteien ge-
meinsam bemüht sind, Lösungsmöglichkeiten für 
die Probleme der ärmsten Länder zu suchen. Ich bin 
der Meinung, daß wir, gerade was die 31 ärmsten 
Länder betrifft, bei diesem Thema keinen parteipoli-
tischen Schlagabtausch suchen dürfen. Wir haben 
sicherlich in manchen Bereichen noch unterschied-
liche Auffassungen, auch was die Schwerpunkte in-
nerhalb der Förderung der LLDCs bei der Über-
nahme der Grundlinien der Bundesregierung be-
trifft. Aber wir haben bisher sachlich darüber disku-
tiert und werden hier sicher weiterhin gemeinsame 
Positionen finden. 

Meine Damen und Herren, wenn wir heute über 
unseren Beitrag zur Lösung der Probleme der ärm-
sten Entwicklungsländer sprechen, so sollten wir 
darüber nicht vergessen, daß es vorrangig nicht un-
sere Entscheidungen sind, die die Probleme lösen, 
sondern daß die Zusammenarbeit mit diesen Län-
dern immer nur Mithilfe und Unterstützung darstel-
len kann. Letztendlich bestimmen diese Staaten sel-
ber — das ist heute zum Teil bedauert worden, weil 
es hierarchische Strukturen gibt — über die jewei-
lige Form ihrer Entwicklungspolitik. Ich weiß nicht, 
wohin wir kämen, wenn hier Empfehlungen aufge-
nommen würden, die an den Bundesminister für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit gerichtet worden 
sind, doch den Ländern mal zu sagen, was sie in Re-
gierungsverhandlungen zu beantragen hätten, das 
ist in weiten Bereichen natürlich ein Eingriff in die 
Souveränität anderer Länder. 

Das zweite, was man dazu sagen muß, ist, daß na-
türlich die Hauptanteile für die entwicklungspoli-
tisch relevanten Maßnahmen in den Ländern von 
diesen selber aufgebracht werden. Unser Beitrag 
kann wie der Beitrag aller Industrieländer in vielen 
Bereichen bei 5 bis 10 % liegen. Von den Ländern sel-
ber müssen also rund 90 % aufgebracht werden. 

Es ist schon die Frage der Finanzierung angespro-
chen worden. Dazu möchte auch ich kurz etwas sa-
gen. Wir sind uns alle wohl darüber im klaren — da 
machen wir uns keine Illusionen —, daß der Anteil 
bei stagnierendem Haushalt real sinken wird. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Daran ist natürlich 
die Opposition schuld!) 

— Sicher, Herr Hüsch, da könnten wir die gesamte 
Debatte über den Haushalt und über den Jahres-
wirtschaftsbericht noch einmal aufnehmen. Aber es 
ist sicher auch nicht alleinige Schuld des im Land 
Gemachten, wie von Ihnen immer wieder gesagt 
wird. 

Das Problem ist, daß wir heute nur 0,12 % unseres 
Bruttosozialprodukts für die 31 ärmsten Länder ver-
wenden. Zwar werden wir, was der Minister auf der 
Konferenz im September in Paris zugesagt hat, bis 
zum Jahre 1985 wohl 0,15 % des Bruttosozialpro-
dukts erreichen können. Aber wir müssen uns — 
und jetzt kommt der Dollpunkt; Herr Minister Offer-
geld hat ziemlich deutlich darauf hingewiesen, daß 
Sie das Problem der Finanzierung bei sich wandeln-
den Schwerpunkten immer diskret verschweigen —, 
solange der Kuchen nur einmal aufteilbar ist, immer 
darüber im klaren sein, wo diese Mittel herkommen 
sollen. Ihr von uns unterstützter Antrag auf ver-
stärkte Förderung der ärmsten Länder bedeutet na-
türlich, daß irgendwoanders Mittel beschnitten wer-
den müssen. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Propagandatitel!) 

Das ist so, es ist leider nicht anders zu sagen. 

Meine Damen und Herren, dabei müssen wir sehr 
vorsichtig sein. Es ist sehr schnell gesagt worden — 
ich sage jetzt nicht, aus welcher Ecke —: Diese Mit-
tel müssen wir dort wegnehmen, wo Schwellenlän-
der sind, diese Mittel müssen wir in Ländern weg-
nehmen, in denen schon relativ hohe Pro-Kopf-Ein-
kommen sind. Dabei ist natürlich nicht die Vertei-
lung der Einkünfte in diesen Ländern mit relativ ho-
hem Pro-Kopf-Einkommen diskutiert worden. Ich 
denke an ein afrikanisches Land, wo das durch-
schnittliche Pro-Kopf-Einkommen bei etwa 300 Dol-
lar liegt, das regionale durchschnittliche Pro-Kopf-
Einkommen unter Abzug der Oberschicht aber bei 
30 Dollar im Jahr. 

Übrigens, Herr Kunz, 429 DM Kredit pro Kopf im 
Jahr, das kann bei manchen Ländern mit einem 
niedrigen Pro-Kopf-Einkommen ein Haufen Geld 
sein. Das nur als Randbemerkung. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Das habe 
ich j a positiv vermerkt!) 

— Ja, gut. 

Wir müssen uns also davor hüten, zu versuchen, 
bei den sogenannten Schwellenländern, die schon 
einen weiteren Entwicklungsprozeß durchgemacht 
haben, einzuschneiden. Ich glaube, wir haben es ge-
schafft, in die Entschließung aufzunehmen, daß wir 
selbstverständlich auch Regionen in Ländern, die 
schon einen höheren Entwicklungsgrad erreicht ha-
ben, meinen, die unter den gleichen strukturellen 
Bedingungen leben müssen wie die LLDC-Länder. 
Aber damit kommen wir für die Finanzierung schon 
wieder zu dem Problem, daß die begrenzten Mittel 
hier wohl nicht ausreichen werden. 

Die heutige Finanzlage führt zwangsläufig dazu, 
daß neue Aufgaben nur auf Kosten bestehender Auf-
gaben finanziert werden können. Somit enthält 
diese Vorlage auch eine Aufforderung an die Ent- 
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wicklungspolitik insgesamt, über eine neue Vertei-
lung der begrenzten Mittel nachzudenken. 

Im Klartext heißt das, daß die Arbeit nun erst be-
ginnt, wenn das Parlament den nach dieser Debatte 
wohl einstimmig verabschiedeten Antrag ernst neh-
men will. Dann müssen wir die Konsequenzen zie-
hen. Der leichtere Teil dürfte dabei die Umsetzung 
der Forderungen des Antrags in konkrete Projekte 
sein. Dazu liegen in den Schubladen von GTZ und 
anderer Entwicklungshilfeorganisationen genügend 
geprüfte Projektvorschläge, die bisher aus finanziel-
len Gründen noch nicht angegangen worden sind. 
Ich denke z. B. an die ganzen B-Projekte. Auch die 
Nichtregierungsorganisationen, die wir ja einmütig 
in den LLDC-Bereich stärker einbeziehen wollen — 
Kollegin Schuchardt hat es vorhin noch einmal ge-
sagt —, haben noch sehr viele Einsatzmöglichkeiten, 
durch die sie bei entsprechender Unterstützung 
schnell und unbürokratisch helfen können. 

Schwieriger und politisch auch brisanter wird es 
aber da, wo Gelder für zusätzliche LLDC-Projekte in 
Bereichen locker gemacht werden müssen, wo sie 
möglicherweise unverzichtbar festgesetzt sind. 

Zielkonflikte wird es unter Umständen auch dort 
geben — auch dies ist angesprochen worden —, wo 
wir uns über die Projektgröße unterhalten. Herr 
Kunz hat es wiederholt, Herr Pieroth hat einmal 
ganz einfach gesagt: „Lieber eine Million Projekte 
als ein Millionenprojekt." Das ist natürlich plakativ, 
sehr schlicht, aber gemeint ist natürlich — — 

(Dr.  Hüsch [CDU/CSU]: Das war doch gut! 
Das versteht auch jeder! — Bindig [SPD]: 
Ein blindes Huhn findet auch mal ein 

Korn!) 

— Ich habe j a gesagt, von der Formulierung her ist 
es gut. Es ist sehr plakativ. Aber inhaltlich ist eine 
bestimmte Tendenz vorhanden, die wir wohl alle be-
greifen. 

Aber der Zielkonflikt wird auch auftreten, wenn 
wir sagen, wir wollen uns jetzt auf Kleinprojekte 
konzentrieren, weil viele Großprojekte in den letzten 
Jahren nicht den Entwicklungs-Push gebracht ha-
ben, den man von ihnen erwartet hat. Das Problem 
wird auch sein, daß wir bei der Konzentration auf 
Kleinprojekte vielleicht Kritik von einer Seite be-
kommen werden, die Ihnen besonders nahesteht. 
Ich kann mir vorstellen, daß bei vielen Kleinprojek-
ten im landwirtschaftlichen Bereich die Rückflüsse 
durch Bestellungen in die Bundesrepublik niedriger 
werden, als dies in der Vergangenheit der Fall gewe-
sen ist. Ein großer Staudamm kann größere Rück-
flüsse an finanziellen Mitteln mit sich bringen als 
eine Fülle von Kleinprojekten. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Wen meinen Sie, 
wer uns näherstand?) 

— Ich meinte, daß sich die deutsche Industrie dar-
über beschwert und z. B. wieder anfängt, über Lie-
ferbindungen noch intensiver zu diskutieren, als sie 
dies im Augenblick tut. Herr Kollege Hüsch, Sie wis-
sen so gut wie ich, daß im Augenblick die Diskussion 
über Lieferbindungen wieder aufgenommen worden 
ist, von der wir weitgehend weg waren. Wir hatten, 

wenn ich es richtig in Erinnerung habe, etwa nur für 
13 % aller Lieferungen Lieferbindungen. Es ist in 
letzter Zeit in hohem Maße wieder angesprochen 
worden, ob man dies nicht wieder einführen sollte, 
wenn auch die anderen das tun. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Wer reist eigentlich 
mit dem Kanzler immer durch die Gegend? 
Sind Sie das oder Flick und Konsorten?) 

— Ich bin das nicht, Herr Hüsch. Mich hat er auch 
nicht mitgenommen. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Aber Sie wissen, 
wer das ist!) 

Lassen Sie mich zum Schluß kommen. Die Zu-
sammenarbeit gerade im Kleinprojektbereich mit 
Nicht-Regierungsorganisationen, mit lokalen Orga-
nisationen, deren eigenes Know-how, deren spezifi-
sche Landeskenntnisse und deren personelle Kapa-
zitäten uns bekannt sind, kann sicher von großem 
Nutzen sein. 

Ich glaube, es hat hier keinen Wert — um das zum 
Ende noch einmal zu sagen, Herr Kollege Hüsch — 
daß wir im Ausschuß immer eine sehr sachbezogene 
und eigentlich in weiten Bereichen einvernehmliche 
Diskussion haben. Es ist fast ein bißchen paradox, 
wenn man so etwas wie die Grundlinien der Bundes-
regierung mit bestimmten Schwerpunkten fordert. 
Diese werden entwickelt, und dann wird gesagt: Ihr 
habt sie entwickelt, nur befolgt ihr sie im Augenblick 
nicht. Dann wird gefordert, sie sollten besser befolgt 
werden. Dann werden sie befolgt, und dann kommt 
die Kritik noch einmal auf den, wie Herr Bindig ge-
sagt hat, uns allen schon bekannten Trampelpfa-
den. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Sie werden aber 
nicht befolgt!) 

Wir wollen aus diesen Beschlußvorschlägen her-
aus einige Handlungsanweisungen, Handlungsmög-
lichkeiten entwickeln. Sollte die heutige Debatte 
dazu beitragen, daß zumindest in einigen Bereichen 
die Weichen weiter in die richtige Richtung gestellt 
werden, wäre dies nicht nur für eine Handvoll von 
Entwicklungspolitikern dieses Parlaments ein Er-
folg, sondern auch die so oft beschworene Solidarität 
mit den Ärmsten der Welt, die vor allem in diesen 
Ländern leben, die Frantz Fanon „Die Verdammten 
dieser Erde" genannt hat, würde etwas glaubwürdi-
ger werden. — Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Vohrer. 

Dr. Vohrer (FDP): Frau Präsident! Meine Damen! 
Meine Herren! Die heutige entwicklungspolitische 
Debatte steht noch immer unter der Überschrift 
„Gemeinsamkeit", und selbst der Beitrag des Kolle-
gen Hüsch konnte den Eindruck kaum verwi-
schen. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Das sollte er auch 
nicht! — Zuruf von der CDU/CSU: Das war 

eine gute Rede!) 
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Es ist schon ein Novum, daß eine Beschlußvorlage 
über die Aufstellung einiger Grundsätze für die Ent-
wicklungspolitik der Bundesrepublik Deutschland 
einstimmig im Ausschuß verabschiedet wurde. Ich 
habe Verständnis für die Kommentatoren, die, wie 
hier zitiert, Herr Schütz, eine solche Entwicklung als 
Wunder bezeichnen oder, wie heute morgen der 
Kommentator des Westdeutschen Rundfunks Ger-
hardt, von einem „Meilenstein in der Entwicklungs-
politik" sprechen. Aber auch die weiteren Schritte 
müssen gesehen werden. Hier hat der Bundesmini-
ster Offergeld darauf hingewiesen, daß wir auch die 
innere Konsistenz der Politik von Ihnen fordern. Mir 
liegt es am Herzen, daß wir dann auch die weiteren 
Konsequenzen dieser Gemeinsamkeit ziehen, und 
dazu gehört, daß man, wenn man Gemeinsamkeit in 
den Grundsätzen hat, im Zweifelsfall in dem Bereich 
auch einmal dem Haushalt zustimmt. 

Da Herr Wörner noch bei uns ist, weil er noch zur 
Karibik sprechen möchte, 

(Dr. Wörner [CDU/CSU]: Nicht nur deswe-
gen, Herr Vohrer!) 

lassen Sie mich folgendes sagen. Es wäre erfreulich, 
wenn die bisherige, über Jahre gepflegte Gemein-
samkeit im Verteidigungshaushalt, die in den letz-
ten Jahren nicht mehr zu erreichen war, auf den 
Entwicklungshaushalt übertragen werden könnte, 
so daß der künftig von einem Minimum an Konsens 
in diesem Parlament gemeinsam getragen wird. 

(Bindig [SPD]: Das ist eine gute Idee! — Dr. 
Köhler [Wolfsburg] [CDU/CSU]: Wir haben 
ihn doch schon einmal gemeinsam er-

höht!) 

Ich möchte nun zu den privaten Investitionen 
kommen, einem Punkt, der bislang etwas zu kurz ge-
kommen ist. Es ist richtig, was hier kritisiert wurde, 
daß das Entwicklungsländersteuergesetz der Opera-
tion '82 zum Opfer gefallen ist. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Amputation '82!) 

Steuermindereinnahmen in Höhe von 300 Millionen 
DM, die hierfür in Kauf genommen wurden, fielen 
dem Subventionsabbau zum Opfer; aber nach mei-
ner Information richtete sich Ihr Einsparvorschlag, 
meine Damen und Herren von der Opposition, auf 
den Abbau von Subventionen. Insofern sollten Sie 
einen solchen praktizierten Ansatz nicht zu scharf 
kritisieren. 

Die Folge der Kürzung an dieser Stelle war in den 
letzten Monaten zu verspüren. Das Augenmerk rich-
tet sich verstärkt auf die Deutsche Entwicklungsge-
sellschaft, die jetzt das gewichtigste Instrument zur 
Förderung privater Investitionen wurde. Wir haben 
im Haushalt mit 75 Millionen DM einen gewichtigen 
Beitrag geleistet, um dieses Instrument leistungsfä-
hig zu erhalten. Wir müssen uns darum kümmern — 
wir haben das in der Ausschußsitzung auch schon 
zum Ausdruck gebracht — die entwicklungspoliti-
schen Konditionen dieses Entwicklungsinstruments 
im Auge zu behalten. Wir müssen uns sehr darum 
bemühen, nicht daß unbedingt neue Richtlinien er-
arbeitet werden, sondern daß die vorhandenen 
Richtlinien, die ein Instrument darstellen, Entwick-

lungspolitik zu betreiben, konsequent angewandt 
werden. Dort steht: 

In erster Linie sollen in den Entwicklungslän-
dern mittlere und kleinere Unternehmen geför-
dert werden, die z. B. durch technologische Aus-
strahlung, Nutzung und Entfaltung heimischer 
Ressourcen, Ergänzung heimischer Produk-
tionsstrukturen, Exportdiversifizierung, Export-
förderung und Beschäftigung in besonderem 
Maße den wirtschaftlichen und gesellschaftli-
chen Bedürfnissen der Entwicklungsländer die-
nen. 

Wenn diese Kriterien angewandt werden, dann bin 
ich ganz sicher, daß wir mit der DEG zukünftig ein 
kooperativeres Verhältnis pflegen können. 

Meine Damen, meine Herren, in der Debatte 
wurde von nahezu jedem Debattenredner der Zu-
sammenhang zwischen Abrüstung und Entwicklung 
betont. Wir fordern j a auch in der Beschlußvorlage 
für den nächsten Entwicklungspolitischen Bericht 
hier einen Schwerpunkt der Berichterstattung. Das 
ist kein Zufall. Wir werden im Jahre 1982 dieses 
Thema u. a. deshalb vertieft behandeln müssen, weil 
die Sondergeneralversammlung in New York über 
Abrüstung hier hoffentlich neue Ideen entwickeln 
und auch Fortschritte bringen wird. 

Wir müssen dieses Thema entwicklungspolitisch 
behandeln, weil die Aufwendungen für Waffen mit 
den Investitionen im Bereich der Bildung, der In-
frastruktur, der Sozialleistungen und der Ökologie 
konkurrieren. Deshalb müssen wir überprüfen, ob 
wir unsere Entwicklungshilfe noch gezielt in Länder 
geben können, deren Militärhaushalt möglicher-
weise gravierend über dem Durchschnitt anderer 
Länder liegt. Wir wissen, daß acht Entwicklungslän-
der über 10 % ihres Bruttosozialprodukts dafür aus-
geben, Waffen zu beschaffen. 13 Entwicklungsländer 
geben dafür 5 bis 10 % ihres Bruttosozialprodukts 
aus. Das zeigt, in welch erschreckendem Maße hier 
Ressourcen verschwendet werden. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Herr Höffkes hat in sehr konstruktiver Weise am 
Beispiel Indien darauf hingewiesen, was dies für die 
Glaubwürdigkeit der Entwicklungspolitik bedeutet. 
Wenn ein Staatsoberhaupt von der Welternährungs-
konferenz in Rom über Paris nach Hause fliegt und 
dort noch kurz für einige Milliarden Mirage-Flug-
zeuge einkauft, ist dies nicht geeignet, Glaubwürdig-
keit und Unterstützung unserer entwicklungspoliti-
schen Anstrengungen in der breiten Öffentlichkeit 
zu fördern. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Deshalb müssen wir die Rüstungsspirale im Auge 
behalten. Wir müssen immer wieder den Finger in 
die Wunde legen und uns darum bemühen, Konflikte 
politisch zu beseitigen. 

Wenn es um die Vorbereitung der Sondergeneral-
versammlung geht, halte ich es auch für wichtig, daß 
wir Vorschläge machen, wie diese von uns uner-
wünschte Entwicklung gebremst werden kann. Ich 
habe als Berichterstatter der Westeuropäischen 
Union im dortigen Verteidigungsausschuß die Mög- 
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lichkeit, einige solche Vorschläge einzubringen. Ich 
werde für dieses Gremium vorschlagen, daß in stär-
kerem Maße von Waffen, die sowohl offensiv als 
auch defensiv verwendet werden können, zu eindeu-
tig defensiven Waffen umgestellt wird, zumal die 
Aufwendungen für defensive Waffen nur ein Zehn-
tel der Summe ausmachen, die für Waffen ausgege-
ben wird, die sowohl offensiv als auch defensiv ein-
gesetzt werden können. 

Es wird darauf ankommen, daß vertrauensbil-
dende Maßnahmen wie das von der Bundesregie-
rung vorgeschlagene Rüstungsexportregister Fort-
schritte machen und daß der französische Vorschlag 
einer weltweiten Satellitenüberwachung mit unter-
stützt wird. Es wird auch darauf ankommen, daß in 
den Genfer Gesprächen über die Ächtung von Atom-
tests oder die Achtung chemischer Waffen Fort-
schritte erzielt werden, um auch von westlicher 
Seite deutlich zu machen, daß Anstrengungen unter-
nommen werden, damit die Abrüstung voran-
kommt. 

Ich halte es für wichtig, daß im Rahmen dieser De-
batte deutlich wird: Entwicklungspolitik leistet ei-
nen Beitrag zur Friedenspolitik. Nur wenn dieser 
Zusammenhang nicht nur ein Schlagwort bleibt, 
sondern jedermann erkennbar wird, dann gibt es 
auch die Logik, daß wir Gelder, die nach erfolgrei-
chen Abrüstungsverhandlungen frei werden, gezielt 
für entwicklungspolitische Anstrengungen zur Ver-
fügung stellen; dann wird für die breite Öffentlich-
keit dieser Zusammenhang, dieser Link, für den wir 
eintreten, verständlich, daß in Ost und West frei wer-
dende Gelder dazu verwandt werden, die Entwick-
lungshilfe aufzustocken. 

Ich möchte noch einiges zu der neuen Weltwirt-
schaftsordnung sagen. In Punkt 12 der Beschlußvor-
lage haben wir diese Problematik angesprochen, ob-
wohl dort das Reizwort neue Weltwirtschaftsord-
nung dadurch umgangen worden ist, daß von einer 
leistungsfähigen, gerechten und sozialen Weltwirt-
schaft gesprochen wird. Für mich besteht hier eine 
Identität. Ich möchte kurz auf die Entwicklung die-
ser neuen Weltwirtschaftsordnung eingehen, und 
zwar mit Blick auf einen speziellen Bereich, den 
UNCTAD-Bereich. 

1976 haben wir im Rahmen der UNCTAD-Konfe-
renz in Nairobi die aggressive Forderung auf den 
Tisch bekommen, mit Hilfe des gemeinsamen 
Fonds, des integrierten Rohstoffprogramms den gro-
ßen Ressourcentransfer zugunsten der Dritten Welt 
zu ermöglichen. Das Beispiel Öl, das auf Grund des 
OPEC-Kartells und der Nichtersetzbarkeit dieses 
Rohstoffs funktionierte, sollte auf andere Rohstoffe 
übertragen werden. Bei den sachlichen Diskussio-
nen über einzelne Rohstoffe in den darauf folgenden 
Jahren stellte sich dann heraus, daß es doch wesent-
lich größere Schwierigkeiten gibt als erwartet. Den-
noch war es richtig, daß die Bundesregierung eine 
konstruktive Haltung einnahm und an der Entwick-
lung dieses Instruments mitgearbeitet hat. 

Bei der vierten UNCTAD-Konferenz in Manila 
trat dann schon die Detailarbeit in den Vordergrund. 
Es wurde deutlich, wie schwierig es ist, Fortschritte 
zu erreichen, wenn die Rohstoffabkommen funk-

tionsfähig sein sollen, wenn sie sich auch stärker an 
marktwirtschaftlichen Kriterien orientieren sollen. 

Zwischenzeitlich, nämlich zu Beginn dieses Jah-
res, haben wir einen Situationsbericht erhalten. Von 
allen Staaten — 90 müssen unterzeichnet haben, da-
mit das Abkommen in Kraft treten kann — haben 
bislang lediglich 19 das Abkommen ratifiziert, davon 
elf aus der Gruppe der 77, sieben westliche Indu-
strieländer und die Volksrepublik China. Kein einzi-
ges sozialistisches Land hat bislang dieses Abkom-
men, das Kernstück der neuen Weltwirtschaftsord-
nung, ratifiziert. Von allen Staaten haben bisher le-
diglich 76 — erfreulicherweise inklusive der Bundes-
republik Deutschland — das Abkommen unterzeich-
net, davon 57 aus der Gruppe der 77, 18 westliche In-
dustrieländer — das ist fast die gesamte OECD-
Gruppe — und die Volksrepublik China. Auch hier 
Fehlanzeige bei den sozialistischen Ländern. Ich 
glaube, zwischenzeitlich ist in der Gruppe der 77 die 
Aufmerksamkeit dafür wesentlich gewachsen, wer 
Kooperationsbereitschaft zeigt. 

Dennoch — ich habe das angedeutet — ist die Be-
grenztheit des Instrumentariums deutlich erkenn-
bar. Zwischenzeitlich gehen auch Überlegungen da-
hin, sich im Rahmen der UNCTAD-Gespräche stär-
ker auf das Instrument der Exporterlösstabilisie-
rung zu besinnen. Das wurde — übrigens besteht in-
soweit Konsens in diesem Hause — von der Bundes-
regierung in Manila vorgeschlagen. Der Streit geht 
lediglich noch um die Frage, ob man sich auf ein Net-
toprinzip einigt — alle Rohstoffe bilden ein Ganzes, 
und wenn die Einnahmen eines Landes unter ge-
wisse Schwellen sinken, dann erfolgen Zahlungen — 
oder ob für jeden einzelnen Rohstoff solche Mecha-
nismen eingebaut werden. Die Erfahrungen mit 
Lomé zeigen, daß das Nettoprinzip das einzig finan-
zierbare sein wird und daß wir uns sehr stark dafür 
einsetzen müssen, daß wir diesen Weg auch gehen. 
Aber eines möchte ich den Ordnungspolitikern, die 
das Kolossalgemälde hier aufgebaut haben, noch sa-
gen: Funktionierende Rohstoffabkommen, bei de-
nen die Preiserhöhungen und der mögliche Ressour-
centransfer über den Produktpreis erfolgten, wären 
mir wesentlich lieber als eine Exporterlösstabilisie-
rung, die immer aus dem Haushalt bezahlt werden 
muß. 

(Beifall bei der FDP — Dr. Hornhues [CDU/ 
CSU]: Sehr richtig!) 

Das sollte einmal den Kollegen ins Stammbuch ge-
schrieben werden, die mit dem Rohstoffabkommen 
immer das Ende der Marktwirtschaft gekommen se-
hen. 

Meine sehr verehrten Kollegen, ich möchte hier 
als letzte Überlegung noch eines kurz einbringen. Es 
gibt — ich habe es angedeutet — eine Serie von Kon-
ferenzen: UNCTAD in Manila; wir haben die Welt-
wissenschaftskonferenz in Wien gehabt, auf der es 
seitens der Dritten Welt darum ging, leichter an 
Technologien heranzukommen; wir haben die See-
rechtskonferenz, auf der mein Kollege Holtz die ent-
wicklungspolitisch relevanten Punkte in einer für 
mich sehr beeindruckenden Rede in ganz beein-
druckender Weise zusammengefaßt hat, so daß es 
sich erübrigt, hier jetzt noch darauf einzugehen; wir 
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haben die Konferenz der Ärmsten im vergangenen 
Jahr in Paris erlebt; wir hatten die Konferenz in 
Cancun, deren Ergebnis zu den globalen Verhand-
lungen hinführen soll; wir hatten die Konferenz 
über neue und erneuerbare Energieträger, auf der es 
darum ging, für solche für die Dritte Welt wichtigen 
Energieträger bei der Weltbank einen zweiten 
Schalter einzurichten; wir haben Gespräche im Rah-
men des Weltwährungsfonds; wir werden die Son-
dergeneralversammlung über Abrüstung haben; wir 
werden im Herbst GATT-Gespräche haben, in denen 
es darum geht, die Märkte für die Dritte Welt offen-
zuhalten, Protektionismus abzuwenden; wir werden 
im nächsten Jahr UNCTAD VI in Libreville haben. 

Ich zähle dies alles auf, weil wir in den ganzen 
Konferenzen keine substantiellen Angebote machen 
konnten, weil wir als westliche Welt auch nicht über-
all die konstruktivste Rolle gespielt haben, weil wir 
in den Entwicklungsländern bisher zurückhaltende 
Partner fanden, die allerdings in ihrer Kritik — ver-
glichen mit dem Klima von Nairobi — gemäßigt wa-
ren, und weil wir uns darum bemühen müssen, ins-
gesamt wieder ein Klima zu schaffen, das die Part-
nerschaft, von der wir immer reden, deutlicher er-
kennen läßt. Deshalb möchte ich darum bitten, daß 
sich die Bundesregierung bei den Konferenzen über 
dieses Klima Gedanken macht und in all den Gre-
mien — auch den informellen —, in denen sie mit-
wirkt, ihren Einfluß dahin ausübt, daß wir die ent-
krampfte Situation erhalten können und ein glaub-
würdiger Partner gegenüber der Dritten Welt blei-
ben. — Danke schön. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Lamers. 

Lamers (CDU/CSU): Frau Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Herr Minister, unser Antrag will nicht 
für gleichbleibend gutes Wetter in der Karibik sor-
gen, sondern will das Ende der Phantasielosigkeit 
und Bewegungsunfähigkeit besorgen, die Sie hier 
wieder demonstriert haben, indem Sie unseren An-
trag so qualifiziert haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Denn, meine Damen und Herren, Schwerpunktset-
zung kann doch wohl nicht heißen, daß die Bundes-
regierung in einer Krisensituation, die immer ern-
stere Gefahren für den Weltfrieden heraufzube-
schwören droht, nicht mehr handlungsfähig ist. Das 
kann doch wohl nicht der Sinn von Schwerpunktset-
zungen sein. 

(Dr. Rumpf [FDP]: Wir sind handlungsfä-
hig!) 

Wir sind ein Land, das vielfältig verwoben ist in 
die Weltwirtschaft, das infolgedessen weltweite In-
teressen und infolgedessen auch eine globale Mit-
verantwortung hat. Wir sind uns darüber im klaren 
— das ist die zweite Ebene unseres Antrags —, daß 
wir in der Dritten Welt nur dann wirkungsvoll han-
deln können, wenn wir als Europäer mit den ande-
ren Mitgliedern der Europäischen Gemeinschaft 
möglichst gemeinsam handeln. Wenn wir Europäer  

nicht stärker, als das bislang geschehen ist, die welt-
weite Herausforderung begreifen, die darin liegt, 
daß es eine gewaltige Machtverschiebung zugunsten 
der Länder der Dritten Welt gibt, und diese nicht 
wiederum als Herausforderung verstehen, uns zu-
sammenzuschließen, dann werden wir unsere Le-
bensformen nicht bewahren und weiterentwickeln 
können. 

Ich freue mich, daß der Herr Bundesaußenmini-
ster angekündigt hat, daß sich die EG-Außenmini-
ster bei ihrem nächsten Treffen in wenigen Tagen 
unseres heutigen Themas annehmen werden. Euro-
päisches Engagement in der Dritten Welt und ge-
rade auch in Lateinamerika ist oft gewünscht als 
eine Option zu der oft nicht als angenehm empfun-
denen Alternative USA — Sowjetunion oder zumin-
dest als eine Relativierung der in dieser Alternative 
liegenden Einengung des Handlungsspielraums. Ich 
bin mir darüber im klaren — ich will das offen aus-
sprechen —, daß es auch im vorliegenden Fall vor-
nehmlich wieder auf eine Verständigung mit Frank-
reich ankommt. Ich bin mir der Schwierigkeiten be-
wußt, die in der dezidierten Politik Frankreichs ge-
rade in diesem Bereich liegen. Dennoch muß der 
Versuch unternommen werden. Weshalb könnte 
nicht eigentlich einmal die Dritte-Welt-Politik Ge-
genstand eines deutsch-französichen Gipfels sein? 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Die dritte Ebene unseres Antrags, meine Damen 
und Herren, betrifft das Zusammenwirken mit den 
USA. Ich freue mich sehr, Frau Staatsministerin, 
daß Sie in Ihrer neuen Eigenschaft als Koordinato-
rin für die deutsch-amerikanischen Beziehungen 
heute morgen unserer Debatte beiwohnen. 

(Beifall bei allen Fraktionen — Dr. Köhler 
[Wolfsburg] [CDU/CSU]: Sie hätten sagen 

sollen: „beifrieren", nicht beiwohnen!) 

Das ist eine Zusatzaufgabe, der Sie, wie ich hoffe, 
die gebührende Aufmerksamkeit widmen werden. 

Es ist natürlich unmöglich, an dieser Stelle die 
ganze Bandbreite des europäisch-amerikanischen 
Verhältnisses in der Dritten Welt zu erörtern. Las-
sen Sie mich deswegen nur stichwortartig unsere 
Überlegungen dazu dartun, von denen ich wirklich 
sehr hoffe, daß es unsere gemeinsamen sind. 

Erstens. Europäer und Amerikaner haben das ge-
meinsame, das im Wortsinn wirklich fundamentale 
Interesse an der Errichtung einer Weltordnung, in 
der sie ihre eigenen, ihre gemeinsamen Werte erhal-
ten und weiterentwickeln können. Diese Weltord-
nung muß bestimmt sein — ich nehme an, auch 
hierin sind wir uns einig — von den drei Werten 
Frieden, Freiheit und Gerechtigkeit, die schon des-
wegen gleichrangig sind, weil sie sich wechselseitig 
bedingen. 

Zweitens. Natürlich übersehen auch wir nicht, 
meine Damen und Herren, daß Europäer und Ameri-
kaner im Einzelfall auch unterschiedliche Interes-
sen haben, die vor allem in der wesentlich geringe-
ren wirtschaftlichen Abhängigkeit der USA und ih-
rer weitaus größeren Macht begründet liegen. 
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Drittens. Teilweise daraus resultierend, teilweise 

auch auf Grund anderer historischer Erfahrungen, 
haben Europäer und Amerikaner zuweilen auch un-
terschiedliche Lösungsvorschläge für konkrete Pro-
bleme. 

Viertens. Der oft beklagte Hang der USA zum Uni-
lateralismus — eine vornehme Unschreibung für ei-
nen höchst unerfreulichen Sachverhalt — resultiert 
sicher zum Teil aus diesen Gründen, aber er ist si-
cher auch Folge des Ärgers der Amerikaner darüber, 
daß die Europäer oft lautstark kritisieren, manch-
mal in Form von billiger Mäkelei, aber nichts tun, 
um selber mit Hand anzulegen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, das ist eine Untugend, 
die leider gerade auch in den Koalitionsparteien 
weit verbreitet ist. 

Fünftens. Was sind denn im Falle Zentralamerika 
und der Karibik nun die europäischen Interessen? 

Es ist einmal die Erhaltung des Friedens. Natür-
lich wiederholt sich die Geschichte nicht, aber den-
noch sollte uns sehr wach im Gedächtnis sein, daß 
ausgerechnet von dieser Region 1962 die akuteste 
Bedrohung des Weltfriedens ausgegangen ist. 

Eine amerikanische Intervention — so unwahr-
scheinlich sie sein mag —, wenn wir sie uns einmal 
einen Augenblick vorzustellen versuchen, würde 
ganz unmittelbar unsere Interessen — auch unsere 
Interessen im Ost-West-Verhältnis, meine Damen 
und Herren — berühren. 

(Dr. Holtz [SPD]: Sehr wahr!) 

Schon eine allzu weitgehende und allzu langwäh-
rende Verwicklung der USA in diesem Bereich ist 
geeignet, die Schwierigkeiten im Bündnis wachsen 
zu lassen. 

Schließlich würde ein Zusammenwirken des We-
stens in diesem Fall über den konkreten Anlaß hin-
aus das Bündnis mit seinen vielen derzeitigen 
Schwierigkeiten stärken und ein Signal in der Drit-
ten Welt wie im Osten sein. Diese Wirkung hängt üb-
rigens nicht allein von der Höhe unseres finanziel-
len Beitrages ab. 

Sechstens. Ein eigener Beitrag der Europäer bei 
der Lösung der sehr schwierigen Krisensituation er-
fordert und legitimiert eine eigene Linie, die sich 
nach unserer Überzeugung an folgenden Überlegun-
gen orientieren müßte. Die Wurzeln der Krise in ei-
nem Teil der zentralamerikanischen und karibi-
schen Länder liegen in wirtschaftlicher Unterent-
wicklung, krasser sozialer Ungerechtigkeit und in 
einer teilweise sich barbarisch äußernden Mißach-
tung der Menschenrechte. Der Hilfsplan, den Präsi-
dent Reagan für den karibischen Raum verkündet 
hat, geht ebenfalls von dieser Erkenntnis aus. Er ist 
insofern eine gute Grundlage für die angestrebte Zu-
sammenarbeit mit den USA. Aufstände, Bürgerkrie-
ge, gegenseitige Steigerung der Gewalttätigkeit sind 
die Folgen solcher menschenunwürdigen Zustände. 
Wie uns die Geschichte jedoch hinlänglich zeigt, bie-
ten die Aufständischen als Sieger keinerlei Gewähr  

für eine politische, soziale und wirtschaftliche Ver-
besserung der Verhältnisse. 

(Dr. Pinger [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

In anderen Teilen der Welt — Vietnam, Kambo-
dscha, Laos und Äthiopien — sind warnende Bei-
spiele. In der Region selbst ist es Nicaragua. 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang einige 
ganz kurze Bemerkungen zu den drei Krisenlän-
dern, die es dort gibt, machen. In Nicaragua hat die 
Sozialistische Internationale unter führender Betei-
ligung der deutschen Sozialdemokraten die Sandini-
sten unterstützt. Sie hat sich dabei in der demokrati-
schen Orientierung dieser Gruppe verkalkuliert. 
Das kann vorkommen. Bedenklicher ist, daß erst die 
Weigerung ihrer Schwesterparteien in Costa Rica 
und in Venezuela, sich weiterhin mit den Sandini-
sten an einen Tisch zu setzen, ihnen die Augen für 
die gefährliche Entwicklung in Nicaragua geöffnet 
zu haben scheint. Nun versuchen sie zu retten, was 
zu retten ist. Wir sind sehr skeptisch, wie wir sagen 
müssen. Aber wir werden abwarten, was Sie, Herr 
Minister, auf Ihrer Reise in Managua erfahren wer-
den und was Sie dort sagen werden. Ich brauche 
nicht zu betonen, daß wir von Ihnen dort ein sehr 
deutliches Wort erwarten. 

Deutsche Entwicklungshilfe — da sind wir uns ja 
alle einig — ist abhängig von der inneren Entwick-
lung in einem Land und ist natürlich auch abhängig 
von der außenpolitischen Orientierung eines Lan-
des. Wir, die Union, versuchen in El Salvador die 
Kräfte zu unterstützen, die auf dem schmalen Grat 
zwischen Repression und Revolution das Land in 
eine bessere Zukunft zu führen versuchen. Wir ken-
nen die Schwierigkeiten sehr gut. Aber eine Chance 
haben die demokratischen Kräfte dort wie anderswo 
doch nur dann, wenn sie von außen unterstützt und 
nicht, wie es hierzulande üblich ist, diskreditiert 
werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Im übrigen sind Wahlen und Verhandlungen kein 
Gegensatz. Verhandlungen kann es auch nicht nur, 
sondern muß es sicherlich nach den Wahlen ge-
ben. 

Ich nehme an, daß wir uns einig sind, daß die Ver-
hältnisse in Guatemala eine empörende Provoka-
tion all unserer Empfindungen und Überzeugungen 
vom Recht des Menschen auf ein menschenwürdi-
ges Leben sind. Eine Politik, wie sie Guatemala 
treibt, provoziert Bürgerkrieg. Leider, aber tatsäch-
lich nicht zu übersehen, ist außenpolitisch in der Re-
gel mit einem Sieg der Aufständischen eine Verstär-
kung des Einflusses der Sowjetunion und Kubas 
verbunden, die natürlich ohnehin versuchen — und 
das können wir überhaupt nicht übersehen —, sich 
die Situation zunutze zu machen. 

Unter diesen Umständen bleiben als Möglichkei-
ten einer zugleich realistischen und an den Idealen 
des Westens von Menschenwürde, von Freiheit und 
Gerechtigkeit orientierten Politik nur die massive 
Unterstützung grundlegender Reformmaßnahmen, 
verbunden mit der Aufforderung an die Regierun-
gen und die Militärs, die grundlegenden Menschen- 
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rechte zu achten, und die Bereitschaft, dieser Auffor-
derung durch alle uns zur Verfügung stehenden Mit-
tel Nachdruck zu verleihen. 

Was von den Ländern dieses Bereichs erwartet 
werden muß und kann, ist eine außenpolitische 
Orientierung, die sich an den unumstößlichen Gege-
benheiten der Geographie orientiert und die den 
amerikanischen Sicherheitsinteressen Rechnung 
trägt — das, meine Damen und Herren, liegt nicht 
nur im Interesse der USA, es liegt auch im Interesse 
Westeuropas. So scheint es übrigens auch López 
Portillo zu sehen, dessen Rede in Managua positive 
Ansatzpunkte für eine Lösung der Probleme zu ent-
halten scheint. Mir erscheint es notwendig, seine 
Vorstellungen durch ein Rüstungsbegrenzungsab-
kommen für die Länder dieses Bereiches zu ergän-
zen. 

Ich komme damit zu der weiteren Ebene unseres 
Antrages, dem Zusammenwirken mit den bedeuten-
den Anrainerstaaten, insbesondere Mexiko, Kanada 
und Venezuela, denen sich vielleicht noch Kolum-
bien anschließen könnte — übrigens ein Zusammen-
wirken, von dem ich glaube, daß es uns in Zukunft 
auch bei anderen Gegebenheiten gut anstehen wird. 
Lateinamerika erwartet ein partnerschaftliches 
Mitwirken der Europäer. Partnerschaftliches Zu-
sammenwirken ist das Gegenteil von paternalisti-
schem Hineinwirken. In diesen Erwartungen sind 
die Lateinamerikaner bislang von der Bundesrepu-
blik enttäuscht worden. Abgesehen von wohlklin-
genden Erklärungen des Bundeskanzlers anläßlich 
seiner Südamerikareise vor drei Jahren und den 
stets wohlabgewogenen Reden des Herrn Bundes-
außenministers gibt es nichts, was man als ein Kon-
zept der deutschen Lateinamerikapolitik bezeich-
nen könnte. In Mexiko hat es der Bundeskanzler bis-
lang Herrn Honecker überlassen, sich als deutschen 
Repräsentanten aufzuführen. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Vielleicht ist unsere heutige Diskussion für die Bun-
desregierung ein Anstoß, diesen unerfreulichen Zu-
stand alsbald zu beenden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, es ist an dieser Stelle 
nicht möglich, einzelne Überlegungen anzustellen, 
was alles die Bundesrepublik Deutschland in diesem 
Bereich tun könnte. Wir werden im Ausschuß dar-
über zu reden haben. Das wesentlichste — das will 
ich kurz erwähnen — ist allerdings auch das schwie-
rigste, nämlich die Hilfe beim Aufbau politischer, 
wirtschaftlicher und sozialer Entscheidungsstruktu-
ren, die in diesen Ländern, wie wir wissen, weitge-
hend fehlen. Daher ist die Arbeit der politischen Stif-
tungen wie der Kirchen in diesem Bereich zu ver-
stärken und besonders zu fördern. 

Wir wissen alle, wie notwendig gerade in diesem 
Bereich auch die ländliche Entwicklung ist, daß sie 
nur möglich ist mit einer Agrarreform, die unsere 
Unterstützung finden könnte, damit die Produktion 
gesteigert wird und die Lebensmitteleinfuhren ge-
ringer werden. 

Wir sollten übrigens bei unseren weiteren Überle-
gungen unsere Aufmerksamkeit nicht nur den Län-
dern widmen, die negative Schlagzeilen machen, 
sondern sehen, daß in Ländern wie Panama oder Be-
lize durchaus günstige Voraussetzungen für eine po-
sitive wirtschaftliche und soziale Entwicklung vor-
handen sind, daß die Demokratien in Costa Rica und 
Jamaika unsere Unterstützung verdienen, damit 
nicht die schweren wirtschaftlichen Probleme, die 
sie haben, die Stabilität zerstören. Wir sollten auch 
die positive jüngste Entwicklung in Honduras unter-
stützen und fördern. 

Frau Präsident, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, Ziel unserer Politik — das ist heute in unse-
rer Debatte deutlich geworden — in Zentralamerika 
wie in der Dritten Welt überhaupt muß es sein, 
Strukturen zu fördern, die wirtschaftliche Entwick-
lungen ermöglichen, indem sie den Menschen die 
Chance zur freien Entfaltung gewähren und in die-
sem Sinne zugleich Ansätze zu einer demokrati-
schen, d. h. den Menschen in seiner Würde achten-
den Ordnung sind, und die dadurch helfen, den Frie-
den wieder herzustellen und ihn zu sichern. — Ich 
danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Holtz. 

Dr. Holtz (SPD): Frau Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Länder Mittelamerikas werden bis auf 
wenige Ausnahmen von Krisen und Unruhen ge-
schüttelt. Diese sind eine Folge wirtschaftlicher 
Rückständigkeit, sozialer Ungerechtigkeit, von Hun-
ger, Diktatur und Interventionismus. Durchgrei-
fende Entwicklungserfolge sind in der Region aus-
geblieben — wegen mangelhafter innerer und inter-
nationaler Anstrengungen. 

Häufig haben korrupte, ausbeuterische Cliquen 
direkt von der Auslandshilfe profitiert. In einigen 
Ländern wurde diese Hilfe von den herrschenden 
Oberschichten eingestrichen, so z. B. im Nicaragua 
Somozas. Dafür muß uns zukünftig unsere Entwick-
lungshilfe zu schade sein, daß wir solches noch tole-
rieren. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Deshalb heißt es auch in der 14-Punkte-Erklä-
rung, die heute dem Parlament zur Beschlußfassung 
vorliegt, daß die Hauptzielgruppe der Entwicklungs-
zusammenarbeit die ärmsten Bevölkerungsschich-
ten sein sollten. 

Eine deutliche Akzentsetzung, die von besonderer 
Bedeutung für Mittelamerika ist, sehen wir auch 
darin, daß die innere Reformbereitschaft der Ent-
wicklungsländer zu einem wesentlichen Kriterium 
bei der Vergabe von Entwicklungshilfe gemacht 
werden soll. 

Die Menschen- und Sozialrechte müssen be-
schleunigt Anerkennung finden. Ich habe da keine 
Illusion, was man von außen machen kann. Zuerst 
sind die Länder selbst und die Bevölkerungen selbst 
aufgerufen, Veränderungen bei sich durchzuführen. 
Aber die Entwicklungshilfe kann doch Prozesse auf 
mehr Gerechtigkeit, auf mehr Demokratie hin be- 
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schleunigen, stützend fördern. Diese Förderung ent-
spricht nicht einer paternalistischen, schulmeisterli-
chen Attitüde westlicher Parlamentarier, vielmehr 
sind wir davon überzeugt, daß es selbstbestimmte 
Entwicklungswege und breite Wachstumsdynami-
ken letztlich nur geben kann, wenn sich politische 
Beteiligung und Demokratisierung ausweiten und 
wenn es zu einer Organisation der abhängig Be-
schäftigten, etwa zwecks Erhöhung der Lohnquoten, 
kommt. 

Ist es gerechtfertigt, ein besonderes Entwick-
lungsprogramm Karibik und Zentralamerika zu for-
dern? Sicherlich lassen sich einige Gründe dafür an-
führen, wie dies eben auch der Herr Vorredner getan 
hat; aber mit gleichem Recht könnte man auch Son-
derprogramme für andere Regionen der Dritten 
Welt, z. B. in Südostasien, fordern. Vielleicht liegt der 
wesentliche Grund für diesen Antrag darin, daß die 
Christdemokratie, übrigens wie die Sozialdemokra-
tie — die Liberalen nicht ganz so stark —, in dieser 
Region stärker als anderswo in der Dritten Welt ver-
treten und daher auch zu besonderen Solidaritätsak-
tionen aufgerufen ist. 

(Abg. Dr. Köhler [Wolfsburg] [CDU/CSU]: 
meldet sich zu einer Zwischenfrage) 

— Ich möchte meine Rede im Zusammenhang vor-
tragen. 

In der Antragsbegründung wird als ein Ziel für ein 
Gesamtkonzept die Festigung sozialer und wirt-
schaftlicher Stabilität genannt. Meine Damen und 
Herren von der Opposition, es geht doch für die 
Mehrheit der Menschen heute zunächst um Verän-
derung, um die Ausmerzung der absoluten Armut, 
um die Verwirklichung der sozialen Gerechtigkeit, 
um die Verwirklichung der Menschenrechte. Erst 
dann kann man hoffen, daß es zu Stabilität im sozia-
len und politischen Bereich kommt. 

Wer den Konflikt in Ländern wie El Salvador be-
enden will, der muß also das Unrecht beseitigen und 
grundlegende Reformen ermöglichen. Für die sozial-
demokratische Bundestagsfraktion stellt die vorge-
sehene Wahl für das Volk von El Salvador keine 
Möglichkeit für eine wirklich freie Entscheidung 
dar. 

(Dr. Pinger [CDU/CSU]: Diktatur ist bes-
ser?) 

Wir sind der Auffassung, daß eine Verhandlungslö-
sung gefunden werden muß, an der alle relevanten 
politischen Kräfte mitbeteiligt werden müssen. Wir 
zählen dazu auch den FDR. 

Auch gegenüber Nicaragua mag es unterschiedli-
che Auffassungen im Parlament geben. Die SPD un-
terstützt die drei Ziele, die sich die Revolutionsregie-
rung selbst gesetzt hat: politischer Pluralismus und 
Demokratie, gemischtes Wirtschaftssystem, Block-
freiheit. Es gibt Befürchtungen — Sie haben heute 
schon ein klares Urteil dazu gefällt —, Nicaragua 
könnte einen Weg der Volksdemokratisierung ein-
schlagen. Wir sind der Auffassung, daß es gerade 
jetzt geboten ist, mit Nicaragua im Dialog zu bleiben, 
statt eine Konfrontationspolitik zu betreiben. Wenn 
es überhaupt eine Chance zur Beeinflussung und  

zur Stärkung der demokratischen Kräfte gibt, dann 
jetzt und wohl nicht mehr in zwei oder drei Jahren, 
wie das Exempel Kuba lehrt. 

(Beifall bei der SPD) 

Deshalb begrüßen wir ausdrücklich, Herr Mini-
ster, Ihre Reise in der nächsten Woche in dieses 
Land. 

Wir freuen uns, daß unsere Auffassung zu Zentral-
amerika in Amerika, besonders in den beiden Häu-
sern des Kongresses, immer mehr Anhänger ge-
winnt. Wir bitten die Bundesregierung, mit der US-
Regierung auch über diese Fragen im Gespräch zu 
bleiben und auf die US-Regierung einzuwirken, da-
mit dort nicht eine verfehlte Politik gemacht wird, 
wie es 1959 und 1960/61 der Fall war. 

Interessant und von einer gewissen Brisanz ist 
dieser Antrag auch deshalb, weil er sich auf eine Re-
gion konzentriert, die seitens der USA als ihre urei-
gene imperiale Einflußzone betrachtet wird. Die Be-
ziehungen zwischen den Ländern der Region und 
den USA, die selber u. a. eine karibische Macht sind, 
sind seit über 150 Jahren in der Regel von Beherr-
schung und Durchdringung geprägt. Die USA haben 
vitale Interessen in der Region, und zwar politische, 
wirtschaftliche, sicherheitspolitische und strategi-
sche Interessen. Jeder muß diese Interessen in 
Rechnung stellen. Auch die Länder der Region ha-
ben vitale Interessen. Sie streben nach mehr Unab-
hängigkeit und Selbstbestimmung. Sie suchen Sta-
bilität in Fortschritt und Demokratie. Aufgabe der 
Politik ist es, einen fairen Interessenausgleich her-
beizuführen. Dies mißlang in der Vergangenheit, 
weil der Stärkere gegenüber dem Schwächeren dazu 
nicht ernstlich bereit war. 

Ein Forschungsbericht zur Entwicklung in der 
Karibik, vor einem Jahr von der Stiftung Wissen-
schaft und Politik zu Zwecken der Politikberatung 
vorgelegt, kommt zu dem viele sicher überraschen-
den Ergebnis: 

Die Stabilität der Region ist eher durch innere 
Faktoren denn durch ein vermeintliches Insel-
springen des Kreml im Sinne einer neuen Domi-
notheorie beeinträchtigt. 

Die zentrale These im Bericht — die von mir geteilt 
wird — lautet: 

Letztlich wird nur ein entschiedener entwick-
lungspolitischer Reformismus zu einer politi-
schen Stabilität führen. Eine offensive Hegemo-
nialpolitik erscheint demgegenüber eher dazu 
angetan, die Chancen für eine langfristige — für 
die USA zwar nicht optimale, aber akzeptable 
Lösung — zu verschlechtern, wenn nicht völlig 
zu verbauen. 

Wie ist in diesem Zusammenhang der Reagan

-

Plan zu beurteilen, der Wirtschafts- und Militärhilfe 
für Zentralamerika und die Karibik vorsieht? Positiv 
aufgenommen wurde allgemein die von Präsident 
Reagan verkündete Versicherung, bei diesem Hilfs-
plan handele es sich keinesfalls um einen neuen Ko-
lonialismus. Von vielen, auch von mir, wurde mit Be-
friedigung zur Kenntnis genommen, daß der Plan 
den sozioökonomischen Ursachen der Krise in Zen- 
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tralamerika Rechnung zu tragen versucht. Aller-
dings sind auch Schwächen des Projekts festzustel-
len. Die Mittel sind zu gering. Es ist ein Alleingang, 
noch nicht einmal mit López Portillo abgesprochen, 
der gerade eine Woche vorher sinnvolle Vorschläge 
gemacht hatte. Die Bundesrepublik wird wieder im 
nachhinein aufgefordert, sich diesem Plan anzu-
schließen. Eine Diskriminierung einiger Länder aus 
ideologischen Gründen findet statt. Ich halte dies für 
falsch und darüber hinaus für dazu angetan, diese 
Länder geradezu in die Arme Moskaus zu treiben. 
Statt dessen wäre eine Normalisierung der Bezie-
hungen der USA zu Kuba und Nicaragua gut und 
käme der ganzen Region zugute — 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

genauso wie wir versuchen, zu Ländern unterschied-
licher Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung nor-
male Beziehungen zu haben. 

Wirtschaftshilfe ohne damit einhergehende so-
ziale Reformen wird nicht den gewünschten Stabili-
sierungseffekt haben. Und angesichts der Situation 
in diesen Ländern kann man doch nicht allein auf 
Marktwirtschaft und Privatinitiative setzen. Ich 
habe vor einer Woche mit dem Generalsekretär der 
Labour-Partei des Staates Dominica gesprochen. Er 
meinte, viele Voraussetzungen für freies Unterneh-
mertum seien gar nicht gegeben. Deshalb bitte ich 
die Opposition, davon abzulassen, die Marktwirt-
schaft als Allheilmittel für alle Entwicklungen in der 
Dritten Welt anzusehen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Hüsch [CDU/ 
CSU]: Schon wieder mißverstanden!) 

Besonders enttäuschend ist es für mich, nein, 
müßte es für uns alle sein, nachdem ich die Reden 
heute gehört habe, daß dieser Plan eine Verknüp-
fung von Wirtschaftshilfe und Militärhilfe vorsieht. 
Die Militarisierung schadet der wirtschaftlichen 
und sozialen Entwicklung der Region, und sie garan-
tiert letztlich auch keine Stabilität. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das wissen wir ja aus anderen Regionen. 

Was kann also getan werden? Die entscheidende 
Frage wird sein, ob für ein Entwicklungsprogramm 
Karibik/Zentralamerika überhaupt beträchtliche 
Mittel bereitgestellt werden können. 1981 .und 1982 
stehen im Entwicklungshilfehaushalt je rund 150 
Millionen DM für die gesamte Region zur Verfü-
gung. Wenn es zu einem wirklichen Entwicklungs-
programm für die Region kommen soll, gilt es also, 
den Entwicklungsetat bei den nächsten Haushalts-
beratungen aufzustocken. Andernfalls müßte die 
Opposition uns sagen, bei welchen Ländern bzw. Re-
gionen sie Kürzungen vorzunehmen gedenkt. 

Wenn die finanziellen Voraussetzungen befriedi-
gend geklärt werden können, sollten folgende Ziele 
für das Entwicklungsprogramm im Vordergrund 
stehen: 

erstens: Förderung der Unabhängigkeit, der 
Selbstbestimmung und der Paktungebundenheit; 

zweitens: Unterstützung für das Zustandekom-
men eines fairen Interessenausgleichs in dieser Re-

gion; keine Vorabausgrenzung bestimmter Länder. 
Die USA, vertreten durch die Reagan-Administra-
tion, müssen lernen, mit Reform- und Befeiungsbe-
wegungen, in denen Christdemokraten j a häufig 
auch eine besondere Rolle spielen, zu leben und 
nicht jede dieser Bewegungen als kommunistisch zu 
diffamieren; 

(Beifall bei der SPD) 

Sie müssen lernen, das Recht eines Volkes auf 
Selbstbestimmung auch in der eigenen Hemisphäre 
zu akzeptieren und zu erkennen, daß freie Men-
schen nicht nur mehr wert sind als freie Marktme-
chanismen, sondern daß sie auch bessere Partner 
sind; 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

drittens: Förderung der wirtschaftlichen und so-
zialen Entwicklung, eines sozialpolitischen Refor-
mismus und Hilfe beim Aufbau demokratischer 
Strukturen; 

viertens: Abstimmung des Entwicklungspro-
gramms mit allen relevanten Staaten — um den er-
wähnten Fehler zu vermeiden — und auch mit den 
multilateralen Hilfsinstitutionen wie Weltbank und 
Interamerikanische Entwicklungsbank; 

fünftens: Konzentration auf die ärmsten Bevölke-
rungsschichten und auf die fachlichen Schwer-
punkte ländliche Entwicklung, Ökologie, Energie, 
Bildung und Ausbildung sowie in dieser Region si-
cherlich auch auf das Fischereiwesen und den Tief-
seebergbau. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das Di-
lemma wird darin bestehen, daß eine Reihe von Re-
gierungen, die natürlich gerne mehr Entwicklungs-
hilfe einstreichen, kaum geneigt sein werden, die 
Früchte der Entwicklung innerhalb ihrer Länder ge-
recht zu verteilen, weil sie sich selbst den traditionel-
len Oberschichten verpflichtet fühlen. Deshalb wird 
es nötig sein, einen Teil eines solchen Programms 
über Nichtregierungsorganisationen — wie politi-
sche Stiftungen und Kirchen — abzuwickeln, weil 
diese das Vertrauen der Massen genießen und basis-
nahe Arbeit im Sinne der Grundbedürfnisstrategie 
leisten. 

Im übrigen erwarte ich von der Bundesregierung, 
daß sie eine deutliche Sprache gegenüber diktatorial 
regierten Ländern spricht. Zehn Staaten der Karibik 
gehören dem EWG-AKP-Abkommen an. Die Prä-
ambel dieses Abkommens sieht die Herstellung ei-
ner engen und andauernden Zusammenarbeit im 
Geiste internationaler Solidarität, die Beschleuni-
gung der Entwicklung auf interregionaler Ebene 
und die Schaffung eines Modells für die Beziehun-
gen zwischen entwickelten und Entwicklungsstaa-
ten vor, das mit dem Streben nach einer neuen, ge-
rechteren und ausgewogeneren Weltwirtschaftsord-
nung vereinbar ist. Wenn diese Präambel noch ern-
ster als bisher genommen würde, käme das einem 
Entwicklungsprogramm für diese Region sehr 
zugute. 

Gehen wir an die Arbeit und prüfen wir, ob wir ein 
sinnvolles Entwicklungsprogramm für die Karibik 
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und Zentralamerika zuwege bringen. — Danke 
sehr. 

(Beifall bei der SPD, bei der FDP und bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Wörner. 

Dr. Wörner (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Die Kari-
bik und Zentralamerika rücken als eine der Krisen-
regionen der Welt mehr und mehr und zu Recht in 
den Mittelpunkt unserer Aufmerksamkeit. Herr Mi-
nister Offergeld, wir hatten gehofft und erwartet, 
daß Sie unseren Antrag als Chance begreifen. Sie 
haben es vorgezogen, ihn in sehr billiger Weise abzu-
qualifizieren. Ich möchte hier einfach sagen: Das 
spricht nicht gerade für Ihr politisches Beurteilungs-
vermögen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Schon jetzt erreicht uns eine nicht abreißende 
Kette bedrückender, j a,  erschreckender Nachrich-
ten aus dieser Region. Täglich gibt es dort neue un-
schuldige Opfer in bewaffneten Auseinandersetzun-
gen und Verletzungen fundamentaler Menschen-
rechte und Grundfreiheiten. Ich sage auch und ge-
rade für die CDU/CSU: Dafür gibt es keine wie auch 
immer geartete Entschuldigung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zugleich allerdings versucht die Sowjetunion — 
das muß festgehalten werden, und deswegen muß 
man für viele Bewegungen der amerikanischen Poli-
tik nicht nur Verständnis aufbringen, sondern auch 
Unterstützung geben —, die in diesem Raum auftre-
tenden Konflikte für ihre Zwecke auszunutzen, und 
zwar direkt oder über Stellvertreter wie Kuba. Sie 
trägt dort eben nicht im Interesse der Menschen zur 
friedlichen Schlichtung von Konflikten bei. 

Was sich dort ereignet, geht nicht nur die Länder 
dieser Region und auch nicht nur die Amerikaner 
an. Es hat wachsende Bedeutung auch für die deut-
sche Sicherheitslage, auch für die deutsche Außen-
politik. Es wird nicht ohne Rückwirkung auf Europa 
und seine vitalen Interessen bleiben. 

Ich sage sogar: Der karibische Raum wird eine 
Schlüsselrolle für die weitere politische und wirt-
schaftliche Entwicklung des gesamten lateinameri-
kanischen Subkontinents spielen. Insofern genügt 
es eben nicht, die in der Tat unerträglichen Zustände 
dort zu beklagen. Die deutsche Entwicklungspolitik 
und die deutsche Außenpolitik müssen vielmehr ei-
nen konkreten Beitrag zur aktiven Friedenssiche-
rung in dieser Region leisten. 

Dabei geht es uns vor allem um drei Ziele — ich 
glaube nicht, daß wir uns in diesem Hause darüber 
streiten —: 1. Demokratie, 2. Menschenrechte, 3. Sta-
bilisierung dieser Region durch Konfliktabbau und 
friedliche Konfliktregelung. 

Ober allem sind wir uns hier, Herr Holtz, sicher 
auch in einem anderen Punkt im klaren: Eine dauer-
hafte Stabilisierung der Lage in Mittelamerika und 
in der Karibik ist durch militärische Mittel nicht zu  

erreichen. Vielmehr müssen die eigentlichen Kri-
senursachen bekämpft werden: die tiefgreifende so-
ziale Ungerechtigkeit, Elend, Hunger, Armut, Unter-
drückung. Wir müssen also politische, insbesondere 
entwicklungspolitische Zusammenarbeit anbieten, 
um die Verhältnisse zu ändern. 

In einem Punkt, Herr Holtz, müssen Sie sich aller-
dings überlegen, was Sie gesagt haben. Wenn Sie 
eine Verhandlungslösung in El Salvador fordern, 
dann setzt diese natürlich voraus, daß beispielsweise 
Ihre Parteifreunde oder Ihre Parteipartner dort be-
reit sind, den Guerillakampf einzustellen und einem 
Waffenstillstand zuzustimmen; denn anders ist eine 
Lösung nun einmal nicht denkbar. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des Abg. 
Dr. Holtz [SPD]) 

Im übrigen gilt es für uns, solche Regierungen und 
Bewegungen, die Reformen wollen, zu unterstützen, 
damit Revolution nicht die einzige Alternative zum 
Bestehenden bleibt. Das heißt aber auch — das ist 
die Kehrseite der Medaille —, daß wir denjenigen 
Regimen und Organisationen unsere Hilfe versagen, 
die durch ihre menschenverachtende Politik aus ei-
genen machtpolitischen Interessen oder stellvertre-
tend für andere die Saat für weitere Gewalt säen. 

Sie haben als Beispiel Somoza von Nicaragua an-
geführt, und zwar, wie ich finde, zu Recht. Das heißt 
allerdings auch, Herr Holtz, daß den Machthabern in 
Nicaragua klargemacht werden muß, daß sie in dem 
Augenblick, in dem sie den Weg der Unterdrückung, 
des marxistischen Ausbeuterstaats und des Un-
rechtsstaats gehen, nicht länger auf Unterstützung 
und Hilfe aus der Bundesrepublik Deutschland oder 
anderen westlichen Nationen zählen dürfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Eine politische Stabilisierung wird ohne die part-
nerschaftliche Zusammenarbeit der Staaten der Re-
gion schwer möglich sein. Daher begrüßt die CDU/ 
CSU die gemeinsamen Anstrengungen der regiona-
len Mächte zur Bewältigung dieser Krisensituation. 
Wir meinen auch: Im Ansatz des mexikanischen 
Präsidenten López Portillo steckt eine Reihe prü-
fenswerter Elemente. Es gibt andere Elemente, de-
nen wir skeptisch gegenüberstehen. Wir sind nicht 
gegen, wir sind für eine politische Lösung in diesem 
Raum. 

Schließlich ein letzter Gedanke: Wir können mit 
einem solchen Beitrag zur Lösung der Krisenpro-
bleme in der Karibik, zum langfristigen Struktur-
wandel in diesem Raum unsere Bereitschaft zur La-
stenteilung gegenüber den Amerikanern demon-
strieren. Das heißt nicht, daß wir ihre Vollzugsgehil-
fen wären. Das sind wir nicht; das wollen wir auch 
gar nicht sein. Wir sind ihre Partner, wir wollen uns 
mit ihnen abstimmen. 

Im übrigen, Herr Holtz, sind Sie nicht richtig in-
formiert. Die Amerikaner haben uns keineswegs vor 
vollendete Tatsachen gestellt. Sie haben den Bot-
schafter Ryan Wochen vorher zu uns geschickt, der 
die Bundesregierung sehr wohl informiert und um 
Unterstützung gebeten hat. Das heißt: Wir sind Part-
ner der Vereinigten Staaten. Wir sollten hier im 
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Wege der Arbeitsteilung vorgehen — im übrigen 
nicht nur mit den Amerikanern, sondern auch mit 
unseren europäischen Partnern. 

Eines allerdings, Frau Schuchardt, möchte ich Ih-
nen sagen. So sehr ich manchem zustimme, was Sie 
gesagt haben: Warum bauen Sie jetzt in eine solche 
Rede wieder Spitzen gegen die Amerikaner ein? Es 
gibt keinen anderen Staat der Welt, der soviel Ent-
wicklungshilfe leistet. Es gibt keinen anderen Staat 
der Welt, der soviel Entwicklungshilfe auch und ge-
rade in den karibischen Raum hineinträgt. Warum 
also Kritik an den Amerikanern und kein Wort zur 
Politik der Sowjetunion, die zusammen mit dem 
ganzen Ostblock noch nicht einmal soviel Entwick-
lungshilfe gibt wie die Bundesrepublik Deutschland 
allein? Gnädige Frau, Ihre Anstrenungen als Koordi-
natorin begrüßen wir natürlich, unterstützen wir 
auch. Aber da können Sie Koordinatoren einsetzen, 
so oft und so lange Sie wollen; es wird Ihnen über-
haupt nichts nützen, wenn dann in Reden von Kolle-
gen dieses Hauses, der SPD wie der FDP, innerhalb 
und außerhalb dieses Hauses die Amerikaner dau-
ernd angeschossen und die Sowjets völlig ausge-
klammert werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
FDP) 

— Es wird sehr interessant sein, zu beobachten, wie 
die Reaktion des Auswärtigen Amtes sein wird, ob 
sie sich etwa mit der Reaktion des Bundesministers 
für entwicklungspolitische Fragen decken wird. Ich 
hoffe, daß das nicht oder jedenfalls nicht vollständig 
der Fall sein wird. 

Wir meinen, daß nur auf dem Wege einer sinnvol-
len Arbeitsteilung mit dem Ziel, den karibischen 
Raum entwicklungspolitisch zu stabilisieren und 
ihn zur selbständigen Entscheidung zu befähigen, 
unserem eigenen Interesse genauso gedient werden 
kann wie dem Interesse der Staaten dieses Raumes. 
Damit hätte unsere Entwicklungspolitik einen wich-
tigen Beitrag zur Friedenssicherung geleistet. — 
Schönen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Frau 
Staatsminister Dr. Hamm-Brücher. 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister im Auswär-
tigen Amt: Frau Präsident! Meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Am Ende dieser sehr ausführli-
chen, sehr sachlichen und auf sehr hohem Niveau 
geführten Debatte bleiben mir zu meinem großen 
Bedauern nur noch ganz wenige Minuten, um aus 
der Sicht der Bundesregierung, im besonderen aus 
außenpolitischer Sicht, ein paar Anmerkungen zu 
machen. Ich werde mich stichwortartig auf zwei 
Punkte beschränken, die mir von besonderer Bedeu-
tung zu sein scheinen. 

Die Redner aller Fraktionen haben sich mit dem 
Antrag der CDU/CSU zu einem Entwicklungspro-
gramm für die Karibik und Zentralamerika ausein-
andergesetzt. Wir werden ja im Ausschuß, Herr Kol-
lege Lamers, Herr Kollege Wörner und die anderen 
Kollegen, die hier gesprochen haben, Gelegenheit 
haben, noch ausführlich darüber zu sprechen. Sie  

werden sehen, Herr Kollege Wörner, daß die Bun-
desregierung diesen Antrag voll unterstützen wird, 
daß sie ihn, wie Sie sagten, als Chance begreift. Denn 
natürlich müssen wir den karibischen Raum mit sei-
nen Gefährdungen und den sich aus ihnen ergeben-
den Konsequenzen als einen Brennpunkt der Krisen 
in der Welt betrachten. Ich glaube, Herr Kollege Of-
fergeld hat in entwicklungspolitischer Hinsicht auf-
gezeigt, daß wir im Vergleich zu anderen Ländern in 
diesem Raum immerhin eine wichtige und auch dort 
anerkannte entwicklungspolitische Leistung voll-
bracht haben. 

Ich möchte noch einmal unterstreichen, daß die 
Bundesregierung mit sehr großer Sorge diese kri-
senhafte Entwicklung in Zentralamerika verfolgt 
und daß die Region trotz der demokratisch verlaufe-
nen Wahlen in Honduras und Costa Rica ein sehr be-
drohter und sehr bedrohlicher Unruheherd bleibt. 
Für die zugrunde liegenden politischen Gegensätze 
und Spannungen sind in hohem Maße — auch das 
wurde von allen Seiten in gleicher Weise beurteilt — 
die  überholten wirtschaftlichen und sozialen Struk-
turen ursächlich. 

Die akutesten Krisenherde liegen zur Zeit vor al-
lem in El Salvador und Guatemala. Darüber wurde 
hier auch schon Zutreffendes gesagt. Die Zuspitzung 
der gewaltsamen Auseinandersetzung, besonders in 
El Salvador, macht deutlich, zu welchen Folgen es 
führt, wenn notwendige und überfällige soziale und 
politische Reformen nicht rechtzeitig vorgenom-
men werden. Deshalb wollen wir mit unseren ent-
wicklungspolitischen Maßnahmen versuchen, einen 
solchen Reformprozeß einzuleiten. 

Wir treten für Verhandlungen unter den Beteilig-
ten ein, um auf friedlichem Wege zu versuchen, zu 
Verständigung und Ausgleich zu gelangen. Die Bun-
desregierung stimmt also, Herr Kollege Wörner, 
auch in diesem Punkt Ihrem Antrag und Ihrer Be-
gründung zu. 

Durch Maßnahmen der wirtschaftlichen Zusam-
menarbeit kann am besten dazu beigetragen wer-
den, die Voraussetzungen für Reformen und Ver-
besserung der sozialen Strukturen zu schaffen und 
damit die wachsenden politischen Gegensätze und 
Spannungen abzubauen. Wir begrüßen deshalb aus-
drücklich, wie es hier auch die anderen Sprecher ge-
tan haben, die Bemühungen der USA, Kanadas, Me-
xikos und Venezuelas um ein koordiniertes Wirt-
schaftsprogramm für die Region. Das gilt insbeson-
dere auch für das von Präsident Reagan am 24. Fe-
bruar angekündigte und sehr breit angelegte Hilfs-
programm einer Initiative für das karibische Bek-
ken. Wir wünschen sehr, daß der amerikanische 
Kongreß diesem Programm zustimmen wird. 

Ich möchte noch einmal hinsichtlich Ihrer Äuße-
rungen, Herr Kollege Wörner, ein bißchen gegenhal-
ten; denn die Bundesregierung hat sich in dieser Re-
gion, obgleich wir dort keine sehr engen histori-
schen Bindungen haben, was Sie sicher auch zuge-
ben werden, im Vergleich zu anderen nicht amerika-
nischen Geberländern auch außenpolitisch, auch 
entwicklungspolitisch engagiert. Ich nenne noch 
einmal die Zahl: Allein für 1981 waren das 180 Millio-
nen DM. 
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Staatsminister Frau Dr. Hamm-Brücher 
Wir wollen diese Zusammenarbeit unter Abstim-

mung im EG-Rahmen auch weiter intensivieren. 
Bundesminister Genscher hat hierzu im Außenmini-
sterrat am 22. Februar vorgeschlagen, daß die Euro-
päische Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten im 
Rahmen einer konzertierten Aktion ihre Anstren-
gungen für eine Entwicklungszusammenarbeit mit 
diesen genannten bedrohten Staaten in der Karibik 
erhöhen und besser untereinander abstimmen wol-
len. Die Bundesregierung wird im Zusammenhang 
hiermit im Rahmen der Möglichkeiten auch eigene 
Beiträge prüfen und, wie ich zuversichtlich hoffe, 
auch leisten. Im übrigen bitte ich Sie, daß wir im 
Ausschuß im einzelnen noch einmal gründlich auf 
diese Probleme zu sprechen kommen. 

Ich darf noch einen Bereich ansprechen, der sich 
auch durch die Debatte gezogen hat, nämlich die 
Frage nach der Bedeutung der soziokulturellen Di-
mension von Entwicklungsprozessen. Das tue ich 
nicht, Herr Kollege Hüsch, um Herrn Offergeld zu 
korrigieren oder die FDP zu profilieren, wie Sie das 
so schön und nett gesagt haben, sondern weil eine 
klare Zuständigkeit für die Auswärtige Kulturpoli-
tik im Auswärtigen Amt liegt und sich dies auch aus 
der Gesamtzuständigkeit für die Dritte Welt als 
wichtiger Teil der Außenpolitik ergibt. 

Außerdem liegt ein Auftrag des Deutschen Bun-
destages in Form der Anregungen der Enquete-
Kommission „Auswärtige Kulturpolitik" vor, in dem 
das Auswärtige Amt aufgefordert worden ist, in die-
sem Bereich einmal im Zusammenhang auch mit 
vielleicht im BMZ exekutierten Projekten einmal 
eine Konzeption zu entwickeln, die wir sehr, sehr 
gründlich in jahrelanger Arbeit vorbereitet haben 

(Dr. Köhler [Wolfsburg] [CDU/CSU]: Seit 
sechs Jahren!) 

und die nun in zehn Thesen zur kulturellen Begeg-
nung und Zusammenarbeit mit den Ländern der 
Dritten Welt und abgestimmt mit dem BMZ — das 
Ministerium hat zugestimmt — vorliegen und dem-
nächst der Öffentlichkeit vorgestellt werden. Sie 
sind nichts anderes als eine Ausformung, eine Kon-
kretisierung des einen Absatzes der entwicklungs-
politischen Grundlinien der Bundesregierung. 

Ich kann im einzelnen nicht darauf eingehen. Ich 
möchte nur ein Kernstück dieser Überlegungen her-
vorheben, nämlich den Gedanken: Wenn unser Prin-
zip der entwicklungspolitischen Zusammenarbeit 
die Hilfe zur Selbsthilfe ist, dann ist der Zeitpunkt 
gekommen, um zu fragen, ob dieses Prinzip funktio-
niert. Die Gretchenfrage der Entwicklungspolitik 
lautet eigentlich: Tun wir das Richtige? Haben wir 
die richtigen Wege der Zusammenarbeit in den vie-
len unzähligen Bereichen gefunden, um die Selbst-
hilfe auszulösen? Wenn nein: was muß geschehen, 
um dieses Prinzip wirksam zu machen? 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Wir sind uns auch in den Ausschüssen völlig einig 
gewesen, meine sehr verehrten Kollegen, daß wir 
wirklich untersuchen müssen: An welchen sinnvol-
len Projekten hat sich das denn erwiesen? Ich denke 
an einen Besuch in Benin, wo wir den Fischerfrauen 
geholfen haben, daß sie ihre Fische genossenschaft-

lich verkaufen können. Ich denke an Indonesien, wo 
nicht wir die Entwicklungshelfer stellen, sondern wo 
wir helfen, daß junge Indonesier als Entwicklungs-
helfer ausgebildet werden. Wir schreiben nicht die 
Bildungskonzepte vor, sondern wir helfen, daß die 
Entwicklungsländer selber ihre eigenen und adä-
quaten Formen einer Grundbildung und Alphabeti-
sierung entwickeln. Dann und erst dann wird die 
Selbsthilfe funktionieren. 

Ich möchte ein dickes Fragezeichen hinter die Be-
hauptung setzen, Grundbildung und Bildung seien 
ein Grundbedürfnis unter anderen. Meine Erfah-
rung und mein Nachdenken haben mich dazu ge-
führt zu sagen: Erst ein Minimum an Grundbildung 
und Alphabetisierung wird die Voraussetzung dafür 
schaffen, daß Grundbedürfnisse in den Entwick-
lungsländern durch Selbsthilfe befriedigt werden 
können. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Dieses alles scheint mir von eminenter Bedeutung 
zu sein. Wir sind frustriert, wenn wir erleben, daß 
unser Mühen, unser Einsatz, unser Engagement am 
Ende doch nicht das erbringen, was wir diesen ar-
men und geplagten Entwicklungsländern wün-
schen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Hüsch [CDU/CSU]) 

Darum möchte ich noch einmal betonen, daß Be-
obachtung und Auswertung der Zusammenarbeit 
dort, wo sie in Selbsthilfe der Länder initiiert wird, 
wichtig sind. Hierzu gibt es übrigens interessante 
Untersuchungen der Universität der Vereinten Na-
tionen, wie die Agrarproduktion in den Regionen zu-
genommen hat, in denen die Alphabetisierung 
durchgeführt wurde, im Vergleich zu den Regionen, 
in denen 90 % und mehr der Bevölkerung auf dem 
Land Analphabeten sind. 

Abschließend möchte ich sagen: kein Aufzwingen, 
kein Aufpfropfen von westlichen Bildungsstruktu-
ren, von westlichen Kulturvorstellungen, sondern 
Ermutigung, aus den eigenen Lebens- und Kulturge-
wohnheiten den eigenen Weg in die Modernität zu 
finden. Wenn sie einmal eine Fundgrube auftun wol-
len, wo Sie Glanz und Elend der Entwicklungspro-
zesse der letzten 30 Jahre nachlesen können, dann 
empfehle ich Ihnen die lebendige junge afrikanische 
Literatur aus frankophonen und anglophonen Län-
dern. Dort können Sie das Ausmaß der politischen 
Enttäuschung, der Destabilisierung durch Entwick-
lungshilfe, das Elend der Frauen, das Elend der be-
rufslosen Jugendlichen nachlesen. 

Vielleicht finden wir dann auch einen neuen und 
möglicherweise für uns alle ermutigenden Ansatz 
für diese Zusammenarbeit; denn bei all dem, was wir 
tun, bei allen unseren Bemühungen haben wir leider 
zwei Faktoren viel zu sehr unterschätzt. Diese Fak-
toren sind Zeit und Geduld. Es ist unmöglich, in drei 
oder auch fünf Entwicklungsdekaden Jahrzehnte, 
Jahrhunderte und die Entwicklung von Generatio-
nen aufzuholen bzw. zu überspringen. Das war wohl 
der große Irrtum beim ersten idealistischen Ansatz. 
Erst dann, wenn wir diese Geduld und Zeit aufbrin-
gen, wird diese Zusammenarbeit für unsere gesamte 
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Staatsminister Frau Dr. Hamm-Brücher 
leidgeprüfte Menschheit schließlich Früchte tragen. 
— Vielen Dank, daß Sie mir noch zugehört haben. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zuerst zur Abstimmung im Zusam-
menhang mit dem Vierten Entwicklungspolitischen 
Bericht der Bundesregierung; das ist Punkt 16 der 
Tagesordnung. Der Ausschuß empfiehlt auf Druck-
sache 9/1344 die Annahme einer Entschließung. Wer 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ein-
stimmig so beschlossen. 

Wir stimmen jetzt über die Entschließung im Zu-
sammenhang mit den Hilfsmaßnahmen für die am 
wenigsten entwickelten Länder ab; das ist Punkt 17 
der Tagesordnung. Der Ausschuß empfiehlt auf 
Drucksache 9/1343 die Annahme einer Entschlie-
ßung. Wer dieser Entschließung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-

genprobe! — Enthaltungen? — Ebenfalls einstimmig 
angenommen. 

Wir kommen zum Antrag des Abgeordneten La-
mers und der Fraktion der CDU/CSU auf Drucksa-
che 9/1298: Entwicklungsprogramm Karibik und 
Zentralamerika; das ist Punkt 18 der Tagesordnung. 
Der Ältestenrat schlägt vor, den Antrag an den Aus-
schuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit — feder-
führend — und an den Auswärtigen Ausschuß — 
mitberatend — zu überweisen. — Hiergegen besteht 
wohl kein Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, damit sind wir am 
Ende der Tagesordnung angelangt. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf Mittwoch, den 10. März 1982, 13 
Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 13.12 Uhr) 
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Anlage 2 

Antwort 

des Bundesministers Franke auf die Frage des Ab-
geordneten Engelsberger (CDU/CSU) (Drucksache 
9/1386 Frage 4): 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Trifft es zu, daß Bundeskanzler Schmidt in seinem Inter-
view mit „Le Monde" die Beziehungen zur DDR als „nicht ein-
mal nennenswert" bezeichnet habe, und wie ist eine solche 
Wertung zu vereinbaren mit den von der Bundesregierung im-
mer wieder betonten Fortschritten in der „Entspannungspoli-
tik", wie sie sich angeblich gerade auch durch den Grundla-
genvertrag entwickelt hätten? 

Der Bundeskanzler hat die von Ihnen genannte 
Bemerkung im Zusammenhang und vor dem Hin-
tergrund von Fragen nach dem deutsch-französi-
schen Verhältnis gemacht, das er als sehr eng cha-
rakterisierte. Zu den Beziehungen zur DDR führte 
der Bundeskanzler aus: 

„Die Beziehungen zu Ost-Berlin sind nicht gut, 
sie sind nicht einmal vernünftig, sie sind nicht 
einmal nennenswert. Als ich mit Honecker zu-
sammentraf, erklärte ich den Journalisten auf 
ostdeutschem Boden öffentlich, daß wir von gut-
nachbarschaftlichen Beziehungen noch sehr 
weit entfernt seien, daß wir noch nicht einmal 
bei vernünftigen Beziehungen angekommen 
seien. Davon sind wir sehr weit entfernt." 

Der Bundeskanzler hat hiermit nicht die Bezie-
hungen zur DDR abqualifiziert, sondern eine - ver-
gleichende - Zustandsbeschreibung gegeben, die 
sich genau an das anlehnt, was er am Werbellinsee 
öffentlich gesagt hat und, so meine ich, die Bedeu-
tung des Normalisierungsprozesses deutlich macht. 
Einen Widerspruch zu der von der Bundesregierung 
beharrlich verfolgten Politik der Verständigung 
auch gegenüber der DDR, wie sie sich u. a. im Grund-
lagenvertrag manifestiert, vermag ich nicht zu se-
hen. Es ist in diesem Zusammenhang auch darauf 
hinzuweisen, daß die Bundesregierung vor unreali-
stischen Erwartungen stets gewarnt hat. 

Anlage 3 

Antwort 

des Staatsministers Huonker auf die Frage des Ab-
geordneten Engelsberger (CDU/CSU) (Drucksache 
9/1386 Frage 15): 

Treffen Meldungen zu, daß Bundeskanzler Schmidt in ei-
nem Interview mit der französischen Zeitung „Le Monde" er-
klärt habe, von der Reiseabsicht des SPD-Fraktionsvorsitzen-
den Wehner nach Polen vorher nichts gewußt zu haben? 

Der Bundeskanzler hat in einem am 24. Februar 
1982 in „Le Monde" erschienenen Interview gesagt: 
„Je n'étais pas au courant de ce voyage à l'avance. Il 
n'est pas membre du gouvernement." Ich füge hinzu, 
daß der Bundeskanzler von der Reiseabsicht unter-
richtet worden war. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Fragen des 
Abgeordneten Funke (FDP) (Drucksache 9/1386 
Fragen 63 und 64): 
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Wie beurteilt die Bundesregierung angesichts der zuneh-
menden Zahl von Gerichtsverfahren zu § 26 Abs. 2 des Geset-
zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) die Möglich-
keit, den selektiven Vertrieb und insbesondere die Vertriebs-
bindung weiterhin aufrechtzuerhalten, und sieht die Bundes-
regierung die Gefahr, daß es bei der Rechtsanwendung des 
GWB durch die Gerichte zu einem allgemeinen Lieferzwang 
kommen könnte, der vom Gesetzgeber nicht gewollt wurde? 

Sieht die Bundesregierung bei der Würdigung der Gerichts-
entscheidung zum selektiven Vertrieb die Gefahr, daß auslän-
dische Mitbewerber, insbesondere aus Japan, Wettbewerbs-
vorteile erringen, die bis zum Verdrängungswettbewerb füh-
ren können, und sieht die Bundesregierung generell Anlaß, 
eine Novellierung des § 26 GWB ins Auge zu fassen? 

Zu Frage 63: 

Die Bundesregierung hat wiederholt darauf hin-
gewiesen, daß das im Jahre 1973 verschärfte Diskri-
minierungsverbot nach § 26 Abs. 2 GWB das nach 
dem Kartellgesetz grundsätzlich zulässige und legi-
time Absatzinstrument des selektiven Vertriebs von 
Markenwaren, vor allem in Form der Fachhandels-
bindung, generell nicht in Frage stellt. Das gravie-
rende Eingriffsmittel eines kartellrechtlichen Kon-
trahierungszwanges kann nach ihrer Auffassung 
nur bei schwerwiegenden Beeinträchtigungen des 
Wettbewerbs infolge übermäßiger Marktmacht im 
Einzelfall gerechtfertigt sein, etwa um eine Abschot-
tung einzelner Märkte mittels umfassender Liefer-
verweigerungen der Hersteller, insbesondere gegen-
über wettbewerbsaktiven Handelsunternehmen, zu 
durchbrechen. 

Die höchstrichterliche Rechtsprechung des Bun-
desgerichtshofs steht zu diesen wettbewerbspoliti-
schen Aussagen nicht in Widerspruch. Der Adressa-
tenkreis des Diskriminierungsverbots ist zwar 
durch die Einführung des Begriffs der sog. „Spitzen-
gruppenabhängigkeit" unter den besonderen Bedin-
gungen eines Einzelfalls relativ weit ausgedehnt 
worden. Verschiedene Urteile aus jüngster Zeit ha-
ben aber die Gründe für eine sachlich gerechtfer-
tigte Lieferverweigerung eines Herstellers stärker 
herausgearbeitet und damit die Maßstäbe für die 
Annahme einer unzulässigen Lieferdiskriminierung 
wieder verschärft. Die Rechtsprechung hat insbe-
sondere die Vertriebsbindung nicht generell in 
Frage gestellt, sondern lediglich die diskriminie-
rende Praktizierung der vom Hersteller selbst auf-
gestellten Bedingungen der Vertriebsbindung auf-
gegriffen. Ein allgemeiner Lieferzwang läßt sich da-
her aus der Rechtsprechung zu § 26 Absatz 2 GWB 
nicht entnehmen. 

Zu Frage 64: 

Das Diskriminierungsverbot des § 26 Abs. 2 GWB 
findet in gleicher Weise Anwendung auf inländische 
wie auf ausländische Unternehmen, die auf den in-
ländischen Märkten als Wettbewerber auftreten. 
Daher können auch die von der Rechtsprechung ent-
wickelten Maßstäbe zur „Abhängigkeit" i. S. von § 26 
Absatz 2 GWB nicht als Ansatzpunkt für eine Be-
nachteiligung deutscher Unternehmen im Wettbe-
werb mit ausländischen Konkurrenten angesehen 
werden. Soweit ausländische Hersteller zu der von 
der Rechtsprechung für den Bereich der Unterhal-
tungselektronik definierten „Spitzengruppe der füh-

renden Anbieter" gehören, können auch sie gericht-
lich gezwungen werden, etwaige ungerechtfertigte 
Belieferungsdiskriminierungen zu unterlassen. 

Die Bundesregierung sieht daher keinen Anlaß, 
eine Novellierung des § 26 GWB ins Auge zu fassen. 
Bei Verabschiedung der letzten Novelle im Frühjahr 
1980 haben im übrigen alle Fraktionen darin über-
eingestimmt, in dieser Legislaturperiode von erneu-
ten Änderungen des Kartellgesetzes abzusehen. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Fragen des 
Abgeordneten Dolata (CDU/CSU) (Drucksache 9/ 
1386 Fragen 67 und 68): 

Ist der Bundesregierung die seit langem vorhandene und in 
letzter Zeit noch wachsende Differenz bei den Benzinpreisen 
in Berlin (West) im Vergleich zum übrigen Bundesgebiet be-
kannt, und worauf ist das nach Meinung der Bundesregierung 
zurückzuführen? 

Trifft es zu, daß das in Berlin (West) angebotene und ver-
kaufte Benzin zu einem hohen Prozentsatz — wenn nicht 
überwiegend — aus der DDR bezogen wird, und liegt die 
Preisdifferenz zwischen Berlin (West) und dem übrigen Bun-
desgebiet in dieser Bezugsquelle begründet, obwohl die sonst 
im Bundesgebiet häufig vorgetragene Begründung mit unter-
schiedlichen Transport- und Vertriebskosten für solche Preis-
differenzen bei den Lieferungen aus der DDR nicht zutreffen 
dürften? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß das durch-
schnittliche Benzinpreisniveau in Berlin um ca. 2-3 
Pf/l über dem durchschnittlichen Preisniveau in 
der Bundesrepublik liegt. Dieser Preisabstand 
schwankt seit Jahren innerhalb dieser Größenord-
nung. 

Das höhere Benzinpreisniveau in Berlin ist ein-
mal auf höhere Versorgungskosten zurückzuführen. 
Es trifft zwar zu, daß das in Berlin angebotene Ben-
zin zu über 50 % aus der DDR bezogen wird. Die 
DDR wie auch die Abnehmer in Berlin, zu denen ne-
ben den Markengesellschaften auch die sog. freien 
Benzinanbieter gehören, orientieren sich aber in ih-
ren Preisvereinbarungen an den alternativen Ver-
sorgungskosten aus Rotterdam bzw. aus dem Bun-
desgebiet. Diese alternativen Versorgungskosten 
müssen aber die Transportkosten nach Berlin be-
rücksichtigen. Diese mehr oder weniger für alle Ben-
zinanbieter ähnliche Versorgungsstruktur wie auch 
die Insellage Berlins haben eine im Vergleich zu den 
Ballungszentren des Bundesgebietes insgesamt ge-
ringere Wettbewerbsintensität zur Folge, die eben-
falls zu einem im Durchschnitt etwas höheren Ben-
zinpreisniveau beiträgt. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Frage des 
Abgeordneten Milz (CDU/CSU) (Drucksache 9/1386 
Frage 69): 
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Wie bewertet die Bundesregierung die auf Grund von Pres-
seberichten bekanntgewordene Äußerung von Bundeswirt-
schaftsminister Dr. Graf Lambsdorff, er warne die SPD vor ei-
nem „weiteren Tritt gegen das Schienbein der sozial-liberalen 
Bundesregierung"? 

Es ist nicht Sache und Zuständigkeit der Bundes-
regierung, parteipolitische Wertungen und Urteile 
eines Mitgliedes der Bundesregierung in der Frage-
stunde des Deutschen Bundestages zu kommentie-
ren. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Fragen des 
Abgeordneten Freiherr von Schorlemer (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/1386 Fragen 70 und 71): 

Ist der Bundeslandwirtschaftsminister bereit, die Liste der 
Projekte des Programms für technische Zusammenarbeit sei-
tens der FAO alsbald dem Deutschen Bundestag vorzule-
gen? 

Mit welchen Mitteln, wie z. B. einer Beitragssperrung, kann 
der Bundeslandwirtschaftsminister eine schnellere Übermitt-
lung der TPC-Liste von der FAO erreichen? 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten ist bereit, die Liste der Projekte 
des Programms für technische Zusammenarbeit der 
FAO interessierten Abgeordneten des Bundestages 
zugänglich zu machen, sofern diese vom FAO-Sekre-
tariat ohne Einschränkungen übermittelt wird. 

Die deutschen Beiträge für den regulären FAO-
Haushalt 1982 sind qualifiziert gesperrt. Auf diesen 
Umstand wird der Generaldirektor der FAO im Rah-
men der Forderung nach Herausgabe der TPC-Liste 
nochmals nachdrücklich hingewiesen. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Fragen 
der Abgeordneten Frau Hürland (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/1386 Fragen 79 und 80): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die von vielen Sozialhil-
feträgern beklagte Tatsache, daß in jüngster Zeit in stark 
wachsendem Umfang Arbeitslose unmittelbar nach Beginn 
der Arbeitslosigkeit zur Sicherstellung des notwendigen Le-
bensbedarfs Sozialhilfe beantragen müssen, weil der Zeit-
raum bis zur Auszahlung von Arbeitslosengeld oder Arbeitslo-
senhilfe nicht ohne finanzielle Hilfe des Sozialamts über-
brückt werden kann? 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, daß grundsätz-
lich die Arbeitsämter in Fällen, in denen dem Grund nach An-
sprüche auf Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe beste-
hen, jedoch die Höhe nicht sofort festgestellt werden kann, 
durch Zahlung von bestimmten Vorauszahlungen den Ar-
beitslosen den Weg zum Sozialamt zu ersparen und damit 
auch unnötige Doppelarbeit verschiedener Behörden zu ver-
meiden? 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß Ar-
beitslose in jüngster Zeit in stark wachsendem Um-
fang Sozialhilfe beantragen müßten, weil die An-
träge auf Arbeitslosengeld nicht fristgerecht bear-

beitet würden. Die durchschnittliche Bearbeitungs-
zeit betrug im Januar 1982 trotz der gestiegenen Ar-
beitslosigkeit etwa zwei Wochen nach Vorliegen der 
vollständigen Antragsunterlagen. Kann über einen 
Antrag auf Arbeitslosengeld nicht sofort abschlie-
ßend entschieden werden, sind die Arbeitsämter 
nach dem Sozialgesetzbuch verpflichtet, Vorschüsse 
zu zahlen, wenn der Anspruch dem Grunde nach 
feststeht und lediglich noch Feststellungen zur 
Höhe der Leistung getroffen werden müssen. Soweit 
es wegen des starken Anstiegs der Zahl der Arbeits-
losen zu Verzögerungen gekommen ist, sind diese 
Schwierigkeiten inzwischen durch organisatorische 
Maßnahmen und dank des hohen Einsatzes der Mit-
arbeiter in den Arbeitsämtern weitgehend überwun-
den. Sollte das nach Ihren Feststellungen in einzel-
nen Arbeitsamtsbezirken noch nicht der Fall sein, 
bin ich gerne bereit, dies überprüfen zu lassen. 

Ich möchte die Gelegenheit nutzen, auch an dieser 
Stelle darauf hinzuweisen, daß die Arbeitnehmer 
selbst zu einer Beschleunigung der Antragsbearbei-
tung beitragen können, wenn sie die Zeit der Kündi-
gungsfrist nutzen, sich die erforderlichen Unterla-
gen zu beschaffen. Sie sollten sich deshalb nach Er-
halt der Kündigung unverzüglich mit dem Arbeits-
amt in Verbindung setzen. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Fragen 
des Abgeordneten Pohlmann (CDU/CSU) (Drucksa-
che 9/1386 Fragen 81 und 82): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch den Wegfall 
des letzten Halbsatzes in § 8 Abs. 1 Nr. 1 des Sozialgesetz-
buchs (Viertes Buch) vom 23. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3845) 
„bei höherem Arbeitsentgelt ein Sechstel des Gesamteinkom-
mens nicht übersteigt" für Beamte und Selbständige mit einer 
geringfügigen Nebentätigkeit mit Einkommen über 390 DM 
ab 1. Januar 1982 Versicherungspflicht sowohl in der gesetzli-
chen Krankenversicherung als auch in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung entsteht, mit der Folge, daß diese Personen-
kreise mit einem geringen Beitrag in eine RVO- oder Ersatz-
kasse einen vollen Krankenversicherungsschutz erlangen 
und in der Rentenversicherung nur noch Beiträge für das Ne-
benerwerbseinkommen zahlen müssen und ihnen eine frei-
willige Aufstockung der Beiträge zur gesetzlichen Rentenver-
sicherung verwehrt wird, und wie beurteilt die Bundesregie-
rung diese Regelung? 

Ist diese Regelung absichtlich erfolgt, und beabsichtigt die 
Bundesregierung, hier eine Änderung in absehbarer Zeit her-
beizuführen? 

Durch die von Ihnen angesprochene Änderung 
der im Sozialgesetzbuch enthaltenen Regelung über 
die „geringfügige Beschäftigung" sind seit 1. Januar 
1982 auch Beamte und Selbständige unabhängig von 
ihrem Gesamteinkommen versicherungspflichtig, 
wenn sie aus einer nebenher ausgeübten Teilzeitbe-
schäftigung über 390,— DM im Monat verdienen. 
Die im Vermittlungsausschuß gefundene Regelung 
stellt einheitlich auf eine Entgeltgrenze von 390,—
DM monatlich ab und bildet einen Kompromiß ge-
genüber weitergehenden Lösungen, wie sie in den 
Entwürfen der Bundesregierung und der Koalitions-
parteien zum Arbeitsförderungs-Konsolidierungs- 
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Besetz mit der völligen Abschaffung der sogenann-
ten Geringfügigkeitsgrenze und auch in dem vom 
Deutschen Bundestag hierzu gefaßten Gesetzes-
beschluß enthalten waren. 

Durch die im Vermittlungsverfahren gefundene 
Neuregelung wird vermieden, daß von Jahr zu Jahr 
zunehmend mehr Personen infolge der allgemeinen 
Einkommensentwicklung die feste 390,— DM-
Grenze überschreiten, ohne versicherungspflichtig 
zu werden. Durch die Änderung wird darüber hinaus 
vermieden, daß insbesondere Beamte und Selbstän-
dige auf dem Arbeitsmarkt Vorteile dadurch haben, 
daß für sie keine Sozialversicherungsbeiträge zu 
zahlen sind. 

Es trifft zu, daß die durch die gegenwärtige Rege-
lung erfaßten Personen einen vollen Versicherungs-
schutz in der gesetzlichen Krankenversicherung er-
halten. Sie zahlen dafür einen Beitrag, der sich aus 
der dem zur Beitragsbemessung heranzuziehenden 
Arbeitsentgelt ergibt. Problematisch ist dabei nicht, 
daß dieser Beitrag — wie Sie sagen — gering ist, 
denn „geringe" Beiträge gibt es bei anderen niedri-
gen Einkommen auch. Im Unterschied zu Beiträgen 
aufgrund von niedrigen Einkommen wird hier aber 
nur ein Teil des Einkommens, nämlich das aus der 
Nebentätigkeit, herangezogen. Für die Fälle, in de-
nen Krankenversicherungspflicht aufgrund von Ne-
benbeschäftigungen entsteht, werden derzeit Ände-
rungsvorschläge geprüft, um eine angemessene Bei-
tragszahlung zu gewährleisten. 

In der gesetzlichen Rentenversicherung ist neben 
einer Pflichtversicherung eine freiwillige Versiche-
rung nicht möglich. Ein nicht versicherungspflichti-
ger Selbständiger, der bisher freiwillig Beiträge 
nach einem Einkommen entrichten konnte, das der 
Beitragsbemessungsgrenze entsprach, kann und 
darf daher wegen einer versicherungspflichtigen 
Nebentätigkeit mit geringem Einkommen jetzt nur 
mit diesem Einkommen versichert sein. Eine Auf-
stockung von Pflichtbeiträgen ist in der Rentenver-
sicherung derzeit nur für ehrenamtlich Tätige für 
Zeiten dieser Tätigkeit möglich. Ob insoweit das gel-
tende Recht zu ändern sein wird, wird im Rahmen 
eines der anstehenden Gesetzgebungsvorhaben neu 
geprüft. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Fragen 
des Abgeordneten Vogt (Düren) (CDU/CSU) (Druck-
sache 9/1386 Fragen 83 und 84): 

Hält die Bundesregierung es für gerechtfertigt, daß ein Be-
amter mit einem Nebeneinkommen zwischen 390 und 470 DM 
aus der Nebenerwerbstätigkeit in einer gesetzlichen Kran-
kenversicherung versicherungspflichtig wird, der Arbeitge-
ber den vollen Beitrag zahlen muß (Arbeitgeber- und Arbeit-
nehmerbeitrag) und der Neuversicherte mit seiner gesamten 
Familie voll gegen das Risiko Krankheit versichert ist und der 
Solidargemeinschaft der Krankenversicherten letztlich zur 
Last fällt? 

Ist es sinnvoll, dem einen freiwillig pflichtversicherten in 
der Rentenversicherung versicherten Selbständigen lediglich 
eine Beitragszahlung im Rahmen des Nebenerwerbseinkom-

mens zu ermöglichen und ihm eine Aufstockung der Pflicht-
versicherungsbeiträge bis zur Beitragsbemessungsgrenze zu 
verwehren? 

Es trifft zu, daß seit dem 1. Januar 1982 Personen, 
deren monatliches Arbeitsentgelt aus einer Neben-
beschäftigung 390 DM übersteigt, in der gesetzli-
chen Krankenversicherung versicherungspflichtig 
sind. Nach § 381 Abs. 1 Satz 2 der Reichsversiche-
rungsordnung trägt der Arbeitgeber den Beitrag al-
lein, wenn das Entgelt eine Grenze in Höhe von der-
zeit 470 DM monatlich nicht übersteigt. 

Die Unausgewogenheit zwischen Beiträgen und 
Versicherungsleistungen in diesen Fällen liegt aller-
dings nicht darin, daß der Arbeitgeber die Beiträge 
allein trägt, sondern darin, daß nur das Arbeitsent-
gelt der Nebenbeschäftigung zur Beitragsleistung 
herangezogen wird und dies nicht der wirtschaftli-
chen Leistungsfähigkeit des Versicherten ent-
spricht. Wie ich bereits zu den Fragen des Herrn 
Kollegen Pohlmann geantwortet habe, werden — 
auch im Zusammenhang mit den Bemühungen um 
mehr Beitragsgerechtigkeit — Änderungsvor-
schläge geprüft, um den Einkommensverhältnissen 
der Versicherten besser Rechnung zu tragen. 

Auch hinsichtlich der zweiten von Ihnen gestell-
ten Frage darf ich zur Vermeidung von Wiederho-
lungen auf meine Antwort an Herrn Kollegen Pohl-
mann Bezug nehmen. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Fragen 
des Abgeordneten Seehofer (CDU/CSU) (Drucksa-
che 9/1386 Fragen 85 und 86): 

Sind der Bundesregierung Zahlen bekannt, wie viele Be-
amte und Selbständige von der Möglichkeit des Einstiegs in 
die gesetzliche Krankenversicherung über eine sozialversi-
cherungspflichtige Nebenerwerbstätigkeit inzwischen Ge-
brauch gemacht haben bzw. zwangsweise Mitglied werden 
mußten? 

Wann gedenkt die Bundesregierung eine Korrektur des § 8 
Abs. 1 Nr. 1 des Sozialgesetzbuchs — Gemeinsame Vorschrif-
ten für die Sozialversicherung — (Viertes Buch) vorzuneh-
men und im Rahmen welchen Gesetzes? 

Zu Ihrer Frage, wie viele Beamte und Selbstän-
dige über eine seit dem 1. Januar 1982 versiche-
rungspflichtige Nebenbeschäftigung Mitglied in der 
gesetzlichen Krankenversicherung geworden sind, 
kann ich Ihnen derzeit keine Angaben machen, da 
dieser Personenkreis nicht besonders erfaßt wird. 
Da die Regelung erst seit kurzem gilt, liegen mir 
auch keine Aussagen über Erfahrungen der Kran-
kenversicherungsträger und anderer betroffener 
Stellen vor. 

Wie schon zu den vorigen Fragen der Herren 
Kollegen Pohlmann und Vogt ausgeführt habe, er-
scheint es mir nicht sinnvoll den bis Ende 1981 gel-
tenden Rechtszustand wiederherzustellen. Mit dem 
Entwurf der Bundesregierung und dem Gesetzes-
beschluß des Deutschen Bundestages im Arbeitsför-
derungs-Konsolidierungsgesetz waren j a auch wei- 
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tergehende Änderungen vorgesehen. Das Gesetz 
stellt in der vom Vermittlungsausschuß gefundenen 
Lösung bei der Geringfügigkeitsregelung bewußt 
nicht mehr auf das Gesamteinkommen ab, damit für 
alle Beschäftigten einheitlich die 390,— DM-Grenze 
gilt. Ohne die Streichung der auf das Gesamtein-
kommen abstellenden Regelung würden von Jahr zu 
Jahr mehr Personen infolge der allgemeinen Ein-
kommensentwicklung die feste 390,— DM-Grenze 
überschreiten, ohne versicherungspflichtig zu wer-
den. Beamten und Selbständigen sollten auch nicht 
dadurch Vorteile auf dem Arbeitsmarkt erwachsen, 
daß für sie keine Versicherungsbeiträge zu entrich-
ten sind. 

Wie bereits ausgeführt, ist eine andere Frage, ob 
es richtig ist, daß Beamte und Selbständige, die auf-
grund einer zusätzlichen Teilzeitbeschäftigung ver-
sicherungspflichtig werden, Beiträge nur aus den 
Nebenbeschäftigungen zahlen. Hier wird für die Fäl-
le, in denen Versicherungspflicht aufgrund von Ne-
benbeschäftigung entsteht, geprüft, ob nicht auch 
das übrige Einkommen des Versicherten bis zur Bei-
tragsbemessungsgrenze zur Beitragszahlung heran-
gezogen werden sollte. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Fragen 
des Abgeordneten Jung (Lörrach) (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/1386 Fragen 87 und 88): 

Wie hoch war am 1. Februar 1982 der prozentuale Anteil der 
Arbeitslosen an der Gesamtbeschäftigtenzahl in der Bundes-
republik Deutschland, wenn nach der Regelung z. B. in Eng-
land und in anderen europäischen Staaten, von der Gesamt-
beschäftigtenzahl zuvor die absolut sicheren Arbeitsplätze 
der Beamten abgezogen sind? 

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß nur mit 
einem gleichen Ermittlungsverfahren die Zahl der Arbeitslo-
sen in den Mitgliedstaaten der EG verglichen werden 
kann? 

Ein korrekter Vergleich der Arbeitslosigkeit in 
verschiedenen Staaten ist nur dann möglich, wenn 
die Zahlen nach einheitlichen Definitionen und Ver-
fahren erhoben und die Quoten nach gleichen Me-
thoden berechnet werden. 

Der prozentuale Anteil der Arbeitslosen an der 
Gesamtzahl der Beschäftigten ohne Beamte wird 
weder in England noch in der Bundesrepublik 
Deutschland berechnet. Ich kann Ihnen deshalb 
diese Zahl für die Bundesrepublik nicht nennen. Sie 
zu berechnen würde auch die internationale Ver-
gleichbarkeit der Arbeitslosigkeit nicht verbes-
sern. 

Das Statistische Amt der Europäischen Gemein-
schaften hat sich intensiv um vergleichbare Arbeits-
losenzahlen und Arbeitslosenquoten bemüht. In sei-
nem Monatsbericht über die Arbeitslosigkeit in der 
Gemeinschaft veröffentlicht es die nationalen Zah-
len über die bei den Arbeitsämtern registrierten Ar-
beitslosen und die nach einem vereinheitlichten Ver-
fahren berechneten Arbeitslosenquoten. Bezugs-

größe für alle EG-Staaten ist dabei die Zahl der zivi-
len Erwerbspersonen, das sind die Selbständigen, 
mithelfenden Familienangehörigen und die abhän-
gig Beschäftigten einschließlich der Beamten, je-
doch ohne Soldaten. 

Nach diesen harmonisierten Berechnungen be-
trug die Arbeitslosenquote im Januar 1982 in der 
Bundesrepublik 7,5 % und in England 11,8 %. Die 
Bundesrepublik hat danach in der Europäischen Ge-
meinschaft noch immer die niedrigste Arbeitslosen-
quote nach Luxemburg und Griechenland. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Schroeder (Freiburg) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 9/1386 Fragen 89 und 90): 

Wie hoch wäre die Zahl der Arbeitslosen im Januar 1982 ge-
wesen, wenn nicht entsprechend der Änderung im Rahmen 
der sogenannten Operation '82 die Vorschriften über die Ar-
beitslosenstatistik durch Artikel 1 des Arbeitsförderungs-
Konsolidierungsgesetzes vom 22. Dezember 1981 in der Weise 
verändert worden wäre, daß jetzt in der Statistik der Arbeits-
losen diejenigen nicht mehr mitgezählt werden, die der Ar-
beitsverwaltung nicht zur Verfügung stehen, d. h. nicht bereit 
sind, „jede zumutbare Beschäftigung anzunehmen, die sie 
ausüben können und dürfen"? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß auf Grund 
der geänderten Methode bei der Ermittlung der Arbeitslosen-
zahlen der Vergleich mit früheren Arbeitslosenzahlen in der 
Bundesrepublik Deutschland wie auch ein Vergleich mit aktu-
ellen Zahlen der übrigen EG-Staaten ein verzerrtes Bild ge-
ben kann? 

Die Arbeitslosenzahlen für Ende Januar 1982 sind 
nach denselben Vorschriften und Richtlinien erho-
ben und berechnet worden wie für die vorhergehen-
den Monate und Jahre. Sie sind deshalb voll mit den 
früheren Arbeitslosenzahlen vergleichbar. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Frage 
des Abgeordneten Jagoda (CDU/CSU) (Drucksache 
9/1386 Frage 91): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die durch die im Kosten-
dämpfungsergänzungsgesetz vorgenommene Änderung des 
§ 194 Abs. 1 Satz 2 RVO — Fahrtkostenbeteiligung in Höhe 
von 5 DM je einfache Fahrt— aufgetretenen Schwierigkeiten, 
insbesondere bei Rettungstransporten? 

Aufgrund des Kostendämpfungs-Ergänzungsge-
setzes haben die Versicherten der gesetzlichen 
Krankenversicherung seit dem 1. Januar 1982 je ein-
fache Fahrt 5 DM selbst zu tragen; vorher wurden 
die Fahrkosten von der Krankenkasse voll über-
nommen, wenn sie höher als 3,50 DM waren. 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß Rettungs-
dienstorganisationen Schwierigkeiten sehen, bei 
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von ihnen durchgeführten Transporten den vom 
Versicherten zu tragenden Fahrkostenanteil einzu-
ziehen. Es ist Aufgabe der Selbstverwaltung der 
Krankenkassen sowie der Organisationen der Ret-
tungsdienste, Durchführungsprobleme — gegebe-
nenfalls durch entsprechende Vereinbarungen — zu 
lösen. Die Spitzenverbände der Krankenversiche-
rungsträger haben zudem den Krankenkassen emp-
fohlen, bei Notfällen keinen Fahrkostenanteil zu er-
heben, so daß sich beim Transport von Notfallpatien-
ten, der in der Regel von Rettungsdiensten durchge-
führt wird, Probleme nicht mehr ergeben dürften. 
Die Krankenkassen regeln außerdem durch ihre 
Satzung, in welchen sonstigen Fällen von der Erhe-
bung des Fahrkostenanteils abzusehen ist. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Frage 
des Abgeordneten Horstmeier (CDU/CSU) (Druck-
sache 9/1386 Frage 92): 

Ist die Bundesregierung sich dessen bewußt, daß durch die 
mit der Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes zum 1. Ja-
nuar 1982 in Kraft getretene Verlängerung der Anwartschaft 
für den Anspruch auf Arbeitslosengeld auf 360 Tage innerhalb 
von drei Jahren Zeitsoldaten, die sich für zwei Jahre ver-
pflichtet haben, außerordentlich benachteiligt werden, da sie 
in einem Jahr 360 beitragspflichtige Arbeitstage erreichen 
müssen, um Arbeitslosengeld zu erhalten, und wenn ja, was 
schlägt sie zur Vermeidung dieser Härten vor? 

Durch die von Ihnen angesprochene Verlänge-
rung der Mindestbeschäftigungszeit für den An-
spruch auf Arbeitslosengeld ist der Erwerb dieses 
Anspruchs allgemein erschwert worden. Das gilt 
selbstverständlich auch für die Soldaten auf Zeit, die 
nach Beendigung ihrer Dienstzeit von zwei Jahren 
arbeitslos sind. Sie befinden sich insoweit in der glei-
chen Lage wie andere Arbeitnehmer, die zeitweise 
eine beitragsfreie Beschäftigung — etwa als Beamte 
in sogenannten Monopolausbildungen — ausgeübt 
oder — etwa wegen der Betreuung von Kindern — 
ihre Beschäftigung unterbrochen haben. 

Ich möchte jedoch noch darauf hinweisen, daß Sol-
daten auf Zeit mit einer Dienstzeit von zwei Jahren 
durch das Arbeitsplatzschutzgesetz weitgehend vor 
dem Verlust ihres früheren Arbeitsplatzes geschützt 
sind. Soweit ein Soldat auf Zeit unmittelbar vor Be-
ginn seiner Dienstzeit wenigstens ein Jahr beitrags-
pflichtig beschäftigt war und diese Beschäftigungs-
zeit nicht mehr als zwei Jahre unterbrochen ist, be-
steht weiterhin Anspruch auf Arbeitslosengeld. Im 
übrigen haben Soldaten auf Zeit bei Bedürftigkeit 
grundsätzlich Anspruch auf Arbeitslosenhilfe. 

Ich verkenne nicht, daß die gesetzliche Regelung 
in Einzelfällen gleichwohl zu Härten führen kann. 
Angesichts der angespannten Finanzlage des Bun-
des sieht die Bundesregierung jedoch keine Mög-
lichkeit, eine Änderung der gesetzlichen Regelun-
gen vorzuschlagen. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Friedmann (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/1386 Frage 93): 

Wie entwickelt sich der Zuschußbedarf für die Bundesan-
stalt für Arbeit in Nürnberg, nachdem die Ist-Ergebnisse des 
Arbeitsmarkts für Januar und Februar 1982 vorliegen? 

Wie ich bereits am 11. Februar (Anlage 5 zum Ste-
nographischen Sitzungsbericht) auf Ihre entspre-
chende Frage ausführte, gibt die bisherige Entwick-
lung auf dem Arbeitsmarkt, die durch schlechte Wit-
terungsverhältnisse gekennzeichnet ist, noch kei-
nen Anlaß, den Ende Januar 1982 vom Deutschen 
Bundestag nach ausführlicher Debatte festgelegten 
Bundeszuschuß für die Bundesanstalt für Arbeit zu 
verändern. Auch der Bundesrat, dessen Mehrheits-
verhältnisse bekannt sind, hat bei seiner Beschluß-
fassung zum Bundeshaushalt 1982 am 12. Februar 
1982 keine entsprechenden Forderungen erhoben. 
Zu einer Veränderung des Haushaltsansatzes für 
den Zuschußbedarf braucht es insbesondere dann 
nicht zu kommen, wenn die Unionsparteien ihren 
politischen Beitrag zur schnellen Verabschiedung 
der Gemeinschaftsinitiative für Arbeitsplätze, 
Wachstum und Stabilität leisten. Im übrigen wird 
Gelegenheit sein, die Problematik im Zusammen-
hang mit dem anstehenden Nachtragshaushalt 
nochmals eingehend zu erörtern. 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Fragen 
des Abgeordneten Stiegler (SPD) (Drucksache 9/ 
1386 Fragen 94 und 95): 

Trifft es nach Kenntnis der Bundesregierung zu, daß durch 
unzureichende Wartung der Dialysegeräte zur Versorgung 
Nierenkranker (vgl. General Anzeiger Bonn vom 27. Januar 
1982) zunehmend Gefahren für Leib und Leben dieser Patien-
ten erhöht werden? 

Was kann die Bundesregierung unternehmen, um in Zu-
sammenarbeit mit den Herstellern und den Anwendern eine 
regelmäßige technische Überwachung der Dialysegeräte si-
cherzustellen? 

Nach den der Bundesregierung vorliegenden In-
formationen ist der Sicherheitsstandard der Dialy-
segeräte gut, sofern die Wartung regelmäßig durch-
geführt wird. Aus den Anhörungen zum Entwurf ei-
ner Verordnung über die Sicherheit medizinisch-
technischer Geräte ist bekannt, daß die Dialysege-
räte von den Betreibern in der Regel bereits heute 
regelmäßig gewartet werden. 

Die von Ihnen angesprochenen Behauptungen 
kann ich daher nicht bestätigen. 

In dem vorliegenden Referentenentwurf einer 
Verordnung über die Sicherheit medizinisch-techni-
scher Geräte sind die Dialysegeräte der Gruppe von 
Geräten mit lebenserhaltender Funktion zugeord- 
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net. Für diese Gerätegruppe sind in Zukunft eine 
Bauartprüfung, die Einweisung des Personals und 
regelmäßige sicherheitstechnische Kontrollen vor-
gesehen. Die bereits in Betrieb befindlichen Geräte 
sollen durch Sachverständige sicherheitstechnisch 
überprüft werden. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Penner auf die Fragen 
des Abgeordneten Michels (CDU/CSU) (Drucksa-
che 9/1386 Fragen 96 und 97): 

Sieht die Bundesregierung durch die Verkürzung der Wo-
chendienstzeit um vier Stunden — ohne Ausgleich durch Ent-
gelt oder Personal — die Aufgaben der Bundeswehr gesi-
chert? 

Wie wirkt sich diese Entscheidung auf die Ausbildung und 
Motivation der Soldaten aus? 

1. Ich gehe davon aus, daß Sie mit Ihrer Frage die 
Auswirkungen des Erlasses des Inspekteurs des 
Heeres vom 8. Januar 1982 ansprechen. Da er erst 
am 1. März 1982 in Kraft getreten ist, können Aus-
wirkungen noch nicht festgestellt werden. 

Unabhängig davon weist die Bundesregierung 
darauf hin, daß die Verkürzung der Wochendienst-
zeit sich auf die 82 % der Soldaten im Heer bezieht, 
die über 56 Stunden Dienst leisten. 

Es ist auch ein Gebot der Fürsorge, die zeitliche 
Belastung zu reduzieren. 

Abstriche am Verteidigungsauftrag sind damit 
nicht verbunden. 

Das Heer wird auch unter diesen Bedingungen in 
der Lage sein, ohne Personalaufstockungen seinen 
Friedens- und Verteidigungsauftrag im bisherigen 
Umfang zu erfüllen. 

Der Inspekteur des Heeres hat als Führungshilfe 
zur zweckmäßigeren Bewirtschaftung der Dienst-
zeit zusätzlich Hinweise gegeben, ohne den erforder-
lichen Handlungs- und Entscheidungsspielraum der 
Vorgesetzten einzuengen. 

Soweit bei Truppenteilen alle Möglichkeiten zur 
sparsamen Bewirtschaftung der Dienstzeit ausge-
schöpft sind, hat der Inspekteur des Heeres dies in 
seinem Erlaß vom 8. Januar 1982 berücksichtigt. 

2. Ziel und Qualität der Ausbildung sind durch 
diese Entscheidung nicht betroffen. Sie müssen un-
verändert erhalten bleiben. Verändert werden muß 
lediglich die zeitliche Nutzung der Ausbildung. Alle 
Veränderungen müssen unter dem Gesichtspunkt 
der Zeitersparnis vorgenommen werden. 

Diese Entscheidung wirkt sich zur Zeit durchaus 
auch auf die Stimmung derjenigen Soldaten aus, die 
ab 1. März 1982 keinen Anspruch mehr auf die Ver-

gütung bzw. den erhöhten Wehrsold für Soldaten mit 
Spitzendienstzeiten haben werden. Betroffen ist 
etwa ein Drittel der Soldaten, die bisher den An-
spruch auf finanzielle Vergütung geltend machen 
konnten. Die Pflicht zur Fürsorge und auch die Not-
wendigkeit, die im Haushaltsansatz 1982 für die Ver-
gütung festgelegten Mittel einzuhalten, lassen keine 
andere Möglichkeit zu. 

Im übrigen ist die Bundesregierung der Auffas-
sung, daß im Hinblick auf mehr Freizeit die Motiva-
tion der betroffenen Soldaten langfristig eher positiv 
als negativ beeinflußt werden wird. 

Anlage 19 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Penner auf die Fragen 
des Abgeordneten Hauser (Bonn-Bad Godesberg) 
(CDU/CSU) (Drucksache 9/1386 Fragen 98 und 99): 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß auf Grund des 
vom Inspekteur des Heeres am 8. Januar 1982 gegebenen, auf 
dem vom Bundesverteidigungsminister herausgegebenen 
Katalogs der vergütungsberechtigten Einheiten Heer, Luft-
waffe und Marine (Fü S IV 1) beruhenden Befehls, unverzüg-
lich die Jahresgesamtleistung an Dienststunden so einzustel-
len, daß als Ergebnis die statistische Wochenstundenzahl um 
einen Richtwert von vier Stunden abgesenkt wird, die Bun-
deswehr — speziell das Heer — noch in der Lage ist, ohne Per-
sonalaufstockungen ihren Verteidigungsauftrag erfüllen zu 
können? 
Wie gedenkt die Bundesregierung den Alimentations- und 

Fürsorgeanspruch der Soldaten durch die Absenkung der sta-
tistischen Wochenstundenzahlen bei ungekürzten Dienstauf-
gaben gerecht zu werden? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß mit 
dem Erlaß des Inspekteurs des Heeres vom 8. Ja-
nuar 1982 Abstriche am Verteidigungsauftrag der 
Bundeswehr nicht verbunden sind. Der Erlaß be-
zweckt allein eine noch zweckmäßigere Nutzung der 
Dienstzeit als bisher. 

Der Alimentations- und Fürsorgeanspruch der 
Soldaten wird durch den Erlaß nicht berührt. 

Die Dienstaufgaben bleiben unverändert. Verän-
dert werden soll der Einsatz des Faktors Zeit zu ih-
rer Erfüllung. 

Alle Hinweise für die Bewirtschaftung der Dienst-
zeit, die der Inspekteur des Heeres in seinem Erlaß 
gegeben hat, zielen darauf ab, die unveränderten 
Aufträge bei intensiverer Nutzung des Faktors Zeit 
zu erfüllen. 

Anlage 20 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Penner auf die Fragen 
des Abgeordneten Wimmer (Neuss) (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/1386 Fragen 100 und 101): 

Zeichnen sich die Raketen der Typen SS 21, SS 22 und SS 23 
und die entsprechenden Werfer nach Erkenntnissen der Bun-
desregierung durch Eigenschaften aus, die in bezug auf Be-
weglichkeit im mitteleuropäischen und damit auch von Ge-
wässern durchzogenen Gebiet, diese wesentlich von den bis-
her eingeführten Systemen unterscheiden? 
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Ist der Bundesregierung bekannt, ob bei den sowjetischen 
Raketen der Typen SS 21, SS 22 und SS 23 in bezug auf Steue-
rungssysteme und Treibstoffe sich Änderungen ergeben ha-
ben, die in bezug auf vergleichbare und bisher eingeführte Sy-
steme und deren Reichweite als Verbesserungen angesehen 
werden können? 

Nach bisherigen Erkenntnissen unterscheiden 
sich die Trägerfahrzeuge für die neuen Raketensy-
steme nicht wesentlich von denen der Vorläufersy-
sterne. 

Auch die Raketensysteme SS 21, SS 22 und SS 23 
sind Feststoffraketen. 

Ihre Reichweiten und Treffwahrscheinlichkeiten 
wurden gegenüber den Vorläufersystemen verbes-
sert. 

Anlage 21 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Penner auf die Fragen 
des Abgeordneten Dallmeyer (CDU/CSU) (Drucksa-
che 9/1386 Fragen 102 und 103): 

Wieviel Hundezwinger sind für Wachhunde der Bundes-
wehr in den letzten vier Jahren gebaut worden? 

Welche Kosten sind für die Hundezwinger aufgewendet 
worden? 

Die Bundeswehr hat für den Bau von Hundezwin-
geranlagen für 3 316 Hunde insgesamt etwa 90 Mio. 
DM aufgewendet. 

Ihre Frage, wieviel Kosten davon durch den Bau 
von Hundezwingeranlagen in den letzten vier Jah-
ren entstanden sind, könnte nur beantwortet wer-
den, wenn eine zeit- und kostenaufwendige Erhe-
bung bei allen 184 Standortverwaltungen durchge-
führt werden würde. 

Anlage 22 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Penner auf die Frage 
des Abgeordneten Berger (Lahnstein) (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/1386 Frage 104): 

Ist es zutreffend, daß auf dem Gelände der Thorsbergka-
serne in Süderbrarup für die Unterbringung von vier Wach-
hunden insgesamt 143 000 DM aufgewendet werden sollen 
und zu der diesbezüglichen Einrichtung neben Zwinger und 
Ausbildungsplatz ein „Versorgungsgebäude" gehören soll, in 
dem u. a. ein Behandlungsraum und eine Krankenbox für 
Tiere geplant sind, und hat diese Maßnahme Priorität vor dem 
dringenden Reparaturbedarf für Mannschaftsunterkünfte in 
vielen Standorten der Bundeswehr? 

Es trifft zu, daß auf dem Gelände der Thorsberg-
Kaserne in Süderbrarup für die Unterbringung von  

4 Wachhunden eine Hundezwingeranlage gebaut 
werden soll. , 

Maßgebend für die Planung ist die aufgrund § 13 
Abs. 1 des Tierschutzgesetzes mit Zustimmung des 
Bundesrates ergangene Verordnung über das Hal-
ten von Hunden im Freien vom 6. Juni 1974. Die Ko-
stenansätze für die geplante Anlage in Süderbrarup 
werden zur Zeit überprüft. 

Insgesamt ist der Einsatz von Wachhunden zum 
Schutz der Anlagen der Bundeswehr auch trotz im 
Einzelfall nicht unerheblicher Infrastrukturkosten 
wirtschaftlicher als andere Möglichkeiten der Bewa-
chung. 

Anlage 23 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Penner auf die Frage 
des Abgeordneten Biehle (CDU/CSU) (Drucksache 
9/1386 Frage 105): 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß es ange-
sichts der schwieriger werdenden Personallage unserer 
Streitkräfte zwingend notwendig ist, u. a. auch die Reser-
vistenarbeit zu aktivieren, und — falls das zutrifft — was ge-
denkt die Bundesregierung zu tun, um eine Verbesserung die-
ser Reservistenarbeit zu erreichen? 

Die vom Bundesminister der Verteidigung einge-
setzte Kommission für die Langzeitplanung der 
Bundeswehr untersucht auch die Möglichkeiten, zu-
künftig vermehrt auf Reservisten zurückzugreifen. 

Anlage 24 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Penner auf die Fragen 
des Abgeordneten Peter (Kassel) (SPD) (Drucksa-
che 9/1386 Fragen 106 und 107): 

Wie stark differiert die Praxis der Amtswidersprüche gegen 
anerkennende Entscheidungen der Prüfungsausschüsse für 
Kriegsdienstverweigerer durch die Wehrbereichsverwaltun-
gen? 

Welche Möglichkeiten der Vereinheitlichung dieser Praxis 
sieht die Bundesregierung? 

Nach der bundeseinheitlich geltenden Regelung 
in § 33 Abs. 2 Satz 3 des Wehrpflichtgesetzes erhebt 
das Kreiswehrersatzamt Widerspruch gegen den an-
erkennenden Bescheid eines Prüfungsausschusses, 
wenn es diesen aus tatsächlichen oder rechtlichen 
Gründen für unrichtig hält. 

Der Anteil der Amtswidersprüche an den aner-
kennenden Entscheidungen der Prüfungsaus-
schüsse in den Wehrbereichen ist für die Zeit vom 
1. Januar 1980 bis zum 31. Juni 1981 bekannt. Er be-
wegte sich in den Wehrbereichen zwischen 0,55 und 
4,1 v. H. 
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Anlage 25 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Penner auf die Fragen 
des Abgeordneten Hansen (fraktionslos) (Drucksa-
che 9/1386 Fragen 108 und 109): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die politischen Auftritte 
des ehemaligen Generalinspekteurs der Bundeswehr, Wust, 
in den Kasernen, wo er laut Spiegel 5/82 (Seite 30 ff.) „über die 
Versäumnisse des Westens und die Bedrohung aus dem 
Osten" referierte, auch vor dem Hintergrund der Tatsache, 
daß der Verdacht seiner Verstrickung in illegale Waffenge-
schäfte im Dienste der OTRAG-Abschreibungsgesellschaft 
bisher nicht ausgeräumt worden ist? 

Trifft es zu, daß gegen den bisherigen stellvertretenden Lei-
ter des Kreiswehrersatzamts Würzburg ein Disziplinarver-
fahren eingeleitet worden ist, u. a. mit dem Vorwurf „ach-
tungsunwürdigen Verhaltens", weil er die Öffentlichkeit über 
tatsächliche Mißstände bei Prüfungsverfahren für Kriegs-
dienstverweigerer (Fließbandverfahren, unterproportionale 
Anerkennungsquoten, abwegige Begründungen im Wider-
spruchverfahren) aufgeklärt hat, und welche Konsequenzen 
will die Bundesregierung aus diesem Fall ziehen? 

Zu Frage 108: 

Die Bundesregierung kann pensionierten Genera-
len nicht verwehren, sich, wie jeder andere Bürger 
auch, in Vorträgen zu militärstrategischen Pro-
blemen zu äußern. 

Soweit dies in Kasernen geschieht, ist der Erlaß 
über Ziele, Grundsätze und Aufgaben der Presse- 
und Öffentlichkeitsarbeit in Verteidigungsfragen zu 
beachten. 

Es sind in diesem Zusammenhang keine Tatsa-
chen bekanntgeworden, die diesem rechtlichen Rah-
men zuwiderliefen. 

Dabei kann offenbleiben, ob die im SPIEGEL an-
gegebenen Zitate den tatsächlichen Geschehensab-
läufen entsprechen. 

Was den zweiten Teil Ihrer Frage angeht, so er-
laube ich mir den Hinweis, daß ein einschlägiges Er-
mittlungsverfahren von der zuständigen Staatsan-
waltschaft inzwischen eingestellt worden ist. 

Zu Frage 109: 

Disziplinarvorgänge sind ihrem Wesen nach ver-
traulich. 

Ich sehe mich daher außerstande, Ihre Frage zu 
beantworten. 

Anlage 26 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Penner auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Warnke (CDU/CSU) (Druck-
sache 9/1386 Fragen 110 und 111): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in Dienststellen der 
Bundeswehr zivile Angestellte und Soldaten für die gleiche 
Tätigkeit unterschiedlich besoldet werden und hierbei z. B. 
bei Bezahlung der Angestellten nach BAT IV b und Besol-
dung der Soldaten nach Besoldungsgruppe A 7 monatliche 
Vergütungsunterschiede bis zu rund 700 DM brutto zu Lasten 
der Soldaten auftreten? 

Ist die Bundesregierung bereit, die ungleiche Besoldung 
von Angestellten und Soldaten bei Tätigkeiten mit gleicher 
Leistung und gleicher Verantwortung unverzüglich mit dem 
Ziel zu überprüfen, die Gleichbehandlung der betroffenen Sol-
daten mit den Angestellten herzustellen? 

Unterschiede in der Bezahlung sind darauf zu-
rückzuführen, daß Berufs- und Zeitsoldaten (Besol-
dungsempfänger) und Angestellte (Arbeitnehmer) 
unterschiedlichen Bezahlungssystemen unterlie-
gen. Die Einkommensdifferenz zwischen beiden 
Personengruppen verringert sich im Nettovergleich 
nicht unbeträchtlich. 

Die Bundesregierung ist um eine insgesamt aus-
gewogene Regelung bemüht. Das bisherige Fehlen 
eines einheitlichen Dienstrechts ist ein erwähnens-
wertes Hindernis auf diesem Wege. 

Anlage 27 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Frage des 
Abgordneten Dr. Kunz (Weiden) (Drucksache 9/1386 
Frage 112): 

Welche finanziellen Beträge hat die Bundesregierung in 
den Jahren 1980 und 1981 (wenn nicht verfügbar in den Jah-
ren 1979 und 1980) an wie viele Sozialhilfeempfänger aufge-
wendet, die im Ausland mittellos bei deutschen Vertretungen 
um Hilfe nachgesucht hatten? 

Der Bund hat in den Haushaltsjahren 1979 und 
1980 für die nachstehenden Sozialhilfeempfänger

-

zahlen folgende Beträge erstattet: 

1979 für 6 487 Sozialhilfeempfänger 
5 820 861,10 DM 

1980 für 6 802 Sozialhilfeempfänger 
7 643 047,27 DM. 

Die Zahlen von 1981 liegen noch nicht vor. 

Anlage 28 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Faltlhauser (CDU/CSU) (Druck-
sache 9/1386 Fragen 113 und 114): 

Wie viele ausländische Ärzte (Ärzte und Zahnärzte) arbei-
ten gegenwärtig in der Bundesrepublik Deutschland, wie 
viele kommen davon aus dem EG-Bereich und wie viele prak-
tizieren auf Grund einer Aufenthaltserlaubnis in der Form 
des Sichtvermerks? 
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Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß die 
Zahl der Ärzte, die als Asylanten in die Bundesrepublik 
Deutschland gekommen sind, nach wie vor steigt, und was ge-
denkt die Bundesregierung dagegen zu tun, diese Zahl ange-
sichts einer weiter steigenden Zahl deutscher Ärzte in vertret-
baren Grenzen zu halten? 

Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes 
gab es am 31. Dezember 1980 10 150 ausländische 
Ärzte und 1 467 ausländische Zahnärzte in der Bun-
desrepublik Deutschland. 

Die Zahl der zu diesem Zeitpunkt hier tätigen 
Ärzte und Zahnärzte aus Mitgliedstaaten der EG ist 
nicht bekannt. 

Einer Aufenthaltserlaubnis, je nach Staatsange-
hörigkeit auch in der Form des Sichtvermerks, der 
vor der Einreise einzuholen ist, bedarf jeder Auslän-
der, der hier die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit 
beabsichtigt. Wie viele der am 31. Dezember 1980 
hier tätigen ausländischen Ärzte und Zahnärzte mit 
einem Sichtvermerk in die Bundesrepublik 
Deutschland eingereist sind, ist nicht bekannt. Kon-
krete Zahlenangaben könnten insoweit, wenn über-
haupt, nur mit einem unverhältnismäßig hohen Ver-
waltungsaufwand ermittelt werden. 

Sichere Erkenntnisse darüber, ob die Zahl der 
Ärzte und Zahnärzte, die als Asylbewerber in die 
Bundesrepublik Deutschland kommen, und die Zahl 
der asylberechtigten Ärzte und Zahnärzte nach wie 
vor steigen, lassen sich aufgrund des der Bundesre-
gierung vorliegenden Materials nicht gewinnen. Die 
bei einigen Ländern eingeholten Auskünfte sind 
nicht einheitlich. Ich bin gern bereit, durch eine An-
frage bei den obersten Landesgesundheitsbehörden 
Näheres hierzu festzustellen. 

Anlage 29 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Fragen 
des Abgeordneten Niegel (CDU/CSU) (Drucksache 
9/1386 Fragen 115 und 116): 

Sind die in der Öffentlichkeit bekanntgewordenen mit Pe-
stiziden und anderen Chemikalien verseuchten Fischimporte 
aus Nordamerika gesundheitsschädlich nach den Bestim-
mungen des deutschen Lebensmittelrechts, und welche Maß-
nahmen hat die Bundesregierung diesbezüglich ergriffen? 

Besteht der Vorwurf gegenüber dem Bundesgesundheits-
ministerium und den nachgeordneten Behörden zu Recht, bei 
Importen, z. B. solchen verseuchter Fische, bezüglich Untersu-
chungen und Kontrollen zu großzügig zu sein, während bei 
der deutschen Produktion oft sehr kleinlich vorgegangen 
wird? 

Die in der Öffentlichkeit bekanntgewordenen 
Rückstände von Pestiziden bei importierten Aalen 
aus USA und Kanada überschreiten die nach dem 
deutschen Lebensmittelrecht zulässigen Höchstwer-
te.  

Die Bundesregierung hat sofort nach Bekannt-
werden der Höchstmengenüberschreitung die ober-
sten Landesveterinärbehörden gebeten, eine ver-
stärkte Untersuchung von Aalen aus USA und Ka-

nada durchführen zu lassen. Mit Vertretern der 
amerikanischen und kanadischen Botschaft wurden 
Gespräche geführt mit dem Ziel, in Expertengesprä-
chen möglichst bald zu einer dauerhaften Lösung 
des Problems zu kommen. Darüber hinaus hat die 
Bundesregierung die anderen Mitgliedstaaten der 
EG unterrichtet und gebeten, sie über etwaige Liefe-
rungen amerikanischer und kanadischer Aale über 
ihre Länder zu unterrichten. 

Ein Vorwurf, wie sie ihn unterstellen, ist mir bis-
her nicht bekanntgeworden; er wäre auch unbegrün-
det. Zuständig für die Durchführung der Lebensmit-
telüberwachung in der Bundesrepublik Deutschland 
sind die Länder, die ihre Aufgaben als eigene Ange-
legenheiten ausführen. Die Zolldienststellen sind 
unverzüglich angewiesen worden, aus USA und Ka-
nada eingeführte Aale den zuständigen Lebensmit-
telüberwachungsbehörden zur Untersuchung zuzu-
führen. Gleichzeitig sind die obersten Veterinärbe-
hörden in den USA und Kanada ersucht worden, die 
Ausfuhr von Aalen nach der Bundesrepublik 
Deutschland nur noch dann zuzulassen, wenn sie 
auf Pestizide untersucht worden sind und die deut-
schen Grenzwerte nicht überschritten werden. 

Diese Tatsachen zeigen mit voller Deutlichkeit, 
daß die Bundesregierung der Kontrolle importierter 
Fische keine geringere Bedeutung beimißt als der 
Kontrolle der inländischen Produktion. 

Anlage 30 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Fragen des 
Abgeordneten Kroll-Schlüter (CDU/CSU) (Drucksa-
che 9/1386 Fragen 117 und 118): 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob Phosphate in Lebens-
mitteln nachteilige gesundheitliche Empfindlichkeiten bei 
Kindern hervorrufen können? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die Auszeichnungs-
pflicht und die Genehmigungen von Phosphaten in Lebens-
mitteln zu überprüfen und aktuellen Erkenntnissen durch 
Änderung der Rechtslage anzupassen? 

Zu Frage 117: 

Das Bundesministerium für Jugend, Familie und 
Gesundheit hat an der Universitäts-Kinderklinik 
Main an 35 Kindern im Alter von 4 bis 15 Jahren wis-
senschaftlich untersuchen lassen, ob Zusammen-
hänge zwischen dem Verzehr phosphathaltiger Le-
bensmittel und kindlichen Verhaltensstörungen be-
stehen. 

Die Kinder wurden eingehend psychologisch un-
tersucht, und mit Einverständnis ihrer Eltern wurde 
dann das Verhalten der Kinder von Eltern und For-
schern beobachtet und beurteilt, u. a. durch Video-
aufzeichnungen und psychologische Tests. Dabei 
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zeigte sich, daß weder eine phosphatarme Diät noch 
eine einmalige Belastung mit zusätzlichem Phos-
phat einen meßbaren Einfluß auf das Verhalten der 
Kinder hatte. 

Zu Frage 118: 

Wie sich aus meiner Antwort zu der vorhergehen-
den Frage ergibt, besteht keine Veranlassung, die 
bestehende Rechtslage hinsichtlich der Zulassung 
und Kennzeichnung von Phosphaten zu ändern. Ich 
mache aber darauf aufmerksam, daß durch die Ver-
ordnung zur Neuordnung lebensmittelrechtlicher 
Kennzeichnungsvorschriften vom 22. Dezember 
1981 weitergehende Bestimmungen über die Kenn-
zeichnung erlassen sind. Danach müssen künftig bei 
verpackten Lebensmitteln zugesetzte Phosphate im 
Rahmen einer Zutatenliste gekennzeichnet wer-
den. 

Anlage 31 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Fragen des 
Abgeordneten Lennartz (SPD) (Drucksache 9/1386 
Fragen 119 und 120): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Auswirkungen der 
Gesetzesänderungen im Rahmen des 2. Haushaltsstrukturge-
setzes beim Zusatztaschengeld, daß hiernach Sozialhilfeemp-
fänger in Heimen in erste und zweite Klasse unterteilt wer-
den? 

Ist es zutreffend, daß durch dieses Gesetz eine haushalts-
mäßige Entlastung in der Größenordnung von ca. 5 Millionen 
DM zu verzeichnen ist bei einem Sozialbudget von ca. 1,5 Mil-
liarden DM, und war der Bundesregierung bekannt, daß der 
einzelne Betroffene teilweise bis zu über 40 v. H. seiner frei 
verfügbaren Einnahmen verliert? 

Zu Frage 119: 

Die Unterscheidung — wie Sie formulieren — von 
„Sozialhilfeempfängern in Heimen in 1. und 2. Klas-
se" kennt das Sozialhilferecht bereits seit einer 
Reihe von Jahren. Und zwar betrifft dies die Rege-
lung, wonach Heimbewohner, die nur Sozialhilfe er-
halten, ein sogenanntes Grundtaschengeld und 
Heimbewohner, die durch eigenes Einkommen (z. B. 
Rente) die Kosten ihres Heimaufenthalts mitfinan-
zieren, darüber hinaus ein Zusatztaschengeld erhal-
ten. 

Die Gesetzesänderung im Rahmen des 2. Haus-
haltsstrukturgesetzes hat daran grundsätzlich 
nichts geändert. Durch diese Änderung wurde ledig-
lich der Kreis der Bezieher von Zusatztaschengeld 
verkleinert sowie die Höhe des Zusatztaschengeldes 
reduziert. 

Der Bundesrat hat die Kürzung wie folgt begrün-
det: „Das nach einem Bedarfsmengenschema ge-
zahlte Taschengeld nach § 21 Abs. 3 Satz 1 ist be-
darfsdeckend. Das ,Zusatz-Taschengeld` nach § 21 
Abs. 3 Satz 3 ist als einkommensbezogene Leistung 
versorgungsähnlich und privilegiert den ohnehin im 
Regelfall gut versorgten Heimbewohner gegenüber 
dem Empfänger von Hilfe zum Lebensunterhalt  

außerhalb von Anstalten. Das mit dem ,Zusatz-Ta-
schengeld` verfolgte Ziel, Hilfeempfänger nach Maß-
gabe ihrer Selbstbeteiligung an den Heimkosten zu 
begünstigen, wird mit der geltenden Regelung nicht 
erreicht, da das volle ,Zusatz-Taschengeld` faktisch 
bei jedem Einkommensbezug zu leisten ist. Der 
Höchstbetrag sollte daher bei höherem Einkom-
menseinsatz gewährt werden." 

Die Kürzung geht nicht auf einen Vorschlag der 
Bundesregierung zurück, sondern ist mit der Mehr-
heit der CDU/CSU-regierten Länder im Bundesrat 
beschlossen und später im Vermittlungsausschuß 
durchgesetzt worden. Die Bundesregierung bedau-
ert, daß es hierdurch zu Härten bei den Betroffenen 
kommen kann. Aus der Sicht der Bundesregierung 
ist eine wirklich ausreichende Bemessung des allen 
Heimbewohnern gezahlten Taschengeldes zu wün-
schen. Die Zuständigkeit hierfür liegt nach dem Ge-
setz jedoch bei den Trägern der Sozialhilfe. 

Zu Frage 120: 

Die Einsparungen, die mit der Änderung der ge-
setzlichen Regelung über das Zusatztaschengeld er-
reicht werden sollten, sind im Gesetzgebungsverfah-
ren auf 130 bis 150 Millionen DM jährlich geschätzt 
worden. Die Höhe des Betrages ist dadurch begrün-
det, daß nach der alten Regelung schon die geringste 
Eigenbeteiligung an den Heimkosten den Anspruch 
auf ein Zusatztaschengeld auslöste, während dies 
nach der neuen Regelung erst bei einem größeren 
Eigenanteil von etwa 670 DM der Fall ist. 

Die Folgen der Gesetzesänderung für den einzel-
nen Heimbewohner waren der Bundesregierung 
ebenso bekannt, wie den übrigen am Gesetzge-
bungsverfahren beteiligten Personen. 

Ich betone jedoch noch einmal, daß die Änderung 
nicht auf einen Vorschlag der Bundesregierung zu-
rückgeht. 

Die Minderung des Taschengeldes kann im 
Höchstfall für den einzelnen Heimbewohner 66 DM 
monatlich ausmachen, und zwar dann, wenn er bis-
her zusätzlich zum allgemeinen Taschengeld den 
Höchstbetrag des Zusatztaschengeldes von 66 DM 
erhalten hat, nach neuem Recht aber kein Zusatzta-
schengeld mehr erhalten kann. Dies ist der Fall, 
wenn sein Beitrag zu den Heimkosten unter dem 
Doppelten des Regelsatzes eines Haushaltsvorstan-
des, also unter etwa 675 DM liegt. Aber auch in die-
sem Fall möchte ich den von Ihnen errechneten Pro-
zentsatz von 40 v. H. Verlust nicht übernehmen, weil 
das Taschengeld nach dem Gesetz nur Bestandteil 
der gesamten vom Sozialhilfeträger zu übernehmen-
den Heimkosten ist, die für den hier in Betracht 
kommenden Personenkreis regelmäßig ein Vielfa-
ches des Taschengeldbetrages ausmachen. 

Anlage 32 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Fragen des 
Abgeordneten Pauli (SPD) (Drucksache 9/1386 Fra-
gen 121 und 122): 
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Ist es zutreffend, daß in etwa 2 000 Fällen Fahrgäste der 
Deutschen Bundesbahn erheblich voneinander abweichende 
Fahrpreise dann zahlen müssen, wenn sie dieselbe Fahr-
strecke nur mit dem Bus oder teilweise mit dem Bus und teil-
weise mit der Bahn zurücklegen? 

Ist die Bundesregierung bereit, dahin gehend auf die Deut-
sche Bundesbahn einzuwirken, damit die tariflichen „Un-
ebenheiten" beseitigt und die Deutsche Bundesbahn ihre Ta-
rifpolitik mehr als bisher auf kundendienstliche Gesichts-
punkte abstellt? 

Die Fahrpreise der Deutschen Bundesbahn sind 
im Schienen- wie im Bahnbusverkehr innerhalb der 
bei beiden Geschäftszweigen einheitlich gebildeten 
Entfernungszonen grundsätzlich gleich. Wie bei al-
len Verkehrsunternehmen richtet sich aber auch bei 
der Deutschen Bundesbahn die Fahrpreishöhe nach 
der Länge der Beförderungsstrecke und — im Schie-
nenverkehr — nach der benutzten Wagenklasse 
bzw. dem in Anspruch genommenen Tarifangebot. 
Wegen der unterschiedlichen Schienen- und Stra-
ßenentfernungen einerseits und wegen der in be-
stimmten Verkehrsrelationen notwendigerweise ge-
brochenen Abfertigung sind deshalb Preisunter-
schiede nicht völlig auszuschließen. 

Das Wirtschaftsunternehmen Deutsche Bundes-
bahn (DB) gestaltet sein Preis- und Leistungsange-
bot, und damit auch seine Tarife, im Schienen- wie 
Bahnbusverkehr grundsätzlich selbständig und ei-
genverantwortlich. Dementsprechend prüft die 
Deutsche Bundesbahn von sich aus bereits, inwie-
weit noch bestehende Preisunterschiede im Schie-
nen- und Bahnbusverkehr bei Beförderungen über 
die gleiche Strecke und unterschiedliche Entfernun-
gen etwa durch Angleichung der Tarifentfernungs-
zonen bereinigt werden können. 

Anlage 33 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Möller (CDU/CSU) (Drucksache 
9/1386 Frage 123): 

Ist die Bundesregierung bereit, zur Verbesserung in der Be-
schäftigungslage in der Straßenbau- und Zulieferindustrie 
den Förderungskatalog des Gemeindeverkehrsfinanzierungs-
gesetzes im Bereich kommunaler Straßenbau um „verkehrs-
beruhigende Maßnahmen in Verbindung mit Stadterneue-
rung" zu erweitern und finanziell aufzustocken? 

Die Bundesregierung begrüßt jede Initiative, die 
die Verbesserung der Beschäftigungslage zum Ziel 
hat. 

Es ist aber zweifelhaft, ob eine Erweiterung des 
Förderkatalogs des Gemeindeverkehrsfinanzie-
rungsgesetzes um Maßnahmen zur Verkehrsberuhi-
gung ein geeignetes Mittel ist, um die Beschäfti-
gungslage nachhaltig zu verbessern. 

Verkehrsberuhigung wird zumeist durch eine 
Vielzahl kleinerer und größerer Einzelmaßnahmen 
auf den verschiedensten Gebieten erreicht, die den 
örtlichen Besonderheiten angepaßt sind. Dabei kann 
es sich neben straßenbaulichen Maßnahmen bei-
spielsweise auch um gärtnerische Gestaltungen 
oder um verkehrslenkende Anordnungen handeln, 
die erst in ihrer Gesamtheit und in ihrem Zusam-
menwirken den gewünschten Effekt haben. Für eine 
Förderung nach dem Gemeindeverkehrsfinanzie-
rungsgesetz könnten davon nur solche Teilmaßnah-
men in Betracht kommen, die größere Investitionen 
erfordern. Diese aber machen erfahrungsgemäß nur 
einen begrenzten Teil der Gesamtmaßnahme zur 
Verkehrsberuhigung aus, so daß von ihrer Förde-
rung keine nennenswerten beschäftigungspoliti-
schen Wirkungen erwartet werden können. 

Nachhaltige beschäftigungspolitische Wirkungen 
verspricht sich die Bundesregierung von dem be-
reits eingeleiteten „Programm des Bundesministers 
für Verkehr zum Bau von Ortsumgehungen an Bun-
desstraßen", das auch als Beitrag des Bundes zur 
Verkehrsberuhigung zu verstehen ist. Das Pro-
gramm weist den Einsatz erheblicher Mittel aus 
dem Haushalt des Bundesverkehrsministeriums für 
diesen Zweck aus. 

In die gleiche Richtung zielen die beschäftigungs-
politisch sehr bedeutsamen Finanzhilfen des Bun-
des für den öffentlichen Personennahverkehr. 

Anlage 34 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Fragen des 
Abgeordneten Stutzer (CDU/CSU) (Drucksache 9/ 
1386 Fragen 124 und 125): 

Besteht die Absicht, den Fährverkehr über den Nord-Ost-
see-Kanal zu ändern, und wenn ja, welche Fährverbindungen 
werden hiervon betroffen werden? 

Besteht die Bereitschaft, die Schwebefähre über den Nord-
Ostsee-Kanal künftig in kürzeren Abständen verkehren zu 
lassen, wenn hieran ein berechtigtes Interesse der Benutzer 
erkennbar ist? 

Die Ausgaben für den Fährverkehr am Nord-Ost-
see-Kanal belaufen sich auf rd. 20 % der Gesamtaus-
gaben des Außendienstes für den Betrieb und die 
Unterhaltung dieser Wasserstraße. Um dem Gebot 
der sparsamen Bewirtschaftung öffentlicher Mittel 
Rechnung zu tragen, müssen der erforderliche Auf-
gabenumfang und der benötigte Mitteleinsatz stän-
dig überprüft werden. Vor diesem Hintergrund erfol-
gen Bedarfsüberprüfungen des Fährverkehrs in den 
Bereichen Fischerhütte/Grünenthal und Brunsbüt-
tel. Ob und ggf. in welchem Umfang betriebliche 
Maßnahmen zur Anpassung an die Entwicklung des 
Fährverkehrs unter Berücksichtigung neuer Brük-
kenbauwerke vorzunehmen sind, kann erst beurteilt 
werden, wenn die geprüften und bewerteten Ergeb-
nisse entsprechender Untersuchungen vorliegen. 
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Die Schwebefähre über dem Nord-Ostsee-Kanal 
unter der Eisenbahnhochbrücke in Rendsburg ver-
kehrt im Winterhalbjahr vom 1. Oktober bis 31. März 
von 5.00-22.00 Uhr und im Sommerhalbjahr vom 
1. April bis 30. September von 5.00-23.00 Uhr, je-
weils im 7,5-Minuten-Takt, so daß an jedem Ufer alle 
15 Minuten eine Abfahrt stattfindet. 

Auf Grund der Vorfahrt der durchgehenden Schiff-
fahrt gegenüber den das Fahrwasser querenden 
Fähren kann der Fahrplan der Schwebefähre schon 
jetzt aus Sicherheitsgründen nicht immer eingehal-
ten werden. Demzufolge würde bei einer Fahrplan-
verdichtung die Zahl der nicht fahrplanmäßig durch-
führbaren Fährfahrten zwangsläufig zunehmen. 
Darüber hinaus müßte für eine angestrebte Ände-
rung des Fahrplans ein Planänderungsverfahren 
durchgeführt werden, damit Betroffene im Zuge der 
öffentlichen Planauslegung die Möglichkeit haben, 
berechtigte Forderungen, Anregungen oder Beden-
ken einzubringen. Eine Abwägung der unterschied-
lichen Interessen auf der Bedarfsseite hat ergeben, 
daß für die Wasser- und Schiffahrtsverwaltung 
keine Veranlassung besteht, ein entsprechendes 
Planänderungsverfahren einzuleiten. 

Anlage 35 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/1386 Frage 126): 

Kann die Bundesregierung mitteilen, wie viele sowjetische 
Lastwagen- und Autofahrer sich — mit Lastwagen bzw. Pkws 
— 1979, 1980, 1981 und in den beiden ersten Monaten des 
Jahrs 1982 im Durchschnitt täglich in der Bundesrepublik 
Deutschland befanden? 

Die Anzahl der über die Grenzzollstellen der Bun-
desrepublik Deutschland ein- und durchgefahrenen 
Lastkraftfahrzeuge mit Standort in der Sowjetunion 
hat sich nach Feststellungen des Kraftfahrt-Bundes-
amtes wie folgt entwickelt: 

Jahr 
Monat Insgesamt Tagesdurchschnitt 

1979 14 650 40 
1980 16 618 45 
1981 13 986 38 

Januar 1982 440 14 
Februar 1982 840 30 

Entsprechende Angaben über die Personenkraft-
wagen oder die mit ihnen beförderten Personen fal-
len weder im Rahmen der Statistik des grenzüber-
schreitenden Verkehrs mit Personenkraftfahrzeu-
gen noch in der Statistik des grenzüberschreitenden 
Reiseverkehrs an. Des weiteren ist zu bemerken, 
daß keine statistischen Angaben über die personelle 
Besetzung eines sowjetischen Lastkraftfahrzeugs 

vorhanden sind. Nach den vorliegenden Erfahrun-
gen kann jedoch davon ausgegangen werden, daß in 
der Regel jedes Fahrzeug mit zwei Personen besetzt 
ist. 

Anlage 36 

Antwort 

des Staatssekretärs Mahne auf die Fragen des Abge-
ordneten Reschke (SPD) (Drucksache 9/1386 Fragen 
127 und 128): 

Wie ist der Stand der Verhandlungen zwischen der Bundes-
regierung, dem Land Nordrhein-Westfalen und den beteilig-
ten Flughafengesellschaften sowie Trägern öffentlicher Be-
lange zur Kooperation bzw. Fusion der Flughäfen Köln/Bonn 
und Düsseldorf sowie deren bessere Erschließung mit dem öf-
fentlichen Personennahverkehr? 

Haben sich die Zielvorstellungen der Bundesregierung be-
zogen auf die Flughäfen Köln/Bonn und Düsseldorf gegen-
über der Beantwortung meiner Fragen vom 22. Juni 1981 ge-
ändert? 

Auf Initiative der Bundesregierung und der Lan-
desregierung Nordrhein-Westfalen finden seit 
Herbst 1981 Gespräche zwischen den Geschäftsfüh-
rungen der Flughafengesellschaften Köln/Bonn und 
Düsseldorf über Möglichkeiten einer Zusammenar-
beit und Aufgabenteilung statt. 

Beide Regierungen sind der Ansicht, daß die vor-
gesehenen Gespräche mit den politischen Repräsen-
tanten der Flughäfen erst nach Abschluß der oben 
genannten Erörterungen aufgenommen werden sol-
len. 

Die Zielvorstellungen der Bundesregierung haben 
sich nicht geändert. 

Anlage 37 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Schwenk (Stade) (SPD) (Drucksa-
che 9/1386 Fragen 129 und 130): 

Hält die Bundesregierung die Reflektionsfähigkeit der auf 
den Bundeswasser- und Seeschiffahrtsstraßen verkehrenden 
Fahrzeuge aller Größenordnungen für ausreichend, um die 
Radarauffaßbarkeit sowohl für Schiffs- als auch für Landra-
darleitanlagen sicherzustellen, und was gedenkt die Bundes-
regierung verneinendenfalls zu tun, um insbesonders die Er-
kennbarkeit von flachen Fahrzeugen zu verbessern? 

Ist es zutreffend, daß das Auflaufen des Tankschiffs Pohl-
mann 3 vor der holsteinischen Unterelbeküste am 29. Januar 
1982 u. a. auf mangelnde Radarauffaßbarkeit und damit Leit-
barkeit zurückzuführen ist, und ist der Bundesregierung be-
kannt, daß es beim Deutschen Hydrographischen Institut Un-
tersuchungen über die Verbesserung der Radarauffaßbarkeit 
unzureichend reflektierender Wasserfahrzeuge gibt? 
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Die Reflexionsfähigkeit von Schiffen, die der 
Schiffssicherheits-Verordnung und den Binnen-
schiffsuntersuchungsordnungen unterliegen, reicht 
in der Regel aus, um diese sowohl von Bordradar- als 
auch von Landradaranlagen zu erfassen. Daher ist 
in diesen Verordnungen auch keine Ausrüstungs-
pflicht enthalten. Falls Seeschiffe jedoch zur Verbes-
serung der Radarerkennbarkeit Radarreflektoren 
mit sich führen, müssen ihre Baumuster vom Deut-
schen Hydrographischen Institut geprüft sein 
(Anl. 7 der Schiffssicherheitsverordnung). 

Physikalische Ursachen, wie Verdeckung durch 
andere Schiffe oder Ufergestaltung und Uferbe-
wuchs, stark reflektierende Eisschollen, Regen oder 
Seegang können die Erkennbarkeit der Schiffe ver-
ringern oder das Erkennen sogar unmöglich ma-
chen. Dieses muß bei sorgfältiger Navigation von 
den Schiffsführungen berücksichtigt werden. 

Sportfahrzeugen wird die Ausrüstung mit Radar-
reflektoren dringend empfohlen. 

Das Binnentankmotorschiff Pohlmann 3 war beim 
Auflaufen an der Unterelbe in Beratung durch die 
Radarstation. Es war kein Lotse an Bord. Möglich 
ist, daß das Echo des Schiffes in den vielen durch 
Eisschollen verursachten Echos schwieriger erf aß-
bar  war. Daran hätte auch die Erhöhung der Refle-
xionsfähigkeit des Schiffes durch einen Radarre-
flektor nichts geändert. Die näheren Umstände für 
das Auflaufen sind gegenwärtig nicht bekannt und 
müssen einer weiteren Untersuchung überlassen 

) werden. 

Anlage 38 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Mahne auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Jobst (CDU/CSU) (Drucksache 9/ 
1386 Frage 131): 

Welche Gründe haben Bundesverkehrsminister Dr. Hauff 
veranlaßt, entgegen seiner Ankündigung bei der Vorlage der 
Novelle zum Bundesbahngesetz, Manager aus der Wirtschaft 
in den Vorstand der Deutschen Bundesbahn berufen zu wol-
len, jetzt bei der Auswahl der neuen Vorstandsmitglieder sich 
ganz überwiegend auf den Bahnbereich selbst zu beschrän-
ken und keine Manager vorzuschlagen? 

Der Bundesminister für Verkehr hat in der ge-
nannten Rede vor dem Deutschen Bundestag unter 
anderem gesagt, daß mit dem Gesetz auch bessere 
Voraussetzungen geschaffen werden sollen, um 
auch Persönlichkeiten für die Unternehmensfüh-
rung der Deutschen Bundesbahn zu gewinnen, die 
über Erfahrungen in Führungsaufgaben der Wirt-
schaft verfügen. Er hat ebenfalls ausgeführt, daß 
ihre Zahl in einem vernünftigen Verhältnis zu den 
Persönlichkeiten stehen soll, die sich aus dem Be-
reich des Verkehrswesens, insbesondere des Eisen-
bahnwesens für die Führungsspitze der Deutschen 
Bundesbahn qualifiziert haben. 

Der Bundesminister für Verkehr beabsichtigt 
nach wie vor, dieser Zielsetzung zu entsprechen. 

 

Anlage 39 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Becker auf die Fragen des 
Abgeordneten Clemens (CDU/CSU) (Drucksache 9/ 
1386 Fragen 132 und 133): 

Welche Kriterien waren für die Bundesregierung entschei-
dend, das Zentralamt für Zulassungen im Fernmeldewesen 
nicht in Braunschweig sondern in Saarbrücken einzurich-
ten? 

Inwieweit ist die Entscheidung der Bundesregierung, das 
Zentralamt für Zulassungen im Fernmeldewesen in Saar-
brücken und nicht in Braunschweig einzurichten, mit der Ziel-
setzung des Zonenrandförderungsgesetzes in Einklang zu 
bringen? 

In die Überlegungen zur Festlegung des Standor-
tes für das neue Zentralamt für Zulassung im Fern-
meldewesen wurden insgesamt neun verschiedene 
Kriterien einbezogen. Die wichtigsten Kriterien 
sind: 

— Personelle Voraussetzungen (Kurzfristige Bereit-
stellung ausgebildeter Kräfte des mittleren, gehobe-
nen und höheren fernmeldetechnischen Dienstes 
der Deutschen Bundespost), 

— Strukturpolitische Voraussetzungen (Förde-
rungsmaßnahmen, Infrastruktur), 

— Verkehrstechnische Voraussetzungen (Anbin-
dung an Bundesbahn und Autobahn; Flughafen), 

— Räumliche Voraussetzungen (Kurzfristiger Er-
werb oder Anmietung von Grundstücken, Gebäuden 
oder Räumen). 

In der zusammenfassenden Wertung aller Krite-
rien ergab sich ein Vorrang für Saarbrücken vor 
Braunschweig. 

Ergänzend hierzu ist noch festzustellen, daß die 
Mehrzahl der Firmen, die mit dem neuen Zentra-
lamt Beziehungen unterhalten werden, ihren Sitz im 
Westen, Südwesten und Süden der Bundesrepublik 
haben. Auch diese Tatsache ist berücksichtigt wor-
den. 

Bei der Auswahl des Standortes für das Zentral-
amt für Zulassungen im Fernmeldewesen sind 
selbstverständlich die Zielsetzungen des Zonen-
randförderungsgesetzes in die Diskussion eingeflos-
sen. Deshalb wurden neben Braunschweig auch an-
dere im Zonenrandgebiet gelegene Standorte in die 
engere Wahl einbezogen. Dem Standort Saarbrük-
ken ist wegen der unter 1. genannten Kriterien der 
Vorzug gegeben worden. Diese Entscheidung steht 
im Einklang mit den Maßnahmen nach dem 10. Rah-
menplan der Bundesregierung zur „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur", wonach auch 
Saarbrücken förderungswürdig ist und mit 20%iger 
staatlicher Subvention bei Investitionskosten ausge-
wiesen wird. 
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Anlage 40 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Becker auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Hupka (CDU/CSU) (Drucksache 
9/1386 Frage 134): 

Sind der Bundesregierung Gründe dafür bekannt, warum 
die Volksrepublik Polen darauf beharrt, auf ihren Anteil von 
etwa 40 Prozent an einer Paketsendung nicht zu verzichten, 
obwohl es sich um Paketsendungen aus der Bundesrepublik 
Deutschland für die eigene notleidende Bevölkerung han-
delt? 

Gespräche der Bundesregierung mit den zuständi-
gen Vertretern des polnischen Postministeriums ha-
ben ergeben, daß Polen auf die ihm zustehenden 
Endgebühren nicht verzichten könne, da das höhere 
Paketaufkommen erhebliche Neuinvestitionen not-
wendig mache. Diese Ausgaben könnten nur über 
die Endgebühren finanziert werden. 

Anlage 41 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Frage des 
Abgeordneten Link (CDU/CSU) (Drucksache 9/1386 
Frage 142): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Ausführungen von 
Bundesminister Genscher in einem Interview gegenüber der 
Bild-Zeitung, „wer das Beschäftigungsprogramm jetzt zerre-
det, der zerredet Arbeitsplätze und zerredet auch diese Koali-
tion"? 

Die Bundesregierung stimmt mit den zitierten 
Ausführungen von Bundesminister Genscher voll 
überein. Auch der Bundeskanzler hat mehrfach, vor 
allem in seiner Erklärung am 5. Februar 1982 vor 
dem Deutschen Bundestag, mit Nachdruck darauf 
hingewiesen, daß eine weitere Verlängerung der öf-
fentlichen Debatte über die Gemeinschaftsinitiative 
schädlich wäre für das Vertrauen in die wirtschaftli-
che Entwicklung und schädlich für Investitionen 
und Arbeitsplätze. 

Anlage 42 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sperling auf die Fra-
gen des Abgeordneten Jansen (SPD) (Drucksache 
9/1386 Fragen 145 und 146): 

Ist die Darstellung der Wohnungsbaukreditanstalt des Lan-
des Schleswig-Holstein in einem Schreiben an ihre Darlehns-
nehmer zutreffend, daß im Haushaltsstrukturgesetz vom 
11. Dezember 1981 Zinsanhebungen für öffentliche Baudarle-
hen „vorgesehen" sind und die Änderung des Wohnungsbin-
dungsgesetzes durch das Haushaltsstrukturgesetz eine politi-
sche Entscheidung des Bundes ist? 

Ist der durch das Rundschreiben erweckte Eindruck zutref-
fend, die Zinsanhebung sei durch den Bund erfolgt und ledig-
lich die Einführung der Kappungsgrenzen für die Zinsanhe-
bung sei eine Entscheidung des Landes? 

Zu Frage 145: 

Die Regelungen über die Zinsanhebung für öffent-
liche Baudarlehen im 2. Haushaltsstrukturgesetz 
basieren auf einem Initiativgesetzentwurf des Bun-
desrates und der CDU/CSU-Fraktion. Diesen Ge-
setzentwurf hat der Vermittlungsausschuß bei der 
Beratung des 2. Haushaltsstrukturgesetzes aufge-
griffen und zusammen mit dem von der Bundesre-
gierung eingebrachten Gesetzentwurf zur Erhebung 
einer sogenannten Fehlbelegungsabgabe durch Bes-
serverdienende Wohnungsinhaber dem Bundestag 
und Bundesrat zur Beschlußfassung zugeleitet. Das 
2. Haushaltsstrukturgesetz ist vom Deutschen Bun-
destag mit nur wenigen Gegenstimmen und vom 
Bundesrat u. a. auch mit Zustimmung des Landes 
Schleswig-Holstein beschlossen worden. 

Zu Frage 146: 

Der wohnungspolitische Teil des 2. Haushalts-
strukturgesetzes enthält sowohl eine Ermächtigung 
an die Länder, die Zinsen zu erhöhen, als auch zu 
entscheiden, bis zu welcher Höhe die Zinsen angeho-
ben werden sollen. Die bundesgesetzliche Regelung 
sieht dabei bereits Kappungsgrenzen vor und ver-
pflichtet das jeweilige Land, „die sich aus der höhe-
ren Verzinsung ergebenden Mieterhöhungen ange-
messen zu begrenzen" (§ 18 a Abs. 3 Satz 2 Wo-
BindG). Zinserhöhungen und ihre Begrenzung beru-
hen auf Entscheidungen der Landesregierung. Die 
an der Gesetzgebung beteiligten Bundesorgane ha-
ben dieser Kompetenzzuweisung zugestimmt. 

Anlage 43 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sperling auf die Fra-
gen des Abgeordneten Jungmann (SPD) (Drucksa-
che 9/1386 Fragen 147 und 148): 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Darstel-
lung, die die Wohnungsbaukreditanstalt des Landes Schles-
wig-Holstein ihren Kreditnehmern als Begründung der jüng-
sten Zinserhöhungen gibt, der Zuständigkeitsverteilung zwi-
schen Bund und Ländern nicht gerecht wird und den Inhalt 
des Haushaltsstrukturgesetzes falsch darstellt? 

Wie beurteilt die Bundesregierung ein solches Vorgehen im 
Hinblick auf die notwendige enge und vertrauensvolle Zu-
sammenarbeit zwischen Stellen des Bundes und der Länder 
in der Wohnungsbauförderung? 

Zu Frage 147: 

Bundesrat und Bundestag haben das 2. Haus-
haltsstrukturgesetz gemeinsam beschlossen. Die in 
Ausübung der Ermächtigung nach dem Gesetz ver-
fügte Zinsanhebung ist einschließlich der Kap-
pungsgrenze eine Entscheidung des jeweiligen 
Landes. Insoweit eine Trennung zwischen Verant-
wortlichkeiten des Bundes bzw. den gesetzgeben-
den Körperschaften des Bundes und der Länder 
vorzunehmen, wird weder der Vorgeschichte dieses 
Gesetzes noch den tatsächlichen Entscheidungsab-
läufen gerecht. 
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Zu Frage 148: 

Die Bundesregierung hat sich nach Verabschie-
dung des 2. Haushaltsstrukturgesetzes voll hinter 
die darin beschlossenen Maßnahmen gestellt, die 
zur Verwirklichung einer wirksamen Beschäfti-

gungspolitik von allen — auch von den Sozialmie-
tern im älteren Wohnungsbestand — Opfer verlan-
gen. Dabei sollten Bund und Länder wie bisher ver-
trauensvoll zusammenarbeiten. Eine Darstellung, 
die die Herkunft einer bitteren Pille dem Bund, ih-
ren umhüllenden Zuckerguß dem Land zuschreiben 
wollte, geht an den Tatsachen vorbei. 
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